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Dr. med. Ryke Geerd Hamer, ehemals Facharzt für Innere Medizin, 
seit 28 Jahren mit quasi lebenslänglichem Berufsverbot wegen 

- Nicht-Abschwörens der Eisernen Regel des Krebs (heute: Germanische Heilkunde) u. 

- Mich nicht Bekehrens zur Schulmedizin 

Deutscher Staatsbürger, der in Norwegen im Exil lebt, weil das private Amtsgericht 

Kempten 5 Jahre lang einen Fahndungsbefehl gegen mich ausgeschrieben hatte wegen eines „geistigen 

Deliktes“: „Ich hätte mich gefreut, wenn Susanne Rehklau gestorben wäre.“ 

Sie ist am Heiligabend 2009 mit einem Chip ausgeknipst worden. Der Notarzt am Krankenbett des 
Mädchens versicherte mir: „Das Mädchen stirbt nicht an einer Krank-heit, sondern an einer Vergiftung, das 
kann ich sicher sagen, Herr Kollege.“ Um diesen Vergiftungsmord mitHilfe eines Chips zu vertuschen, wurde 
gegen mich 5 Jahre Fahndung erlassen wegen eines „geistigen Deliktes“. Deshalb mein Exil in Norwegen. 

Ich bin der größte Wohltäter der undankbaren Juden aller Zeiten, denn durch die Germanische Heilkunde 
haben 50 bis 100 Milionen Juden weltweit Krebs überlebt. 

Statt Dank haben sie mich 33 Jahre bis aufs Messer gnadenlos bekämpft. 


An das Europäische Gericht für Menschenrechte in Straßburg 


Betr.: den illegalen Entzug meiner Approbation mit Existenzvernichtung seit April 1986, also seit 2 
8 Jahren. 


Europäisches „Gericht für Menschenrechte“ in Straßburg ! 

Mir hat Professor Dr. H. Janssen, Zentralrat Deutschland, Hauptstr. 17, 26340 Zetel, geraten, beim 
Europäischen Gerichtshof in Straßburg eine Anfrage zu stellen, ob mir Unrecht getan wurde. Noch niemals 
hat ein Arzt in Deutschland länger als 5 Jahre Berufsverbot bekommen, und die nur bei einem schweren 
Verbrechen. 

Dagegen habe ich mir in den 33 Jahren, seit es die Germanische Heilkunde gibt, und auch vorher niemals 
etwas zuschulden kommen lassen, weder menschlich noch ärztlich. 

Als mir 1986 von privaten Richtern (Kohn und Komplizen) die Approbation widerrechtlich entzogen wurde 
(seit 1962 gibt es kein GVG mehr und keinen vereidigten Richter), haben mich diese Betrüger betrogen. 
Als dieses inexistente Privaturteil „rechtskräftig“ hätte werden sollen, nämlich am 21.12.1990 , gab 
es schon drei Monate keine BRD mehr, auch keine legalen Gerichte, sondern nur noch eine Frankfurter 
Verwaltungs-GmbH, die hoheitliche Rechte vortäuscht, die sie gar nicht besitzt. 

Zitat aus meinem Brief an das Oberverwaltungsgericht Koblenz vom 14. 4. 2013 : 

„Am 17.7.1990 verfügten die Alliierten während der Pariser Konferenz neben der Aufhebung der 
„Verfassung der DDR“ die Streichung der Präambel und des Artikels 23 des „Grundgesetzes für die 
Bundesrepublik Deutschland“. 

Mit dem territorialen Geltungsgereich verlor das „Grundgesetzt für die Bundes-Republik Deutschland“ als 
Ganzes mit Wirkung zum 18.7.1990 seine Gültigkeit (BGBl 1990, Teil II Seite 885, 890 vom 23. 9.1990). 



Da die BRD verfassungsrechtlich (festgestellt mit Urteil des Bundesverfassungs-gerichtes) ihre Hoheit 
ausdrücklich „auf den Geltungsbereich des Grundgesetzes“ bezog, war mit dem Grundgesetz auch das 
besatzungsrechtliche Mittel BRD aufgelöst: 

Seit diesem Zeitpunkt - 18. 7.1990 - existiert das besatzungsrechtliche Provisorium Namens 
„Bundesrepublik Deutschland“, das 41 Jahre lang die Belange für einen Teil des Deutschen Volkes 
treuhänderisch für die Westalliierten zu verwalten hatte, nicht mehr. 

Alle von der Regierung und den Behörden der untergegangenen „Bundes- Republik Deutschland“ 
seit ihrem Erlöschen getätigten Rechtsgeschäfte und Verwaltungsakte sind danach rechtswidrig und 
ungültig. 

Soweit das Zitat an das OVG Koblenz vom 14. 4. 2013. Somit waren auch die Urteile betr. meine Approbation 
mit meiner Existenzvernichtung seit 28 Jahren von Anfang bis Ende ungültig ! 

Und auf diesem Betrugssystem beruht die Aberkennung meiner Approbation seit 28 Jahren ! 

Und nie habe ich mir, wie gesagt, etwas zuschulden kommen lassen, was auch nur ansatzweise ein 
Berufsverbot berechtigt hätte ! 

Seit 33 Jahren brüllt eine System-Gossenjournaille in religiösem Wahn non stop Rufmord- und Hetz¬ 
propaganda gegen mich. Diese System-Gossenjournaille hat seit 33 Jahren mein Leben zerstört, mich 
gedemütigt und verarmt, mich zwei mal ins Gefängnis gebracht und dafür gesorgt, daß ihre Onkologen- 
Glaubensbrüder 36 Millionen deutsche Nichtjuden geschächtet haben. Wie gesagt in 33 Jahren haben in 
Deutschland Onkologen aus religiösem Wahn 36 Millionen nichtjüd. Patienten mit Chemo und Morphium 
vorsätzlich umgebracht, während in Israel quasi kein einziger an Krebs erkrankter Patient stirbt, weil sie alle 
Germanische Heilkunde praktizieren. 

Herr Prof. Janssen riet mir, ich solle lediglich eine Anfrage beim Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte in Straßburg stellen, keinen Prozeß anstrengen. 

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte sei verpflichtet, mir auf meine Anfrage zu antworten. 
Dagegen, wenn ich einen Prozeß anstrenge, (gegen wen ? wenn In den letzten Jahrzehnten die ganze Justiz 
nur ein einziger Schwindel war ?), dann bekomme der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (auch 
ein privates Gericht ?) riesige Probleme, das fange ja in dem Fall schon bei der Zusammensetzung des 
Gerichtes mit privaten, nicht vereidigten sog. Richtern an. 

Hinzu kommt zu dem ganzen Wust von Problemen noch, daß der Hitler ja eindeutig ein beim englischen 
Tavistock 1912 ausgebildeter jüd. englischer Agent war, der mit seinen jüd. Kompizen Pius XII, Roosevelt, 
Churchill, Stalin, Mussolini und Franco (= Bahamonde) einen Krieg gegen das deutsche Volk geführt hat, 
wie Tavistock ihm beigebracht hatte. 

Den 2. Weltkrieg muß man neu schreiben, er war ein Betrugs-Krieg gegen das deutsche Volk. 

Die Besetzung nach dem Betrugskrieg war doppelter und dreifacher Betrug ! 

Deshalb wünsche ich nur eine Beantwortung meiner Frage. Die muß das Europäische Gericht für 
Menschenrechte mir geben, das weiß ich. Sollte das Gericht sich weigern, mir eine Antwort zu geben, dann 
hat es sich auf immer disqualifiziert. Das weiß auch das Gericht. 

Ich lege auch einen Bericht über eine Verhandlung vor dem (privaten) Verwaltungsgericht in Leipzig bei. 

Es wäre vielleicht zu überlegen, ob es nicht angemessen wäre, wenn das Europäische Gericht angesichts 
dieses gewaltigen Kalibers des Justizbetruges der Entscheidung des Privatgerichts in Leipzig zuvor kommen 
könnte. 

Es gibt viele Menschen in meinem Volke, die in dem Leipziger (privaten !) Verwaltungsgerichtsverfahren 
einen großangelegten manipulierten Schwindel sehen, um z.B mit Hilfe eines überstürzten 
Friedensvertrages ein rasches zweites Versaille unter Dach und Fach zu bringen und eine endgültige 
Einbindung in die EU, bevor wir eine wertlose Scheinselbständigkeit bekommen, aber nichts Wesentliches 
mehr ändern können. 

Wie sollte eine private Richterin Zarden, die bisher den Betrug mitgemacht hat, justitial plötzlich wieder 
revirginalisiert werden können ? Die ist und bleibt auf immer disqualifiziert. Und wenn sie als private, einem 
Logenmeister unterstehende Richterin bisher stets Betrug gemacht hat, wie die Hunderte von Richtern 
derVerwaltungs- und Oberverwaltungsgerichte in meinem Fall stets vorsätzlichen Justizbetrug gemacht 


haben, dann wird sie jetzt im Auftrag ihrer Auftraggeber, wie bisher immer, auch jetzt wieder vorsätzlichen 
Justizbetrug machen. Keinem dieser privaten Richter kann man noch trauen. 

Ich selbst habe mindestens 50 mal an höchste Gerichte der Frankfurter Verwaltungs-GmbH geschrieben 
und um eine Aufklärung gebeten, was denn nun eigentlich diese völkerrechtlich nicht existierende 
Frankfurter Verwaltungs-GmbH sei. 

Die Schwindel-Richter haben mir nie eine Antwort in der Sache gegeben, sondern immer nur - gegen 
besseres Wissen - bestätigt, die Unrechtsurteile meines Approbastionsentzuges über 28 Jahre seien 
„rechtskräftig“. 

Jetzt sieht man, das waren nicht nur Schwindel-Richter, sondern sogar kriminelle vorsätzliche Betrugs- 
Richter. Denn die haben ja alle genauestens Bescheid gewußt, wie mir mal eine Sekretärin im Karlsruher 
Gericht verraten hat. Ja, alle nicht vereidigten privaten Richter in unserem Land waren und sind Betrugs- 
Richter ! Sklaven unserer feindlichen religiösen Besatzungsmacht. 

Bitte, geben Sie mir eine Antwort, und nicht nur für mich, sondern eine die auch für mein Volk gilt, 
möglichst schnell, denn ich gehe morgen, 17. 5., in mein 80. Lebensjahr. 

Mit freundlichen Grüßen, 


Dr. Ryke Geerd Hamer 


P.S. 

Es muß noch darauf hingewiesen werden, daß ich natürlich meine Approbation für die Germanische 
Heilkunde fordere, die ich in 30 öffentlichen Verifikationen bewiesen habe, nicht für die schwachsinnige 
Schulmedizin mit ihren 5000 Hypothesen. 

Nachtrag vom 17.5.2014 zum Approbationsentzug durch die Bezirks-Regierung Koblenz vom 8.4.1986 
„mit sofortiger Wirkung, von Dr. med. Ryke Geerd Hamer. 

Anhaltspunkte dafür, daß Herr Dr. Hamer bereit wäre, der „Eisernen Regel des Krebs“ abzuschwören, sind 
nicht eerkennbar.... 

.... erscheint es im Übrigen als ausgeschlossen, daß Herr Dr. Hamer überhaupt in der Lage wäre, sich zu 
„bekehren“. 

Dieser Bescheid wurde seit 28 Jahren von jedem Nachfolgegericht so oder ähnlich übernommen. Nie wurde 
auch nur mit einem einzigen Wort versucht, eine Üerprüfung 
der Germanischen Heilkunde in der Sache zu gestatten, 

sondern es darf nur gefragt werden, ob Dr. Hamer verrückt ist, die gesamte Schulmedizin zu hinterfragen 
und als hypothetisch zu bezeichnen. 

Und das soll dann einer der handverlesenen „privaten“ Staatspsychiater per Gutachten klären : 

Etwa so in einem simulierten Gespräch : 

Privater Staatspsychiater Herr Dr. Hamer, Sie wollen also sagen, alle Millionen Ärzte der Welt hätten 
Unrecht und nur Sie alleine hätten Recht ?“ 

Dr.Hamer: „Darauf gebe ich Ihnen keine Antwort, aber auch Kopernikus hatte Recht, obwohl alle anderen 
gegen ihn waren und ihn verfolgt haben. Bei Neuentdeckungen ist das zwar selten , aber bisweilen so, 
wenn das ganze bisherige System in Frage gestellt wird.“ 

Privater Staatspsychiater: „Also, Herr Dr. Hamer, für mich ist das einfach nur Megalomanie und das ist eine 
psychiatrische Krankheit.“ 

Dr. Hamer: „Ich weiß ja, daß Sie darauf hinaus wollen, alles zu versuchen, nur um auf mögliche 
Auffälligkeiten in meiner Person abzuheben. Aber da muß ich sie enttäuschen, ich bin eine sehr 


gesunde Persönlichkeit, war in meinem Leben nie psychisch, geschweige denn psychiatrisch auffällig. 

Und daß der Prof. Glatzel aus Mainz in seinem 1. Psychiatrischen Gutachten 1985 über mich geschrieben 
hat, ich sei psychisch völlig gesund ohne Auffälligkeiten, dann aber von der Bezirksregierung Koblenz 
gebeten wurde, ohne mein Wissen und ohne mich nochmals gesehen zu haben, ein „2. Psychiatrisches 
Gutachten“ anzufertigen -Sie wissen, daß das illegal und streng verboten ist - Und in diesem illegalen 
Glatzel II Gutachten hat er dann geschrieben in dem Sinn, sonst sei der Dr. Hamer ja gesund, aber was 
seine Halsstarrigkeit anbelange, nicht abschwören zu wollen, obwohl er doch wissen müsse, daß seine 
Entdeckung nur falsch sein könne, das habe schon „psychopathische Züge“. Für solchen unerlaubten und 
damit verbrecherischen Schwachsinn Ihres Kollegen müßten Sie sich doch nur unendlich schämen. 

Aber mindestens 100 Gerichte haben immer nur diese 2 Worte zitiert. Das Zitieren eines unrichtigen passus 
(„psychopathische Züge“) zum Zwecke der Diffamierung und Psychiatrisierung ist auch ein (Gerichts)- 
Verbrechen ! Hundert mal gegen mich begangen“. 

Privater Staatspsychiater: „Das glaube ich alles nicht.“ 

Dr. Hamer: „Ja, mit „glauben“ kommen wir da nicht weiter. Das steht ja in den Akten. Wie wäre es denn, 
wenn wir erstmalig in dieser Schmierenkomödie mal die Neuentdeckung Germanische Heilkunde (damals 
Neue Medizin) durch Rproduzierung am nächstbesten Fall nachprüfen würden, anstatt unerlaubterweise, ja 
kriminellerweise den Entdecker psychiatrisieren zu wollen?“ 

Privater Staatspsychiater: „Herr Dr. Hamer, ich bin Psychiater und ich soll nur versuchen, Sie in eine 
psychiatrische Anstalt wegzusperren. Und das fällt mir nicht schwer: Wenn alle A glauben und einer B,dann 
ist der eine eben verrückt. Da kann man dann auf die Nachprüfung in der Sache verzichten.“ 

Dr. Hamer: „Ja, so läuft das, und eben das ist kriminell! Statt die Sache zu überprüfen versucht man, dem 
Entdecker irgend etwas Obskures anzuhängen, um ihn menschlich zu vernichten.“ 

Privater Staatspsychiater: „Ich gebe zu, so ist es. Aber ich bin nur Psychiater und habe meinen Auftrag.“ 

Z.B. hatte ich 1995 mit dem Tübinger Dekan, Chirurgen Prof. Becker eine öffentliche Überprüfung mit 
Handschlag fest vereinbart: 700 Professoren und Dozenten derTübinger Med. Fakultät sollten eingeladen 
werden in den großen Hörsaal der Chirurgie. 

Dort sollte ich Fälle der tübinger Kliniken aus dem Stegreif demonstrieren. Einzige Bedingungen waren : Es 
müsse redlich zugehen, die Pa<tienten müßten zur Befragung anwesend seien, die ungefälschten CT’s der 
Patienten müßten vorliegen und - es müsse Eine Kamera mitlaufen als Beweis. 

Das erschien dem Prof. Becker alles selbstverständlich und akzeptabel. 

Wenige Tage später mußte seine Sekretärin die geplante Verifikation absagen, der Grund war: Die Fakultät 
habe dem Dekan die Verifikation verboten ! 

Die Folge waren sage und schreibe 76 Zwangspsychiatrisierungs-Versuche, nach dem Motto: Wenn wir ihn 
„amtlich“ (natürlich durch meine Gegner!) für verrückt erklärt haben, erübrigt sich die Diskussion in der 
Sache ! 

Der letzte (76.) Zwangspsychiatrisierungsversuch fand zwischen 2009 und 2014 statt. 

Das Landgericht Kempten im Allgäu startete eine europaweite Fahndung mit dem vorgetäuschten 
Kriminalgrund, ich hätte ein „geistiges Delikt“ begangen, indem ich mich „gefreut“ hätte, wenn das damals 
12 jährige Mädchen, das ich nie gesehen habe, gestorben wäre. 

Ganz abgesehen davon, daß mir solche perversen Wünsche gänzlich fremd sind - Susanne Rehklau wurde 
am Heiligabend durch einen Chip „ausgeknipst“. Der Notarzt an Susannes Krankenbett sagte mir am 
Telefon : „Herr Kollege, das Mädchen hier stirbt nicht an einer Krankheit, sondern an einer Vergiftung, das 
kann ich sicher sagen !“ 

Die Staatsanwaltschaft Kempten hat meinem Anwald Koch vertraulich verraten, man habe mich ja nur für 
2 Tage in Untersuchungshaft haben wollen, um mich (natürlich durch meine Gegner) für verrückt erklären 
zu lassen. Danach habe man mich für immer in eine Psychiatrische Anstalt versenken wollen („Mollatieren 
wollen“). 

Das konstruierte „geistige Delikt“ war dazu da, einen psychischen Aufhänger für die Zwangspsychiatrisie- 
rung zu liefern. 

Der Betrug der privaten Justiz geht jetzt 28 Jahre. 


Anlagen : 


1. Entscheidung über Approbationsentzug durch Rheinland-Pfalz am 8. 4.1986 

2. Urteil des VG Sigmaringen über Ungültigkeit des Habilitationsverfahrens 5. 4.1989 

3. Bestätigung RA Lucke vom 24. 4.1991 betr. VG Koblenz. 

4. Urteil VG Frankfurt am Main vom 20.10. 2008 

5. Verifikationsurkunde der Universität Trnava vom 11. 9.1998 

6. Erklärung Dr. Hamer zur Verifikation von Trnava vom 11. 9.1998 

7. Interview mit Prof. Jörg Birkmayer vom 8. 3.1989 

8. Verifikationsurkunde Prof. Jörg Birkmayer vom 9.12.1988 

9. Verifikationsurkunde Universität Düsseldorf, von Prof. Stemmann 6.9.1984 

10. Urteilsschelte eines verfassungswidrigen Urteils des VG Franäkfurt/M 31.1. 2004 

11. Briefeines Ehemanns an Herrn Dr. Roeckvom 30. 7. 2006 

12. Brief Dr. Hamer an Hess. Lp-u U im Gesundheitswesen Frankfurt/M vom 8. 4. 2007 

13. S., K., Brief an VG Frankf./M Oehm-Neidlein vom 29.10. 2008 

14. Bestätigung RA Koch betr. VG Sigmatingen vom 8. 7. 2010 

15. Bericht über VG Leipzig wegen Ungültigkeit aller Justizurteile seit 1990 

16. Kommentar der „Zeitenschrift“ 2009: Krebs in Israel auffallend selten. 

17. Newsletter der Botschaft des Staates Israel vom 29.10. 2008 

18. Kopie vom Geburtsurkunde 

19. Kopie vom Reisepaß, ausgestellt 23. 2. 2003 


Rheinland-Pfalz 
Bezirksregierung Koblenz 

Koblenz, 08.04.1986 

ENTSCHEIDUNG 

Bezüglich der Approbationssache betreffend Herrn Dr. Ryke Geerd Hamer, Sülzburgstr. 29, 5000 Köln 41, 
ergeht folgende Entscheidung: 

1. Die Herrn Dr. Hamer durch den Hessischen Ministerfür Arbeit, Volkswohlfahrt und Gesundheit unter dem 
10.04.1962 erteilte Bestallung als Arzt wird widerrufen. 

2. Die Widerrufs-Entscheidung wird für sofort vollziehbar erklärt. 

Begründung: 

Teil 1: zu Nr. 1 

A. Die Ermächtigung zum Widerruf der Bestallung ergibt sich aus § 5 Abs. 2 Satz 2 der Bundesärzteordnung 
(BÄO) vom 02.10.1961 (BGBl. I S. 1857) i.d.F. des Gesetzes vom 14.03.1985 (BGBl. I S. 555). 

Hiernach kann die Approbation widerrufen werden, wenn nachträglich die Voraussetzung nach § 3 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 BÄO weggefallen ist. 

Das Gesetz sieht mithin u.a. in dem Umstand, daß der Arzt wegen einer nachträglich eingetretenen 
Schwäche der geistigen Kräfte zur Ausübung des ärztlichen Berufes unfähig ist, einen Widerrufsgrund. 

Die diesbezüglichen Voraussetzungen sind erfüllt, wenn der Arzt mangels entsprechender Einsicht nicht 
mehr in der Lage ist, den ärztlichen Pflichten in vollem Umfange nachzukommen (vgl. Daniels/Bulling, 

BÄO, 1963, _3/Rdnr. 72). Auf die Frage, ob der Arzt im rechtlichen Sinne geschäftsunfähig ist, kommt es 
nicht an. Ein wegen geistiger Schwäche insoweit Ungeeigneter muß keineswegs gleichzeitig auch schon 
geschäftsunfähig sein (vgl. hierzu auch: BVerwG, DVBl. 1986,146). Anders ausgedruckt: die gemäß § 3 Abs. 
1 Satz 1 Nr. 3 BÄO hinsichtlich der geistigen Kräfte zu stellenden Anforderungen sind höher als die, denen 
derjenige genügen muß, der lediglich nicht für geschäftsunfähig gehalten werden will... 
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Bezirksregierung Koblenz 

027 - 2 (507/508) Koblenz, 08.04.1986 



[NISCHE IDUNG 

Bezüglich der Approbationssache betreffend Herrn Dr. Ryke Geerd Hammer, 

Sülzburgstr. 29, 5000 Köln 61, ergeht folgende Entscheidung: 

1. Oie Herrn Dr. Hamer durch den Hessischen Minister für Arbeit, Volkswohl¬ 
fahrt und Gesundheit unter dem 10.04.1962 erteilte Bestallung als Arzt 
wird widerrufen. 

2. Oie Widerrufs-Entscheidung wird für sofort vollziehbar erklärt. 

Begründung: 

Teil 1: zu Nr. 1 

A. Oie Ermächtigung zu« Widerruf der Bestallung ergibt sich aus § 5 Abs. 2 
Satz 2 der Bundesärzteordnung (8Ä0) vom 02.10.1961 (BGBl. 1 S. 1857) 
i.d.f. des Cesetzes vom 14.03.1985 (BGBl. I S. 555). 


Hiernach kann die Approbation widerrufen werden, wenn nachträglich die 
Voraussetzung nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BÄO weggefallen ist. 

Das Gesetz sieht mithin u.a. in dem Umstand, dafl der Arzt wegen einer 
nachträglich eingetretenen Schwäche der geistigen Kräfte zur Ausübung 
des ärztlichen Berufes unfähig ist, einen Widerrufsgrund. 

Oie diesbezüglichen Voraussetzungen sind erfüllt, wenn der Arzt mangels 
entsprechender Einsicht nicht »ehr in der Lage ist, den ärztlichen Pflich¬ 
ten in vollem Umfange nachzukommen (vgl. Oamels/Bulling, BÄO, 1963, 

§ 3/Rdnr. 72). Auf die Frage, ob der Arzt im rechtlichen Sinne geschäfts¬ 
unfähig ist, kommt es nicht an. Ein wegen geistiger Schwäche insoweit 
Ungeeigneter muQ keineswegs gleichzeitig auch schon geschäftsunfähig 
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sein (vgl. hierzu auch: BVerwG, DVB1. 1986, 166). Anders ausgedrückt: 
die gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BÄO hinsichtlich der geistigen Kräfte 
zu stellenden Anforderungen sind höher als die, denen derjenige genügen 
muß, der lediglich nicht für geschäftsunfähig gehalten werden will... 

- 12 - 

Anhaltspunkte dafür, daß Herr Or. Hamer bereit wäre, der "Eisernen Regel 
des Krebses” abzuschwören, sind nicht erkennbar. So soll er - einer Presse¬ 
notiz zufolge - noch im März dieses Jahres versucht haben, einen Kreis 
angesehener Professoren von seiner Theorie zu überzeugen (HA 1/379). 

Vor dem Hintergrund der Feststellungen unter A - insbesondere im Hinblick 
auf die Ausführungen des Gutachters Prof. Or. Clatzel - erscheint es 
im übrigen als ausgeschlossen, daß Herr Dr. Hamer überhaupt in der Lage 
wäre, sich zu "bekehren"... 

- 13 - 

Dazu kommt, daß der Gesichtspunkt "geistige Schwäche" teilweise - wenn¬ 
gleich in nicht genau nachvollziehbarer Weise - von Unzuverlässigkeits¬ 
momenten überlagert wird (Unzuverlässigkeit: Behörde verpflichtet, 
Approbation zu widerrufen)... 
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Anhaltspunkte dafür, daß Herr Dr. Hamer bereit wäre, der “Eisernen Regel des Krebses” abzuschwören, 
sind nicht erkennbar. So soll er - einer Pressenotiz zufolge - noch im März dieses Jahres versucht haben, 
einen Kreis angesehener Professoren von seinerTheorie zu überzeugen (HA I/379). Vor dem Hintergrund 
der Feststellungen unter A - insbesondere im Hinblick auf die Ausführungen des Gutachters Prof. Dr. Glatzel 
- erscheint es im übrigen als ausgeschlossen, daß Herr Dr. Hamer überhaupt in der Lage wäre, sich zu 
“bekehren”... 
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Dazu kommt, daß der Gesichtspunkt “geistige Schwäche” teilweise - wenngleich in nicht genau 
nachvollziehbarer Weise - von Unzuverlässigkeitsmomenten überlagert wird (Unzuverlässigkeit: Behörde 
verpflichtet, Approbation zu widerrufen)... 




Verwaltungsgericht Sigmaringen 
Az.: 3 K1180/86 
Urteil 

Im Namen des Volkes! 


Im Verwaltungsrechtsstreit 

des Herrn Dr. Ryke Geerd Hamer, Sülzburgstraße 29, 5000 Köln 41, 


Universität Tübingen, - Zentrale Verwaltung 
Wilhelmstraße 7, 7400 Tübingen, 

Beklagte 

wegen Habilitation 

hat die 3. Kammer auf die mündliche Verhandlung vom 17. Dezember 1986 durch den Vizepräsidenten 
des Verwaltungsgerichts Dr. Iber und die Richter am Verwaltungsgericht Dr. Diem und Gwinner sowie die 
ehrenamtlichen Richter Hammer und Hoch 


f'bva;nß' 

Verwaifungsgericht Sigmaringen 

Az .: 1 > 761/86 

Urteil 


EiflGESAXGfa 
2 i. Mai MW 

todßwwtt la*o 


Im Nomen doj Volkes I 


X» Verwaltungsrechtsstreit 


Dr. Ryke Geerd Hamer, SülzburgatraQe 29. 9000 Köln 41, 


Ptox.-Bev.j Rechtsanwalt Lucke, 

Theresicnhohe. $010 Hürth, 


Kläger, 


gegen 


Universität Tübingen. Wilhelmstraße 7, 7400 Tübingen, 
vertreten durch den Präsidenten, 


Beklagte, 


wegen Vortäuschung falscher Tatsachen u.a. 

hat die i. Kammer auf die mündliche Verhandlung vom OS. April 
1984 durch den Vizepräsidenten des Vexweltungcgerichts Dr. Iber, 
den Richter am Verwaltungsgericht Dr. Diem und den Richter Wohl¬ 
rath sowie die ehrenamtlichen Richter frau Dreusch und Herrn Bu- 
chele 


für Recht erkannt: 


Die Klage wird abgewiesen. 

Oer Kläger tragt «lie Kosten des Verfahrens. 

Oie Kostenentscheidung ist vorläufig vollstreck¬ 
bar . Oer Kläger darf die Vollstreckung durch Si¬ 
cherheitsleistung oder Hinterlegung eines Betrages 
in Höhe von tOO,— DH abwenden, wenn nicht die Be¬ 
klagte vor der Vollstreckung Sicherheit in dieser 
Höhe leistet. 




Der Bescheid der Beklagten vom 10.5.1982 wird aufgehoben. Die Beklagte wird verpflichtet, über den 
Antrag des Klägers auf Erteilung der Habilitation erneut unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts 
zu entscheiden. 

Im Übrigen wird die Klage abgewiesen. 

Die Beklagte und der Kläger tragen die Kosten des Verfahrens je zur Hälfte. 

Die Kostenentscheidung ist vorläufig vollstreckbar. 

Die Beklagte darf die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung oder Hinterlegung in Höhe von DM 200,- 
abwenden, wenn nicht der Kläger vor der Vollstreckung Sicherheitsleistungen in dieser Höhe leistet. 

Der Kläger darf die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung oder Hinterlegung in Höhe von DM 200,- 
abwenden, wenn nicht die Beklagte vor der Vollstreckung Sicherheit in dieser Höhe leistet. 

Tatbestand: 

Der Kläger begehrt die Erteilung der Habilitation. 

Der Kläger ist promovierter Facharzt für Innere Medizin. 

Mit Schreiben vom 28.10.1981 reichte er seine Arbeit “Das Hamer-Syndrom, benannt nach Dirk 
Geerd Hamer, und die “Eiserne Regel des Krebs” als Habilitationsschrift für eine Habilitation im Fach 
“Innere Medizin” bei der Medizinischen Fakultät der Beklagten ein. Die eingereichte Arbeit umfaßt 50 
Seiten und daran anschließend 200 Fallschilderungen. In ihr entwickelt der Kläger eine Theorie über 
Entstehung, Lokalisation sowie Verlauf und mögliche Therapie einer Krebserkrankung. Er legt dar, daß 
die Krebsentstehung bedingt ist durch ein starkes Konflikterlebnis des Betroffenen (Hamer-Syndrom). 
Dieses Konflikterlebnis führe zu einer Fehlsteuerung im Gehirn. Von dort aus würden “Fehl-Codes” an 
Körperzellen gesendet, die dann aufgrund dieser “Fehl-Codes” entarten (Eiserne Regel des Krebs). Die 
Art des Konflikterlebnisses bestimme dabei die Lokalisation des Krebses. Die Krebserkrankung werde 
dadurch beeinflußt und therapiert, daß der psychische Konflikt beim Betroffenen ausgeräumt werde 
(Problembeseitigung). 

In den Sitzungen des Habilitationsausschusses der Medizinischen Fakultät der Beklagten am 8.12.1981 und 
19.1.1982 wurde Prof. Dr. Schräge - Frauenklinik - und Prof. Dr. Wilms - Medizinische Klinik, Abteilung Innere 
Medizin - beauftragt, über die eingereichte Arbeit ein Fachgutachten zu erstellen. 

Am 2.2.1982 erstattete Prof. Dr. Schräge sein Gutachten. Darin ist ausgeführt, daß Form und Methodik der 
Arbeit den Grundregeln einer Habilitationsschrift nicht entsprechen. Der Kläger entwickle seine Ansichten 
nicht sachlich und prägnant, sondern derStil der Arbeit sei geprägt durch persönlich-emotionale Momente. 
Auch nehme er keinerlei Bezug auf die vorhandene umfangreiche Literatur. Die Anschauungen des Klägers 
seien auch als Spekulation nicht zu akzeptieren. 

Auch der Zweitgutachter Prof. Dr. Wilms legte in seinem Gutachten vom 11.3.1982 dar, daß Form und 
methodisches Vorgehen des Klägers in seiner Arbeit nicht den Regeln einer wissenschaftlichen Publikation 
entsprechen. Eine Auseinandersetzung mit der Literatur zu den Entstehungstheorien des Krebses fehle 
vollständig. Der Kläger äußere sich ohne sachliche Argumentation entweder polemisch oder sensitiv als 
Außenseiter der sogenannten Schulmedizin. Eine wissenschaftlichen Kriterien genügende, reproduzierbare 
Darstellung der Methodik insbesondere bei der Auswahl des Krankengutes und der Durchführung der 
Patientengespräche fehle ebenfalls vollständig. Die Nomenklatur des Klägers erwecke in vielen Bereichen 
den Eindruck einer Pseudowissenschaftlichkeit. Der vom Kläger postulierte zeitliche Zusammenhang 
zwischen Konflikt und Krebsentstehung sei an keinem der vom Kläger dargestellten Beispiele schlüssig 
nachgewiesen. Zusammenfassend ist der Gutachter der Auffassung, daß der Fakultät die Annahme der 
Arbeit als Habilitationsleistung nicht empfohlen werden könne, da diese an gravierenden formalen, 
methodischen und sachlichen Mängel leide. 

Am 4.5.1982 lehnte der Habilitationsausschuß der Medizinischen Fakultät nach Bekanntgabe der Gutachten 
und abschließender Diskussion einstimmig die Anerkennung der eingereichten Arbeit des Klägers als 
Habilitationsleistung ab. 


In seinem Schreiben vom 5.5.1982 an den Dekan der Medizinischen Fakultät forderte der Kläger, nachdem 
ihm der Dekan mündlich die Ablehnung seiner Arbeit als Habilitation durch den Ausschuß bestätigt habe, 
diesen auf, ihm eine rechtsmittelfähige Entscheidung zukommen zu lassen, da er beabsichtige, gegen die 
Entscheidung der Fakultät Klage zu erheben. 

Mit Bescheid vom 10.5.1982 - zugestellt am 13.5.1982 unter der vom Kläger in Tübingen angegebenen 
Adresse - teilte der Dekan dem Kläger mit, daß sein Habilitationsgesuch vom Habilitationsausschuß 
abgelehnt worden sei, da seine Arbeit formal-methodologisch und sachlich nicht den Anforderungen 
entspräche, die die Fakultät im Rahmen von Habilitationsschriften für unverzichtbar halte. Der 
Rechtsbehelfsbelehrung über die Möglichkeit der Erhebung des Widerspruchs war der Zusatz beigefügt, 
daß “der Widerspruch einen bestimmten Antrag enthalten und begründet sein solle”. 

In einem Schreiben vom 24.8.1982 an den Dekan der Medizinischen Fakultät bezieht sich der Kläger auf ein 
mit diesem geführtes Gespräch, in dem er verschiedene Fälle vorgezeigt und die von ihm gefundene Theorie 
nachgewiesen habe. Der Kläger führt darin weiter aus, daß die Fachwelt und die Patienten auf die Fakultät 
blicken und eine ärztliche verantwortungsvolle Klärung der Frage erwarteten, ob die “Eiserne Regel des 
Krebs” therapeutische Hilfe bringen werde. Er bitte den Dekan, sich dieser Frage anzunehmen. 

In einem weiteren Schreiben des Klägers vom 20.12.1982 schlägt er dem Dekan der Fakultät vor, die 
“Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Habilitationsausschuß und ihm” durch einen neutralen 
Professor entscheiden zu lassen. Gleichzeitig bittet der Kläger um das schriftliche Einverständnis der 
Fakultät hierzu im Hinblick auf eine diesmal möglicherweise “positive Entscheidung der Fakultät, nachdem 
sich beim letzten mal nicht ein einziger Professor die Mühe der Nachprüfung gemacht habe”. 

Mit Schreiben vom 24.12.1982 wandte sich der Kläger unter dem Betreff “Meine Habilitation” erneut an den 
Dekan. Hierin erläuterte der Kläger wiederum die Schlüssigkeit seinerTheorie anhand von Beispielsfällen. 
Weiter führte der Kläger aus, daß die Medizinische Fakultät bei dieser erdrückenden Beweislast nicht mehr 
das Recht habe zu sagen, “wir wollen gar nicht wissen, ob das stimmt”. 

Er sehe in der Art und Weise des Vorgehens des Habilitationsausschusses, der nicht einen Fall untersucht 
habe, einen Skandal. 

Weitere Schreiben vom 1.7.1983 und 20.7.1986 richtete der Kläger an den Dekan der Medizinischen 
Fakultät jeweils unter dem Betreff “Habilitationsverfahren im Widerspruch”. Des weiteren wurde der Kläger 
im Zeitraum bis zur Klageerhebung mehrfach bei den jeweiligen Dekanen der Fakultät persönlich und 
fernmündlich vorstellig, um diese von der Richtigkeit seinerTheorie zu überzeugen. 

Am 29.7.1986 erhob der Kläger Klage beim Verwaltungsgericht Sigmaringen. 

Er beantragt, 

den ablehnenden Bescheid der Beklagten vom 10.5.1982 aufzuheben und die Beklagte zu verpflichten, ihm 
die beantragte Habilitation zu erteilen. 

Der Kläger beanstandet, daß im Habilitationsverfahren die beiden Gutachter und der Habilitationsausschuß 
seine Theorien nicht an Patienten tatsächlich überprüft hätten. Dies hätte seiner Ansicht nach deren 
Richtigkeit ergeben, womit eine Vielzahl von Menschenleben hätte gerettet werden können. Weiter führt der 
Kläger aus, daß er gegen den ablehnenden Bescheid rechtzeitig und formgerecht Widerspruch eingelegt 
habe. Die Klage sei geboten gewesen, nachdem 
die Beklagte seinem Widerspruch nicht abgeholfen habe. 

Die Beklagte beantragt, 
die Klage abzuweisen. 

Sie ist der Auffassung, daß der Kläger gegen die mit einer ordnungsgemäßen Rechtsbehelfsbelehrung 


versehene Entscheidung vom 10.5.1982 keinen Rechtsbehelf eingelegt habe und damit die nun erhobene 
Klage unzulässig sei. Ungeachtet dessen sei die Klage jedoch auch unbegründet, da es sich bei der 
Bewertung der vom Kläger eingereichten Arbeit um eine gerichtliche nur beschränkt überprüfbare 
pädagogisch-wissenschaftliche Leistungsbeurteilung handle. Im Falle des Klägers sei das Verfahren 
ordnungsgemäß durchgeführt worden. Bei der Bewertung der Arbeit seien die Gutachter sowie die 
Mitglieder des Habilitationsausschusses weder von falschen Tatsachen ausgegangen, noch lägen 
sachfremde Erwägungen oder die Verletzung allgemein gültiger Bewertungsmaßstäbe vor. 

Wegen des weiteren Vorbringens wird auf die Schriftsätze der Beteiligten verwiesen. 

Dem Gericht lagen die Behördenakten vor. Sie waren Gegenstand der mündlichen Verhandlung. 

Entscheidungsgründe: 

Die Klage ist zulässig jedoch nur zum Teil begründet. 

Die Zulässigkeit der vom Kläger erhobenen Verpflichtungsklage (§ 42 Abs. 1 VwGO) scheiterte insbesondere 
nicht etwa daran, daß die ablehnende Entscheidung der Beklagten vom 10.5.1982, zugestellt am 13.5.1982, 
mangels Einlegung eines Widerspruchs bestandskräftig geworden wäre. Zwar erhob der Kläger ausweislich 
der Behördenakte keinen der Form des § 70 VwGO entsprechenden Widerspruch innerhalb eines Monats 
nach Zustellung des ablehnenden Bescheids. Vielmehr ging erst am 26.8.1982 ein Schreiben des Klägers 
bei der Medizinischen Fakultät ein. Jedoch war zu diesem Zeitpunkt die Widerspruchsfrist noch nicht 
abgelaufen. Dies ergibt sich daraus, daß die im ablehnenden Bescheid der Medizinischen Fakultät vom 
10.5.1982 enthaltende Rechtsbehelfsbelehrung nicht geeignet war, die einmonatige Widerspruchsfrist 
nach § 70 VwGO in Gang zu setzen. Es ist anerkannt, daß einer Rechtsbehelfsbelehrung beigefügte Zusätze 
die Belehrung dann unrichtig machen, wenn sie geeignet sind, die Einlegung des in Betracht kommenden 
Rechtsbehelfs nennenswert zu erschweren, z.B. wenn sie beim Betroffenen einen Irrtum über die formalen 
oder materiellen Voraussetzungen des in Betracht kommenden Rechtsbehelfs hervorrufen und ihn dadurch 
möglicherweise davon abhalten können, den Rechtsbehelf einzulegen bzw. rechtzeitig einzulegen (vgl. 
BVerwGE 57,190; Kopp, VwGO, 7. Aufl., §58 RdNr. 12). Vorliegend war der Rechtsbehelfsbelehrung im 
Bescheid vom 10.5.1982 der Zusatz angefügt, daß “der Widerspruch einen bestimmten Antrag enthalten 
und begründet sein solle”. 

Anders als in dem der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes vom 27.8.1981 (Buchholz 310 §58 
VwGO Nr. 42) zugrundeliegenden Sachverhalt, in dem die Behörde es als “tunlich” bezeichnete, den 
Widerspruch zu begründen und einen bestimmten Antrag zu stellen, mußte bei dem von der Beklagten 
gebrauchten Zusatz nach dessen objektiven Erklärungsinhalt der Adressat davon ausgehen, daß jedenfalls 
das Antragserfordernis zu den regelmäßig notwendigen Voraussetzungen einer Widerspruchseinlegung 
(“soll”) gehört. 

Dieser Zusatz war nicht so zu verstehen, daß es lediglich zweckmäßig, ratsam oder empfehlenswert sei, 
einen Antrag zu stellen. Vielmehr muß nach der Ansicht der Kammer davon ausgegangen werden, daß 
durch den “befehlenden” Inhalt des Zusatzes ein Adressat in seinem Entschluß, Widerspruch zu erheben, 
beeinträchtigt und damit von der Einlegung des Widerspruchs abgehalten werden könnte, etwa dadurch, 
daß er das Antragserfordernis als notwendige Voraussetzung eines wirksamen Widerspruchs ansieht. 
Aufgrund dieses Umstandes lief im Falle des Klägers nicht einmonatige Widerspruchsfrist des § 70 VwGO. 
Der Kläger konnte daher noch innerhalb der Jahresfrist nach § 58 Abs. 2 Satz 1 VwGO Widerspruch erheben. 
Dies hat er mit seinem Schreiben vom 24.8.1982 - eingegangen bei der Beklagten am 26.8.1982 - getan. 
Diesem Schreiben kann entnommen werden, daß sich der Kläger gegen die ablehnende Entscheidung 
der Beklagten vom 10.5.1982 wenden will und um eine Überprüfung dieser Entscheidung nachsucht, 
wenn er von “Versäumnissen der Fakultät” und einer “Klärung der Frage, ob seine Theorien den Patienten 
therapeutische Hilfe bringe” spricht und den Dekan bittet, “sich dieser Frage so rasch wie möglich 
anzunehmen”. Daß sich der Kläger gegen die ablehnende Entscheidung wenden will, wird zusätzlich belegt 
durch seine weiteren Schreiben vom 20.12.1982 und 24.12.1982. 

Die Klage ist auch nicht deshalb unzulässig, weil es an einem das Verfahren abschließenden 


Widerspruchsbescheid der Beklagten fehlt. Insoweit ist die Klage gern. § 75 Satz 1 VwGO zulässig, da die 
Beklagte ohne unzureichenden Grund nicht in angemessener Frist über den Widerspruch des Klägers 
entschieden hat. Insbesondere stellt es keinen zureichenden Grund dar, wenn die Beklagte - irrtümlich - die 
Schreiben des Klägers nicht als zulässige Widerspruchserhebung erkannt und als solche behandelt hat (vgl. 
Kopp, VwGO, 7. Aufl., §75 RdNr. 14). 

Die Unzulässigkeit der Klage ergibt sich auch nicht etwa daraus, daß der Kläger sein Klagerecht verwirkt 
hätte, indem er erst nach ca. 4 Jahren seit der Ablehnung seines Flabilitationsantrages um eine gerichtliche 
Entscheidung nachgesucht hat. Eine Verwirkung prozessualer Befugnisse kann dann vorliegen, wenn 
die verspätete Geltendmachung eines Rechts gegen Treu und Glauben verstößt. Die Tatsache, daß der 
Berechtigte sich verspätet auf sein Recht beruft, der Zeitablauf allein führt allerdings noch nicht zur 
Verwirkung. Hinzu kommen muß vielmehr, daß der Berechtigte unter Verhältnissen untätig bleibt, unter 
denen vernünftigerweise etwas zur Wahrung des Rechtes unternommen zu werden pflegt. Erst dadurch wird 
eine Situation geschaffen, auf die der jeweilige Gegner vertrauen, sich einstellen und einrichten darf. (vgl. 
BVerfG, NJW 1972, 675). Vorliegend waren die Verhältnisse jedoch so, daß der Kläger nach der Ablehnung 
seiner Habilitation immer wieder schriftlich (zuletzt durch Schreiben vom 7.12.1983 an den Dekan und 
“nachrichtlichem” Schreiben vom 10.4.1984) und - wie im Termin erklärt - fernmündlich und mündlich über 
Jahre hinweg mit der Fakultät der Beklagten in Kontakt war und die Richtigkeit seiner Ergebnisse darzulegen 
versuchte. In Anbetracht dieser - unstreitigen - Sachlage konnte sich die Beklagte nicht darauf einrichten, 
daß der Kläger keine weiteren rechtlichen Schritte gegen die ablehnende Entscheidung vom 10.5.1982 
einleiten würde. 

Die danach zulässige Klage ist jedoch nurzum Teil begründet. 

Soweit der Kläger die Verpflichtung der Beklagten erstrebt, ihm die Habilitation zu erteilen, ist die Klage 
unbegründet. Zum einen scheitert dies bereits daran, daß der Kläger - abgesehen von seiner schriftlichen 
Leistung - die nach § 55 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Universitätsgesetz - UG - erforderliche mündliche Leistung 
(wissenschaftlicher Vortrag mit anschließender Aussprache) noch nicht erbracht hat. Insoweit fehlt es an 
der für einen verpflichtenden Ausspruch des Gerichts notwendigen Spruchreife der Sache (vgl. § 113 Abs. 

4 VwGO). Da dem Prüfungsgremium bei der Bewertung der somit noch erforderlichen mündlichen Leistung 
des Klägers ein vom Gericht nur beschränkt überprüfbarer - “Beurteilungsspielraum” zukommt, kann das 
Gericht vorliegend die Spruchreife auch nicht herstellen (vgl. Kopp, VwGO 7. Aufl., § 113 RdNr. 84). 

Überdies scheitert die Begründetheit dieses Verpflichtungsantrages auch an prüfungsrechtlichen 
Grundsätzen. In der Rechtsprechung ist anerkannt, daß eventuell vorhandene Mängel bei der Bewertung 
einer vorhandenen, in einem Gegenstand oder Schriftstück verkörperten Prüfungsleistung - und als 
solche muß auch eine Habilitationsschrift angesehen werden - etwa dergestalt, daß im Verfahren Fehler 
unterlaufen sind, von den Prüfern ein unrichtiger Sachverhalt zugrundegelegt wurde oder allgemeingültige 
Bewertungsmaßstäbe nicht beachtet worden sind, grundsätzlich nur zu einem Anspruch auf Neubewertung 
der Leistung führen kann (vgl. BVerwG, Beschl.v. 16.4.1980, Buchholz 421.= Nr. 127; VGH Beschl.v. 
14.12.1981 - 9 S 1092/80). Ein Anspruch auf Erteilung eines bestimmten Qualifikationszeugnisses - hier 
der Erteilung der Habilitation als Anerkennung einer besonderen Befähigung für Forschung und Lehre in 
einem bestimmten Fachgebiet (§ 55 Abs. 1 Satz 1 UG) - kann dagegen nur dann ausnahmsweise in Betracht 
kommen, wenn der Mangel ohne erneute Ausübung des höchstpersönlichen Beurteilungsermächtigung 
des Prüfers, die auch im Verfahren zur Bewertung einer Habilitation Anwendung findet (BVerwG, Beschl.v. 
31.10.1978 Buchholz 421.= Nr. 99), korrigiert werden kann (BVerwGE 11,165,167). Dies kann etwa der Fall 
sein, wenn der Fehler zeitlich nach der fehlerfrei zustandegekommenen Leistung und deren fehlerfreien 
Bewertung begangen wurde, ferner bei Rechenfehlern im Fall arithmetisch zu bildender Notenhöhe oder bei 
rechtsgrundsätzlichen Fehlern im Zusammenhang mit dem Erreichen einer durch Zahlennorm bestimmten 
Notenstufe. Im Falle des Klägers ist es jedoch - abgesehen von der ohnehin fehlenden Spruchreife - so, daß 
die Voraussetzungen für einen ausnahmsweise anzunehmenden Anspruch auf Erteilung der Habilitation 
nicht gegeben sind. Vielmehr können eventuelle Rechtsfehler, mit denen die Entscheidung der Habilitation 
auf der Grundlage einer neuen dem zuständigen Prüfungsorgan obliegenden Bewertung der von ihm 
eingereichten Arbeit führen (vgl. VGH, Urt.v. 18.10.1977 - IX 971/77 -)• 


Der in dem vom Kläger gestellten Verpflichtungsantrag als “weniger” enthaltene Antrag auf Verpflichtung 
der Beklagten zur Neubescheidung über sein Habilitationsgesuch gern. § 113 Abs. 4 Satz 2 VwGO ist jedoch 
begründet. Insoweit ist der Bescheid der Beklagten vom 10.5.1982 rechtswidrig und verletzt den Kläger in 
seinen Rechten. 

Die rechtliche Beurteilung der vom Kläger erstrebten Habilitation richtet sich nach der Habilitationsordnung 
der Beklagten vom 20.11.1962, der Grundordnung der Beklagten vom 11.12.1976, der Grundordnung der 
Beklagten vom 29.11.1978, sowie nach dem UG. Die vom Kläger letztlich angegriffene Entscheidung des 
“Habilitationsausschusses” vom 4.5.1982 über die Ablehnung seines schriftlichen Habilitationsleistungen 
ist, wie auch sonstige Prüfungsentscheidungen, verwaltungsgerichtlich nur beschränkt überprüfbar. Die 
Verwaltungsgerichte dürfen derartige fachlich-wissenschaftliche Entscheidungen nur daraufhin überprüfen, 
ob sie verfahrensfehlerhaft zu Stande gekommen sind, oder die Prüfer bzw. das zuständige Gremien von 
falschen Tatsachen ausgegangen sind, allgemeingültige Bewertungsgrundsätze nicht beachtet haben 
oder sich von sachfremden Erwägungen haben leiten lassen (vgl. zur Überprüfung von Entscheidungen 
im Habilitationsverfahren Bundesverwaltungsgericht, Buchholz 421.0 Nr. 99,100 und 106 sowie VGH, 

Urt.v. 18.11.1986 - 9 S 746/85 -). Dies rechtfertigt sich daraus, daß die Entscheidung über die Anerkennung 
wissenschaftlicher Arbeiten als Habilitationsleistung auf den subjektiven Wertvorstellungen der Mitglieder 
des jeweiligen Prüfungsgremium beruht, die darüber zu befinden haben, welche Qualifikation der 
Habilitant für eine wissenschaftliche Vertretung seines Faches in Forschung und Lehre aufweisen muß 
und ob der Bewerber nach seinen Arbeiten diesem Anspruch genügt (BVerwG, Beschl.v. 29.3.1979, 
Buchholz 421.0 Nr. 106). Es ist dem Gericht danach insbesondere verwehrt, die inhaltliche Bewertung einer 
wissenschaftlichen Leistung, insbesondere deren Richtigkeit oder Unrichtigkeit, selbst festzustellen. Diese 
von der Rechtsprechung entwickelten Grundsätze stehen mit der Rechtsschutzgarantie des Art. 19 Abs. 4 
GG in Einklang (BVerwG, Beschl.v. 28.11.1978, Buchholz 421.0 Nr. 100). 

Ausgehend von diesen Voraussetzungen gilt für den Fall des Klägers folgendes: Bei der Überprüfung der 
Entscheidung des “Habilitationsausschusses” vom 4.5.1982 kann das Gericht - wie vom Kläger begehrt - 
keine Entscheidung darüber treffen, ob die von ihm entwickelte Theorie zur Krebsentstehung und Heilung 
“richtig” oder “falsch” ist. Hierüber hat allein das zuständige Prüfungsorgan der Fakultät zu entscheiden 
(vgl. BVerwG, Beschl.v. 6.1.19777, Buchholz, 421.0 Nr. 79). Genausowenig kann das Gericht überprüfen, 
ob die vom Kläger eingereichte Habilitationsschrift entsprechend § 6 Abs. 1 der Habilitationsordnung 
“eine selbständige wissenschaftliche Leistung” und “einen wesentlichen Beitrag zur wissenschaftlichen 
Erkenntnis” darstellt. Dieses “wissenschaftliche Niveau” definiert und bewertet allein die medizinische 
Fakultät der Beklagten (vgl. VGH Urt.v. 

18.11.1986 - 9 S 746/85 - VGH Urt.v. 18.10.1977 - X 971/77 -). 

Bei der dem Gericht möglichen Überprüfung der Entscheidung des “Habilitationsausschusses” 
darauf, ob das Verfahren eingehalten wurde, das Prüfungsgremium seiner Entscheidung zutreffende 
Tatsachen zugrundegelegt hat, allgemeingültige Bewertungsmaßstäbe beachtet und von sachlichen 
Erwägungen ausgegangen ist, läßt das Gericht die zwischen den Beteiligten streitige Fragen offen, 
ob das Prüfungsgremium möglicherweise insofern von falschen Tatsachen ausgegangen ist, als es im 
Anschluß an die beiden Gutachter die Leistung des Klägers “in der Darstellung der Methode für nicht 
reproduzierbar” (Gutachten Prof. Dr. Wilms) bzw. “nicht belegt” (Gutachten Dr. Schräge) angesehen hat, 
der Kläger sich jedoch auf die seiner Arbeit beigefügten und nachgereichten Fallschilderungen, aus denen 
sich zwingend die Schlüssigkeit und Richtigkeit seinerTheorie ergebe, beruft. Möglicherweise hätte der 
Kläger tatsächlich bei seinervon ihm als absolut neu angesehenen und im Gegensatz zur “Schulmedizin” 
stehenden Theorie zur Krebsentstehung weitergehende - etwa auch von Psychologen und Pathologen 
bestätigte Untersuchungen und Thomographien - in seine Habilitationsschrift aufnehmen und aus ihnen 
unter Eingehen auf die jeweiligen Erkenntnisse der “Schulmedizin” seine Ansichten entwickeln müssen, 
um den wissenschaftlichen Anforderungen an eine Habilitationsschrift Genüge zu tun. Ebenso kann das 
Gericht offenlassen, ob das Prüfungsgremium - wie der Kläger meint - seine Theorie an Patienten hätte 
konkret nachprüfen müssen, oder ob sich die Nachprüfbarkeit der gewonnenen Ergebnisse nicht aus der 
Habilitationsschrift als solcher ergeben muß. 

Jedenfalls ist die Bescheidungklage deshalb begründet, weil die die Habilitation ablehnende Entscheidung 


verfahrensfehlerhaft zustandegekommen ist. 


Allerdings ist ein Verfahrensmangel nicht schon bereits darin zu sehen, daß der ablehnende Bescheid 
vom 10.5.1982 nicht in ausreichender, die gerichtliche Nachprüfung ermöglichender Weise begründet 
wurde. § 22 Abs. 3 der Habilitationsordnung, die jedenfalls insoweit Geltung besitzt, als sie nicht im 
Widerspruch zu späteren gesetzlichen Regelungen wie etwa dem UG oder Grundordnung der Beklagten 
steht (vgl. BVerwG, Beschl.v. 16.10.1981, Buchholz 421.2 Nr. 92), bestimmt, daß Entscheidungen, mit 
denen das Habilitationsverfahren durch Nichtverleihung der Habilitation beendet wird, schriftlich zu 
begründen sind. Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes und des VGH sind an die 
Ausführlichkeit der Begründung von Prüfungsentscheidungen keine besonders strengen Anforderungen 
zu stellen, da das wissenschaftliche Werturteil ein Akt wertender Erkenntnis ist, der auf einer Fülle von 
Wertungsgesichtspunkten und - Erwägungen basiert, hinsichtlich der sie tragenden Elemente weder 
voll mitteilbar noch nachvollziehbar ist und einer inhaltlichen Nachprüfung durch das Gericht ohnehin 
entzogen ist (BVerwGE 57,130; VGH Urt.v. 7.9.1981 - IX 2399/79 -)■ Da die Entscheidung über die Bewertung 
einer Habilitation als wissenschaftlicher Leistung auf persönlichen, nicht notgedrungen einheitlichen, 
sondern erfahrungsgemäß sogar häufig divergierenden Beurteilungskriterien der einzelnen Mitglieder 
des Prüfungsgremiums beruht, ist eine solche Kollegialentscheidung jedenfalls immer dann ausreichend 
begründet, wenn außer der Darlegung von Beratungsgang, Beratungsinhalt und Abstimmungsergebnis 
diejenigen Beurteilungsgesichtspunkte wiedergegeben werden, die nach von der Mehrheit gebilligten 
Gründen den Ausschlag gegeben haben (VGH a.a.O.). Diesen Voraussetzungen genügt die - wenn auch 
äußerst knapp gehaltene - Begründung im Bescheid vom 10.5.1982. 

Offen läßt das Gericht, ob das von der Beklagten in der mündlichen Verhandlung geschilderte 
Verfahren vor dem “Habilitationsausschuß” mit der eigenen Habilitationsordnung des Fachbereiches 
und mit prüfungsrechtlichen Grundsätzen insoweit übereinstimmt, als die (150) Mitglieder des 
“Habilitationsausschusses” die über die Arbeit des Klägers urteilen, diese möglicherweise gar nicht 
kannten - sofern sie nicht von der Möglichkeit Gebrauch gemacht haben, sie im Dekanat einzusehen -, 
sondern ihr Urteil lediglich aufgrund der in der Sitzung abgegebenen Gutachten und der anschließenden 
Diskussion fällten. Dem Gericht erschient es bedenklich, wenn das wissenschaftliche Werturteil der 
“Prüfer” - dies sind vorliegend alle 150 Universitätsprofessoren und Privatdozenten - auf diese Weise 
zustandekommt, zumal die Habilitationsordnung in § 6 Abs. 3 selbst bestimmt, daß die Habilitationsschrift 
- nicht nur die Gutachten und eine Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse des Habilitanten - allen 
Mitgliedern des Prüfungsgremiums zur Kenntnis zu geben ist. 

Ein zur Aufhebung der Entscheidung vom 10.5.1982 führender Verfahrensfehler ist jedenfalls darin zu 
sehen, daß über den Habilitationsantrag des Klägers ein sachlich unzuständiges Gremium befand. 

Nach § 5 der Habilitationsordnung aus dem Jahre 1962 war für die Entscheidung über die Habilitation, 
die seinerzeit noch mit der Erteilung der Lehrbefugnis verbunden war (§ 1 Habilitationsordnung), jetzt 
aber von dieser zu trennen ist (vgl. § 80 Abs. 1 UG), die sogenannte engere Fakultät zuständig. Nach 
den Ausführungen der Beklagten in der mündlichen Verhandlung setzte sich diese “engere Fakultät” 
aus allen dem Fachbereich zugehörigen Professoren und Privatdozenten zusammen. Die Zuständigkeit 
dieses Gremiums für die Erteilung der Habilitation wurde jedoch durch die nachfolgende Grundordnung 
der Beklagten vom 1.10.1969 / 1.12.1976 geändert. Diese auf der Grundlage der Hochschulgesetze vom 
19.3.1968 (GBl. S. 81) und vom 27.7.1973 (GBL 1973, 246) beruhende Satzung bestimmt in § 24 Abs. 2, 
daß für Habilitationen die “gemeinsame Fachbereichskonferenz” der medizinischen Fachbereiche unter 
Hinzuziehung aller Universitätslehrer der medizinischen Fachbereich, die hauptberuflich an der Universität 
tätig sind, zuständig ist. Diese Bestimmung des § 24 Abs. 2 Grundordnung 1976 entspricht § 18 Abs. 3 Nr. 3 
Grundordnung 1976, der - in den übrigen Fachbereichen - die sogenannte erweiterte Fachbereichskonferenz 
für die Beschlußfassung über Habilitationen für zuständig erklärte. Die Zuständigkeit dieser “gemeinsamen 
Fachbereichskonferenz” nach der Grundordnung 1976 wurde allerdings mit Inkrafttreten der Grundordnung 
vom 29.11.1978 beendet. § 14 Satz 2 der Grundordnung 1978 bestimmt, daß mit ihrem Inkrafttreten 
die Grundordnung 1969/1976 außer Kraft tritt. Damit entfiel auch die Zuständigkeit der “gemeinsamen 
Fachbereichskonferenz” für die Entscheidung der Habilitation. Aus diesem Grund sah § 13 der 
Grundordnung 1978 vor, daß bis zur Neuregelung der Zuständigkeit in Habilitationsordnungen sogenannte 


Habilitationsausschüsse zuständig sind, denen alle Professoren und Privatdozenten der Fakultät, 
soweit sie hauptberuflich an der Universität tätig sind, sowie die Mitarbeiter des wissenschaftlichen 
Dienstes im Fakultätsrat angehören; § 55 Abs. 2 Satz 41. Halbs. UG solle davon unberührt bleiben. Diese 
Bestimmung des § 13 Grundordnung 1978 ist jedoch nicht in Kraft getreten. Erst mit einer Satzung zur 
“Änderung von Promotions- und Habilitationsordnungen der Universität Tübingen” vom 12.12.1983 - wurde 
den sogenannten Habilitationsausschüssen die Zuständigkeit im Rahmen von Habilitationsverfahren 
zugewiesen. 

Dies bedeutet für den Fall des Klägers, daß im Zeitpunkt der Entscheidung über sein Habilitationsgesuch 
am 4.5.1982 positiv-rechtlich eine Zuständigkeit des Habilitationsausschusses (noch) nicht gegeben war. 
Diese konnte erst mit Inkrafttreten der Satzung vom 12.12.1983 im Jahre 1984 wirksam werden. Wer zum 
damaligen Zeitpunkt im Jahre 1982 für die Entscheidung über das Habilitationsgesuch des Klägers auf der 
Grundlage der - soweit nicht im Widerspruch zu Vorschriften der Grundordnung und dem UG stehenden 
gültigen Habilitationsordnung aus dem Jahre 1962 (vgl. § 138 UG) zuständig war, bedarf vorliegend keiner 
abschließenden Entscheidung. Die Kammer neigt jedoch zu der Auffassung, daß hierfür gern. § 25 Abs. 1 UG 
der Fakultätsrat unter Beachtung der Vorschrift des § 55 Abs. 2 Satz 4 UG zuständig gewesen sein dürfte. 
Entgegen der Auffassung der Beklagten dürfte sich dies aus der generellen Zuständigkeit des Fakultätsrates 
für alle die Forschung und Lehre betreffenden Angelegenheiten ergeben. Diese grundsätzliche 
Zuständigkeit des Fakultätsrates wäre nur dann nicht gegeben, wenn die Zuständigkeit eines anderen 
Organs durch eine spezielle Rechtsvorschrift geregelt wäre. Eine solche ist jedoch - wie dargelegt - weder 
in der einschlägigen Habilitationsordnung noch in der Grundordnung der Beklagten niedergelegt. Daß bei 
Nichtvorliegen einer speziellen Zuständigkeitsnorm auch das allzuständige Organ des Fachbereiches für die 
Entscheidung im Habilitationsverfahren zuständig sein kann, hat der VGH in seinem Urteil vom 18.5.1978 - 
IX 28/77 ■ zum Verhältnis Fachbereichskonferenz - erweiterte Fachbereichskonferenz ausgeführt. 

Im Falle des Klägers ist daher davon auszugehen, daß über sein Habilitationsgesuch im Jahre 1982 ein 
Prüfungsorgan - nämlich der Habilitationsausschuß - entschieden hat, obwohl dessen Zuständigkeit damals 
noch nicht begründet war. Von einer gewohnheitsrechtlichen Zuständigkeit des Habilitationsausschusses 
- wie von der Beklagten vertreten - kann in Anbetracht der erstmals in der Grundordnung 1978 
erwähnten Habilitationsausschüsse, vor allem aber unter Berücksichtigung des Umstandes, daß § 13 
der Grundordnung 1978 mangels Genehmigung durch das Ministerium nicht in Kraft getreten ist, nicht 
gesprochen werden. Genau so wenig konnte die Zuständigkeit des Habilitationsausschusses durch 
Verwaltungsvorschrift oder eine Praxis der Beklagten begründet werden. Daß über das Habilitationsgesuch 
des Klägers ein sachlich unzuständiges Gremium befunden hat, begründet einen - nicht heilbaren - 
Verfahrensfehler, der zur Aufhebung des Bescheides vom 10.5.1982 und zur Verpflichtung der Beklagten 
zur Neubescheidung über das Habilitationsgesuchs des Klägers führt (vgl. VGH, Urt.v. 18.10.1977 - IX 
971 / 77 -)- 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 155 Abs. 1 Satz 1 VwGO. 

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit ergibt sich aus § 167 VwGO i.V. mit den §§ 708 Nr. 11, 
711 ZPO. 

Rechtsmittelbelehrung: 

Gegen dieses Urteil kann innerhalb eines Monats nach Zustellung beim Verwaltungsgericht Sigmaringen, 
Karlstraße 13, Postfach 320, 7480 Sigmaringen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle Berufung eingelegt werden. Die Rechtsmittelschrift muß spätestens am letzten Tage der 
Frist bei Gericht eingehen. 


Unterschriften 


RechtsenwattaKanztei 


. Uwe Lucke 
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Herrn 

Dr. Ryke Geord Hamer 
SÜlzburgstraße 29 

5000 Köln 4t 


199/88110 t1/02/097 


Hürth, (tan 24 - 04.91 


Or. Hamer/Bezlrksreglerung 


Sehr geehrter Herr Dr. Hemer, 

ich bestätige Ihnen hiermit, daß Sie aufgrund des mit der Revision nicht 
angreifbaren Urteils des Oberverwaltungsgerichts Koblenz vom 21.12.1990 - 6 A 
10035/89 OVO - Ihren Beruf als Arzt nicht mehr ausüben dürfen. 

Bereits das Verwaltungsgericht Koblenz hatte ln I. Instanz den die Approbation 
widerrufenden Bescheid der Bezirksregierung Koblenz bestätigt und das Urteil 
trau 03.07.89 unter anderem damit begründet, daß Ihnen angeblich die Einsichts¬ 
fähigkeit in die notwendige Behandlung von Krebskranken fehle. Ausdrücklich 
wird schon in I. Instanz die Auffassung der Bezirks reglerung Koblenz bestätigt, 
die ihre Entscheidung u.a. wie folgt begründet hatte: 

Anhaltspunkte dafür, daß Herr Dr. Harner bereit wäre, der Eisernen 
Regel des Krebs abzuschwören, sind nicht erkennbar. ... 
im übrigen (erscheint es) als ausgeschlossen, daß Herr Dr. Harner 
Oberhaupt in der Lage wäre, sich zu * bekehren ", 

Zur weiteren Begründung dafür wurde ferner herangezogen, daß 


o-mtMtzK* 

vmocoMM»-»» 


IMtfon: 

(02233) 7»» 
«onKOW (443! 7*3Ö 


gramst 
#4T7S110I«LcKEA 


momgt-Map.t-13 MBMVumrün PcMgfrw» thrtr 

•utorT4R«ectd«>d'i$-IT*) gÄzsrisoash eaiocno» 

Wo 00730*7» Wo. 4S073S-X# 



Seite 2 - 


er (Dr. Hemer) noch Im Hin dieses Jshres versucht heben (soll), 
einen Kreis angesehener Professoren von seiner Theorie zu über¬ 
zeugen. 


Die vom Regierungspräsidenten ln Koblenz ausgesprochene Entziehung der 
Approbation ist sowohl ln erster eis auch ln zweiter Instanz so bestätigt 
worden. Oie Revision gegen das Urteil des OVO Koblenz wurde nicht zugelassen. 

Das gerichtliche Verfahren ist damit rechtskräftig abgeschlossen. 

Damit besteht für Sie hinsichtlich Ihrer früheren ärztlichen Tätigkeit 
Berufsverbot auf Dauer, d.h. es besteht puasi lebenslänglich ein Berufsverbot. 

Hit /rlundliehen Grüßen 


(L u c k e)\ 
Rechtsanwalt 



HUMBOLDT-GESELLSCHAFT 

FÜR WISSENSCHAFT, KUNST UND BILDUNG e.V. 

Der Leiter des Amtes für Forschung: 

Professor Dr. Hanno Beck 


D -5300 Bonn 2 (Bad Godesberg) 
Dürenstraße 36 , 19 . 8.1986 


Dem 

Verwaltunesgencht Sigmaringen, 

3 . Kammer, 

z.H. des Herrn Vorsitzenden Dr. Iber 
Postfach 320 
7480 Sigmaringen 1 

Betr.: 3 K 1180/86 Gw 

Hier: Wissenschaftliche Diskussion und Dokumentation über “ Die Eiserne Regel des 
Krebs “ im Hörsaal 3 der Universität Bonn am 6. U. 7 . 12 . 1986 , beginnend jeweils 
9.00 

Bez.: Das Verwaltungsgerichtsverfahren zum Habilitationsvorgang des Internisten 
Dr. med. Ryke Geerd Hamer gegen die Medizinische Fakultät der Universität 
Tübingen sowie 

die Aberkennung der Approbation als Arzt nach 26 jähriger einwandfreier 
Berufsausübung durch die Bez. Reg. Koblenz wegen "Nichtabschwörens der 
Eisernen Regel des Krebs '“ und "Sich nicht Bekehrens' 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

Seit 5 Jahren wird " Die Eiserne Regel des Krebs " totgeschwiegen, weil sie einen 
beträchtlichen Umbruch in der Medizin verursachen müßte. 

Ich habe mich durch Tatsachen davon überzeugen lassen müssen, daß es hier um 
den krassesten Fall von Erkenntnisunterdrückung geht, den ich in meiner Forschung 
während nunmehr 50 Semester an der Rheinischen Friedrich Wilhelms-Universität 
Bonn feststellen konnte. 

Der Fall des Galilei erscheint heute ohnehin in einem milderen Licht; der Fall des 
Internisten Dr. med. Hamer dagegen gleicht einer Hexenverbrennung im 20 . 
Jahrhundert, wobei die Urheber nicht einmal ein sengendes Feuer anzünden 
müssen. 

Selbst wenn es sich nur um rein spekulative Ansätze des Denkens oder 
ausschließlich wissenschaftstheoretische Versuche handelte, müßte man einer 
Diskussion die akademischen Tore öffnen, um so mehr wenn es um ein derart 
wichtiges Thema geht, das sich zudem durchaus in einer Diskussion entscheiden 
läßt. 

Im Fall der " Eisernen Regel des Krebs “ geht es augenscheinlich um eine biologische 
Gesetzmäßigkeit, die für jeden einzelnen Fall einer Krebserkrankung zutrifft und 
bisher an 8000 Fällen verifiziert und dokumentiert worden ist. 



Aus diesem Grunde habe ich mir als der Vertreter des Faches Geschichte der 
Naturwissenschaften an der Universität Bonn die Aufgabe gestellt, die 
Erkenntnisaussperrung in diesem Fall mit allen Mitteln unseres demokratischen 
Rechtstaates zu bekämpfen, und zwar seit meine liebe Frau am 3. August 1986 an 
Krebs gestorben ist, wozu ich einigen Medizinern noch einiges sagen werde. Von 
Herzen bitte ich, diese persönliche Einblendung entschuldigen zu wollen; 
andererseits dürfte sie menschlich mehr als verständlich sein. 

Da viele Ärzte und Professoren der Medizin augenscheinlich befangen sind, soll die 
oben genannte Veranstaltung Im Rahmen der mathematisch¬ 
naturwissenschaftlichen Fakultät auf neutraler Ebene stattfinden. Ich werde es 
nicht zulassen, daß diese Veranstaltung wie andere in irgend einer Form verhindert 
wird. Sollte mir der Hörsaal entzogen werden, was ich fast erwarte, so ist jetzt 
schon für andere Räume gesorgt, die dann unschwer aufgesucht werden könnten. 
Biologen und Medizinern soll gleichermaßen Gelegenheit gegeben werden zur 
Erörterung des Pro und Contra. 

Offenbar hat das Verwaltungsgericht Sigmaringen über die im Oktober 1981 
eingereichte Habilitation zu entscheiden. Der erheblichste Mangel des 
Habilitationsvorganges besteht darin, daß man in einer derart wichtigen 
Angelegenheit, die ein erfahrener Arzt unterbreitete, nicht einmal einen einzigen 
Fall daraufhin prüfte, ob denn die schon mehrfach genannte Regel nun stimmt oder 
nicht. Für diese "Nicht-Überprüfung” hat man sogar noch 8 Monate gebraucht. 

Ich stelle daher dem Gericht anheim, der Medizinischen Fakultät der Universität 
Tübingen aufzugeben, Professoren als Vertreter ihrer Wahl ebenfalls nach Bonn zu 
entsenden, damit diese Kollegen hier Rede und Antwort stehen können, was 
schließlich akademischer Brauch ist. Als besonders kompetent wurde mir von Herrn 
Dr. Hamer der ehemalige Dekan und Lehrstuhlinhaber für Computertomographie 
und Kernspin-Tomographie sowie Röntgenologie, Herr Prof. Voigt , genannt. Dem 
Gericht bleibt selbstverständlich überlassen, weitere Professoren aufzufordem, 
nach Bonn zu kommen. 

Dem Verwaltungsgericht nimmt diese Veranstaltung, so meine ich, u.U. sehr viel 
Arbeit ab, denn es kann sich nun in optimaler Weise ein Bild verschaffen und seine 
Meinungsbildung erleichtern. 

Anwesend wird u.a. auch ein erfahrener Staatsanwalt a.D. sein, der ebenfalls 
seinen Freund an Krebs verloren hat. 

Zum ersten Mal sollen in dieser Veranstaltung auch Patienten zu Wort kommen, 
denen die Professoren Rede und Antwort stehen müßten, nachdem Darlegung und 
Gegenrede abgeschlossen sind. Ich werde die einwandfrei durchgeführte Diskussion 
selbst verantworten. 

Möglicherweise werden dieser Veranstaltung noch weitere Richter und 
Staatsanwälte beiwohnen, da Herr Dr. Hamer inzwischen strafrechtlich verurteilt 
werden soll, weil er alten Patienten, die er zudem ausdrücklich darauf hinwies, daß 
er sich derzeit nicht mehr Arzt nennen dürfe, quasi als Freund kostenlos Ratschläge 
erteilt habe. 

Es ist zu bedenken, daß Herr Dr. Hamer es als bisher einziger Arzt gewagt hat, sich 
am 6.12.1983 einem 7köpfigen Professorengremium zu unterwerfen und bereit war, 



seine Approbation freiwillig abzugeben, wenn man drei Fälle unter 200 Fällen 
fände, die nicht mit der Eisernen Regel übereinstimmten. Über eine andere 
Diskussion hatte selbst das Magazin " Der Spiegel “, dem ich keine Kompetenz 
zuspreche, wahrheitsgemäß berichtet, der inzwischen verstorbene Papst der 
deutschen Onkologen, Prof. Krokowski, sei eindeutig widerlegt worden 
(geschrieben hatte man allerdings: sei am Boden zerstört worden u.a.). Niemand 
konnte mir bis jetzt erklären, warum man die naturwissenschaftlichen Erkenntnisse 
Dr. Hamers völlig totschweigt. 

Mit freundlichem Gruß 

Prof. Dr. Hanno Beck 



VCRWALTUNQ9QEHICMT FRANKFURT AM MAIN 
Geschäftsnummor: 12 E 2640/07 



URTEIL 


IM NAMEN OES VOLKES 


In dem Verwallungsstreiiverfahren 


des Herrn Dr med Ryke Geerd Hamer, 
Sandnoilvejen 11, N 3229 Sandefjord/Norwegen, 


Proz.-B@v. 


Klager. 

1 Rechtsanwalt Joachim i Koch, 

Giunthalplatz 13, 19053 Schwerin, -jhm68- 

2 Herr Volker Welte. BockslatetraBe G2 70307 Karlabad-Mutecbelbech 

3 Frau Erika Plhar. Nelhnaeisliaßc 221.2724 Hohe Wand Maieradorf. 
Österreich 

4 Frau Mag Ewa Leirrer, Fntz Pegl Gasse 9/2/10, 11U0 Wien 

5 Frau Michaela Welte, Bock&talotraße 62 76307 Karlsbad-Mutschelbach 

6 Frau Sylvia Glal/., CrlH De Cartama 69. 29120 Alhaufin el Grande 
7. Frau Sabrina QlaU. Auf der Wanne 67. /804Ö VS-V'llingen 

8 Herr Helmut Pilhar. Ncttirgcrstraßo, 2724 Hohe Wand/Maieisdotf 
Österreich 

9 Frau Uori3 Schammalt. Roosevel'streße 14, 06116 Halle 


VERWALTUNGSGERICHT FRANKFURT AM MAIN 

Geschäftsnummer: 12 E 2640/07 


URTEIL 

IM NAMEN DES VOLKES 


In dem Verwaltungsstreitverfahren 
des Herrn Dr. med. Ryke Geerd Hamer, 

Sandkollvejen 11, N-3229 Sandefjord/Norwegen, 

Kläger, 


Proz.-Bev.: 

1. Rechtsanwalt Joachim I. Koch, Grunthalplatz 13,19053 Schwerin, 

2. Herr Volker Welte, Bockstalstraße 62, 76307 Karlsbad-Mutschelbach 

3. Frau Erika Pilhar, Nettingerstraße 221, 2724 Hohe Wand-Maiersdorf, Österreich 

4. Frau Mag. Ewa Leimer, Fritz Pegl Gasse 9/2/10,1100 Wien 

5. Frau Michaela Welte, Bockstalstraße 62, 76307 Karlsbad-Mutschelbach 






6. Frau Sylvia Glatz, Crta De Cartama 69, 29120 Alhaurin el Grande 

7. Frau Sabrina Giatz, Auf der Wanne 67, 78048 VS-Viilingen 

8. FHerr Flelmut Piihar, Nettingerstraße, 2724 Flohe Wand-Maiersdorf, Österreich 

9. Frau Doris Schammeit, Rooseveltstraße 14, 06116 Flalle 

gegen 

das Land Flessen, vertreten durch das Hessische Landesprüfungs- und Untersuchungsamt im 
Gesundheitswesen, Adickesaiiee 36, 60322 Frankfurt am Main, 

Beklagter, 

wegen Erteilung der Approbation als Arzt 

hat die 12. Kammer das Verwaltungsgerichts Frankfurt am Main durch 

Vors. Richterin am VG Oehm-Neidlein 

als Einzelrichterin aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 29. Oktober 2008 für Recht erkannt: 

Die Klage wird abgewiesen. 

Die Kosten des Verfahrens hat der Kläger zu tragen. 

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. Der Kläger darf die Vollstreckung durch 
Sicherheitsleistung in Höhe der festzusetzenden Kosten abwenden, wenn nicht der Beklagte vor der 
Vollstreckung Sicherheit in gleicher Höhe leistet. 

TATBESTAND 

Der Kläger wendet sich zum wiederholten Male gegen die Versagung der Wiedererteilung der ihm mit 
Bescheid der Bezirksregierung Koblenz vom 06.04.1986 entzogenen Approbation als Arzt. 

Wegen der Einzelheiten des Sach- und Streitstandes vor der erneuten Antragstellung des Klägers am 
05.01.2007 wird vollumfänglich auf den Widerspruchsbescheid vom 10.08.2007 unter Nr. I verwiesen. 

Mit am 05.01.2007 bei dem Beklagten eingegangenem Schreiben des Klägers vom 05.01.2007 beantragte 
dieser die “Rückgabe” seiner Approbation als Arzt. Zur Begründung führte er im Wesentlichen an, 
infolge der Gerichtslüge und aus der Luft gegriffenen Unterstellung, er habe nicht alle Möglichkeiten 
der schulmedizinischen Behandlungen in seine Therapieerwägungen gezogen, habe ihm das 
Oberverwaltungsgericht Kassel die Approbation vorenthalten. Zwar sei dieses Urteil (11 KZ 3399/03-richtig: 
11 ZU 3399/03) rechtskräftig, aber völlig unsinnig, weil die Richter in ihrer medizinischen Ignoranz nicht zu 
unterscheiden vermochten zwischen Diagnostik und Therapie. Neue Gesichtspunkte führten die bisherigen 
Gerichtsentscheidungen ad absurdum. Wegen der diesbezüglichen Ausführung des Klägers wird auf den 
Inhalt seines Schriftsatzes vom 05.01.2007 ebenso wie auf die von ihm zur Behördenakte vorgelegten 
zahlreichen Unterlagen Bezug genommen. 

Mit Bescheid vom 06.04.2007 lehnte der Beklagte den Antrag des Klägers auf Wiedererteilung der 
Approbation als Arzt unter Berufung auf § 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 Bundesärzteordnung (BÄO) mit der Begründung 
ab, der Kläger sei, wie schon im Jahre 2003 im durch das Verwaltungsgericht Frankfurt entschiedenen 
Verfahren festgestellt, unzuverlässig, weil er nicht die Gewähr dafür biete, dass er seinen ärztlichen Beruf 
ordnungsgemäß ausübe. An der Haltung des Klägers, seiner Fixierung auf die Lehre der sogenannten 
“Neuen Medizin” und seiner unversöhnlichen Haltung gegenüber anderen Therapieformen habe sich 
nichts geändert. Dass der Kläger nach wie vor für die von ihm propagierte “Germanische Neue Medizin” 
einen Alleinvertretungsanspruch geltend mache, folge aus dem Fax vom 05.02.2007, in dem er einem 
französischen Onkologen vorwerfe, dass dieser nach seiner Genesung wieder “Millionen (nichtjüdische) 


Patienten” umgebracht habe, weil er schulmedizinische Therapieformen anwende. Wegen der weiteren 
Einzelheiten wird Bezug genommen auf die Begründung des streitbefangenen Bescheides. 

Den Widerspruch des Klägers vom 08.04.2007 wies der Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 
10.08.2007 zurück. Wegen der Begründung im Einzelnen wird Bezug genommen auf die Ausführung im 
Widerspruchsbescheid vom 10.08.2007. 

Gegen den ihm am 10.08.2007 P er Fax zugegangenen Widerspruchsbescheid - dessen Zugang 
bestätigte der Kläger in seinem an den Beklagten gerichteten Fax vom 10.08.2007 - hat der Kläger sich 
mit am 11.09.2007 an den Präsidenten des Verwaltungsgerichtes Frankfurt gerichteten Schreiben mit 
den Worten gewandt: “Gegen o.a. Entscheidung lege ich das mögliche Rechtsmittel ein und begehre 
die Klage vor dem VG Frankfurt - mit Ausnahme vor der Kammer von Frau Oehm-Neidlein - da sie von 
Herrn RegDir Diefenbach in cumulo des Betruges überführt worden ist.” Zugleich teilte die spätere 
Bevollmächtigte zu 6 mit, den Bescheid des Beklagten habe der Kläger erst am 16.08.2007 erhalten. 

Dieses Schreiben beantwortete der Präsident des Verwaltungsgerichts Frankfurt am Main am 13.09.2007 
unter anderem mit dem Hinweis, er sei nicht berechtigt, die Klage einer anderen als der hier nach dem 
Geschäftsverteilungsplan vorgesehenen Kammer zuzuweisen und leitete das Verfahren an die 12. Kammer 
des Gerichts weiter. In der daraufhin ergehenden Eingangsverfügung der Vorsitzenden vom 13.09.2007 
wurde der Kläger unter Freisetzung bis zum 15.10.2007 aufgefordert, unmissverständlich mitzuteilen, ob er 
uneingeschränkt Klage erhebe. Zugleich wurde er darauf hingewiesen, dass es zweifelhaft erscheine, ob 
er mit seinem Schriftsatz vom 09.09.2007 wirksam Klage erhoben habe. Auch stelle sich die Frage, ob die 
Klage rechtzeitig erhoben sei. Mit am 05.10.2007 eingegangenem Schriftsatz teilte der Kläger mit, er erhebe 
uneingeschränkt Klage. 

Zur Frage der Rechtzeitigkeit der Klageerhebung trägt der Kläger über seinen Bevollmächtigten zu 1) 
vor, bereits mit Schreiben vom 09.09.2007 sei auf jeden Falt Klage erhoben worden. Dies belege der 
Satz, er lege das mögliche Rechtsmittel ein. Er habe einzig nicht vor der Kammer der entscheidenden 
Vorsitzenden verhandeln wollen, jedoch eine unbedingte Klage erhoben. Im Übrigen betrage die Klagefrist 
wegen unrichtiger Rechtsmittelbelehrung ein Jahr. Unrichtig sei die Rechtsmittelbelehrung, die Klage 
könne “schriftlich oder mündlich zu Protokoll der Geschäftsstelle” beim VG Frankfurt am Main erhoben 
werden. Es bedürfe zum einen keines Protokolls der Geschäftsstelle, noch lasse der Gesetzeswortlaut “zur 
Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle” die selbst gewählte Formulierung “mündlich zu 
Protokoll der Geschäftsstelle” zu. 

In derSache begehrt der Klägerdie Feststellung der Richtigkeit dervon ihm publizierten “Germanischen 
Neuen Medizin”, denn diese Frage stelle sich, weil ihm durch den Beklagten die Approbation mit der 
Begründung entzogen worden sei, die Neue Medizin sei unrichtig, und als ein Vertreter der Neuen Medizin 
sei er gegenüber den Regeln der sogenannten Schulmedizin nicht hinreichend aufgeschlossen. Jedenfalls 
habe die Frage der naturwissenschaftlichen Richtigkeit der “Germanischen Neuen Medizin” mittelbaren 
Einfluss auf die in der Vergangenheit vorgenommene negative Beurteilung des Klägers. Zur Richtigkeit 
seiner Auffassung beruft sich der Kläger auf von ihm vorgelegte Unterlagen. Er vertritt die Auffassung, wenn 
nun die “Germanische Neue Medizin” schrittweise in die Schulmedizin aufgenommen werde, könne seine 
Einstellung nicht mehr Grund negativer Beurteilung sein. Perspektivisch werde die “Germanische Neue 
Medizin” als Bestandteil der sogenannten Schulmedizin ganz in dieser aufgehen und diese werde sich, 
wie immerwieder geschehen, den neuesten allgemein vertretenen Forschungsergebnissen anpassen. 

In der mündlichen Verhandlung hat der Klägerbevollmächtigte zu 1) das Vorbringen des Klägers dahin 
ergänzt, in einigen Fällen deckten sich Behandlungsformen der “Germanischen Neuen Medizin” auch mit 
denen der Schulmedizin. Es könne nicht sein, dass ein Mediziner, der mit Vehemenz eine Mindermeinung 
vertrete, seinen Beruf nicht mehr ausüben dürfe. Zusätzlich hat die Bevollmächtigte zu 9), Frau Schammelt, 
ausdrücklich darauf hingewiesen, die Unrichtigkeit der Schulmedizin sei belegt. Zu den 30 Verifikationen 
habe es keine Widerrede gegeben, es gehe um eine wissenschaftliche Erkenntnis, die weit über die 
Schulmedizin hinausgehe. Dies hat der Bevollmächtigte zu 8., Herr Pilhar, dahin ergänzt, die Sichtweise der 
Schulmedizin werde von gerichtlicher Seite aufoktruiert, die Schulmedizin sei keine Wissenschaft. 


Der Kläger beantragt, 

ihm unter Aufhebung das Bescheides vom 15.03.2007 in der Fassung des Widerspruchbescheides vom 
10.08.2007 die ärztliche Approbation zu erteilen. 

Der Vertreter der Beklagtenseite beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

Er beruft sich zur Begründung aufseine in den streitbefangenen Bescheiden vertretene Auffassung und 
vertieft diese. Der Kläger diffamiere nach wie vor Behandlungsansätze der Schulmedizin in der Weise, dass 
er beispielsweise Chemotherapie anwendende Kollegen als Massenmörder bezeichne. Dies entbehre der 
Würdigkeit eines Arztes. Nach wie vor reklamiere der Kläger für sich einen Ausschließlichkeitsanspruch. 

Wegen des weiteren Vorbringens der Beteiligten wird Bezug genommen auf die zur Gerichtsakte gereichten 
Schriftsätze und ihr Vorbringen im Termin zur mündlichen Verhandlung am 29.10.2008. Dieses war 
ebenso Gegenstand der mündlichen Verhandlung wie die Verfahrensakte 12 E 5901/03(2) mit 5 Bänden 
einschließlich der Behördenunterlagen, die Eilverfahrensakte 12 G 2074/03(2) sowie ein Helfervon der 
Beklagtenseite übersandte Behördenunterlagen. 


ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE 

Der Klage bleibt bereits deshalb der Erfolg versagt, weil sie unzulässig ist. Der Kläger hat die einmonatige 
Klagefrist des § 74 VwOG versäumt. Ausweislich seines von ihm selbst Unterzeichneten, in der Behördeakte 
befindlichen Faxschreibens vom 10.08.2007 (Bl. 68 Behördenakte) bestätigte der Kläger den Eingang des 
Widerspruchsbescheides am Montag, dem 10. September 2008, und das Schreiben vom 09. September 
2007 - unterstellt es würde als Klageschrift gewertet - konnte die Klagefrist nicht wahren, weil es erst am 
11. September 2007 bei Gericht einging. 

Dass der Kläger den Widerspruchsbescheid vom 10.08.2007 erst gegen seinen eigenen Angaben erst 
am 16.08.2007 erhalten haben soll, wie im Anschrieben der Bevollmächtigten zu 6., Sylvia Glatz, vom 
11.09.2007 behauptet wird, ist durch keinerlei Unterlagen belegt noch sonst wie glaubhaft gemacht und 
wird im weiteren Verlauf des Verfahrens auch nicht mehr weiter verfolgt. Jedenfalls stammten beide FAX- 
Schrieben von der gleichen FAX-Adresse “Amici Di Dirk EDICIO”. Jedenfalls aber ist die Klage auch deshalb 
verspätet, weil sie wirksam erst mit Eingang des Schreibens des Klägers vom 25.09.2007 am 05.10.2007 
erhoben wurde. 

Mit seinem am 11.09.2007 eingegangenem Schreiben vom 09.09.2007 hat der Kläger nicht wirksam 
Klage erhoben, denn er hat sie zu diesem Zeitpunkt nur unter der Bedingung erhoben, dass sie nicht auf 
die 12. Kammer entfällt, bzw. sein diesbezügliches Schreiben an den Präsidenten des Gerichts gerichtet. 
Prozessbehandlungen der Parteien, die die Einleitung oder Beendigung des Verfahrens betreffen, vertragen 
keinen Schwebezustand (BVerwG, NJW 1990, 97 (98); BVerwG, NJW 1981, 698). Selbst bei wohlwollender 
Betrachtung kann die Ernsthaftigkeit dervom Kläger in seinem Schriftsatz vom 09.09.2007 aufgestellten 
Bedingung nicht in Zweifel gezogen oder als unbeachtlich gewertet werden. 

Es kann auch nicht der Auffassung gefolgt werden, vorliegend greife die Einjahresfrist des § 58 VwGO 
unrichtiger Rechtsbehelfsbelehrung gemäß § 58 Abs. 2 VwGO. In der streitigen Rechtsmittelbelehrung, dass 
gegen den Widerspruchsbescheid vom 10.08.2007 innerhalb eines Monats nach Zustellung “schriftlich 
oder mündlich zu Protokoll der Geschäftstelle” Klage erhoben werden könne, kann ein Fehler nicht erkannt 
werden. Die vom Beklagten gewählte Formulierung, in welcher Form bei Gericht Klage erhoben werden 
kann, ist weder unzutreffend noch irreführend und deshalb auch nicht in dem Sinne unrichtig, dass sie 
nicht geeignet gewesen wäre, die Einlegung des in Betracht kommenden Rechtsbehelfs nennenswert 
zu erschweren, d. h. z.B. einen Irrtum darüber hervorzurufen, dass gegenüber dem Gericht, bzw. einem 


Urkundsbeamten zur Niederschrift das Rechtsmittel eingelegt werden kann. Die insoweit unscharfe 
Formulierung “zu Protokoll der Geschäftsstelle” vermag weder einen Irrtum über die formellen oder 
materiellen Voraussetzungen des in Betracht kommenden Rechtsbehelfes hervorzurufen noch einen Kläger 
davon abzuhalten, einen Rechtsbehelf rechtzeitig einzulegen. 

Selbst wenn den Ausführungen zur Zulässigkeit der Klage nicht gefolgt würde, scheitert diese an der 
Begründetheit, denn der Kläger hat wegen fehlender Zuverlässigkeit keinen Anspruch auf erneute 
Erteilung der ärztlichen Approbation. Der ablehnende Bescheid des Hessischen Landesprüfungs- und 
Untersuchungsamtes im Gesundheitswesen vom 15.03.2007 in der Fassung des Widerspruchsbescheides 
vom 10.08.2007 ist regelmäßig und verletzt den Kläger nicht in seinen Rechten (vgl. § 113 Abs. 1 VwGO). 

Wie in den streitbefangenen Bescheiden zutreffend ausgeführt ist, bietet der Kläger nach wie vor nicht 
die Gewähr für die Erfüllung ärztlicher Pflichten, woraus sich seine Unzuverlässigkeit zur Ausübung des 
ärztlichen Berufes nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 Bundesärzteordnung ergibt. 

Es wird insoweit Bezug genommen auf die zutreffende Ausführung in den streitbefangenen Bescheiden, 
denen in vollem Umfang zu folgen ist, so dass von einerweiteren Darstellung der Entscheidungsgründe 
gemäß § 117 Abs. 5 VwGO abgesehen werden kann. 

Ergänzend ist auszuführen, dass die mündliche Verhandlung bestätigt hat, dass der Kläger nach seiner 
Gesamtpersönlichkeit keine ausreichende Gewähr für eine ordnungsgemäße Berufsausübung bietet und 
daher nicht davon auszugehen ist, dass er in Zukunft seine beruflichen Pflichten zuverlässig erfüllen würde 
(vgl. BVerwG, NJW 1993, 806 und NJW 1991,1557). Vielmehr bietet der Kläger im für die Beurteilung der 
Sach- und Rechtslage maßgeblichen Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung aufgrund seines auch seit 
dem Abschluss des letzten gerichtlichen Verfahrens unter dem Az.: 12 E 591/03(2) gezeigten Verhaltens 
nicht die ausreichende Gewähr dafür, den ärztlichen Beruf zukünftig ordnungsgemäß ausüben zu wollen, 
so dass er als zuverlässig angesehen werden könnte. 

Mit dem Beschluss vom 13.12.2004 hat der Hessische Verwaltungsgerichtshof (11 UZ 3399/03) das Urteil 
des Verwaltungsgerichts Frankfurt am Main vom 22.10.2003 (Az.: 12 E 591/03(2)) bestätigt und im Einzelnen 
ausgeführt: 

“Die vom Kläger während des Verwaltungs- und Verwaltungsstreitverfahrens gemachten Äußerungen 
zeigten, dass er in Diagnostik und Theorie krebskranker Menschen der von ihm begründeten Lehre der so 
genannten “Neuen Medizin” den absoluten Vorrang einräume und andere Ansätze und Methoden bei der 
Behandlung ausschließe. Der Kläger habe in mehreren Schreiben an das Verwaltungsgericht den Vorwurf 
erhoben, es sei ebenso wie die beklagte Behörde mitverantwortlich für die “vorsätzliche sogenannte 
schulmedizinische Tötung von vielen Millionen Patienten in Deutschland und Milliarden Patienten 
weltweit”. Nach seinem Vorbringen würden 95% aller Patienten ohne Spät- und Nachfolgen überleben, 
wenn sie nicht zuvor schulmedizinisch behandelt worden seien. Der Kläger mache für die von ihm 
vertretene Lehre einen Absolutheitsanspruch geltend, so dass ernsthaft zu befürchten sei, dass Patienten 
nicht einer umfassenden Behandlung zugeführt würden. 

Diese Ausführungen des Verwaltungsgerichts sind nicht deshalb rechtsfehlerhaft, weil es - was der 
Klägerbevollmächtigte für notwendig hält - die Frage der Richtigkeit oder “Unrichtigkeit” der vom Kläger 
vertretenen Thesen der “Neuen Medizin” nicht geklärt, sondern habe dahingestellt sein lassen. Dies 
verkennt den von dem Verwaltungsgericht zutreffend als maßgeblich herangezogenen Gesichtspunkt, 
dass es für den Arzt zu seinen Berufspflichten gehöre, sein praktisches Handeln an der Einsicht in “alle 
ärztlichen Gegebenheiten” auszurichten. Das Verwaltungsgericht hat zu Recht deutlich gemacht, dass 
bei dem Kläger aufgrund seiner Äußerungen und seines früheren Verhaltens davon ausgegangen werden 
müsse, dass er bei der Behandlung krebskranker Menschen andere Ansätze und Methoden als die der von 
ihm begründeten Lehre der so genannten “Neuen Medizin” ausschließe. 

Entscheidend ist somit nicht die von dem Kläger behauptete inhaltliche Richtigkeit der von ihm vertretenen 
Thesen der “Neuen Medizin”, sondern der Ausschluss anderer Behandlungsformen in den Fällen, in denen 
aus der Sicht des Klägers nur die von ihm begründete Lehre der “Neuen Medizin” angewendet werden 


dürfe. 


Soweit der Klägerbevollmächtigte in diesem Zusammenhang darauf verweißt, der Kläger erhebe keinen 
Absolutheitsanspruch dahin, dass alle medizinischen Sachverhalte ausschließlich der Lehre der 
“Neuen Medizin” unterzuordnen seien, also etwa ein Beinbruch oder ein Hexenschuss, geht dies an der 
Begründung des verwaltungsgerichtlichen Urteils vorbei. Das Verwaltungsgericht hat ausdrücklich auf die 
Diagnostik und Therapie “krebskranker” Menschen im Hinblick auf die Anwendung der “Neuen Medizin” 
abgehoben. 

Unabhängig davon ergeben sich ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des verwaltungsgerichtlichen 
Urteils entgegen der Auffassung des Klägerbevollmächtigten auch nicht im Hinblick auf den von dem 
Verwaltungsgericht ausdrücklich als “weiteren Grund” aufgeführten Gesichtspunkt, dass der Kläger nicht 
die Gewährdafür biete, dass erden ärztlichen Beruf ordnungsgemäß und zuverlässig ausübe, weil er in 
der Vergangenheit im Rahmen des beruflichen Bereichs wiederholt und erheblich gegen Strafvorschriften 
verstoßen habe, weshalb er insoweit auch rechtskräftig verurteilt worden sei. Bei dieser Begründung 
des verwaltungsgerichtlichen Urteils handelt es sich um einen zusätzlichen, selbstständigen und von 
dem oben dargestellten Gesichtspunkt des Verstoßes gegen die Berufspflicht, als Arzt das praktische 
Handeln an der Einsicht in alle ärztlichen Gegebenheiten auszurichten, unabhängigen Grund für die 
Bejahung des Vorliegens der Voraussetzungen das § 3 Abs. 1 Nr. 2 BÄO. Das Verwaltungsgericht hat zu 
Recht die rechtskräftigen Verurteilungen des Klägers mit Urteilen des Landgerichts Köln vom 12. Februar 
1993 zu einer Freiheitsstrafe von vier Monaten auf Bewährung und vom 9. September 1997 zu einer 
weiteren Freiheitsstrafe von einem Jahr und sieben Monaten herangezogen. Entgegen der Darstellung des 
Bevollmächtigten des Klägers hat das Verwaltungsgericht nicht nur das Datum der Strafurteile und das 
jeweilige Strafmaß dargestellt, sondern auch den Gegenstand der Verurteilung einbezogen. Es führt dazu 
aus, der Kläger habe, auch nachdem ihm die ärztliche Approbation bestandkräftig entzogen worden sei, 
mehrfach Patienten behandelt, ohne zur Ausübung des ärztlichen Berufes berechtigt zu sein oder eine 
Erlaubnis nach § 1 Heilpraktikergesetz zu besitzen. Insoweit gibt es keinen Anhaltspunkt für die Rüge des 
Klägerbevollmächtigten, das Verwaltungsgericht scheine die Unschuldsvermutung zu missachten. 

Soweit der Klägerbevollmächtigte zudem die Ausführung des Verwaltungsgerichts für fehlerhaft hält, die 
Ausübung der Heilkunde ohne erforderliche Erlaubnis lasse auf eine Neigung des Klägers schließen, sich 
über bestehende Rechtsvorschriften hinwegzusetzen, wenn sie mit seinen Vorstellungen und Zielen nicht zu 
vereinbaren seien, begründet dies keine ernstlichen Zweifel an der Richtigkeit des verwaltungsgerichtlichen 
Urteils. Die Feststellung, ob ein Antragsteller nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 BÄO sich eines Verhaltens schuldig 
gemacht hat, aus dem sich seine Unzuverlässigkeit zur Ausübung des ärztlichen Berufs ergibt, setzt - wie 
das Verwaltungsgericht zu Recht dargestellt hat - eine Prognose voraus, ob der Betroffene in Zukunft 
seine beruflichen Pflichten zuverlässig erfüllen wird. Dafür ist es durchaus von entscheidender Bedeutung, 
ob der Kläger schon wiederholt durch sein Verhalten bewiesen hat, dass er sich über das Verbot der 
Ausübung der Heilkunde ohne die erforderliche Erlaubnis hinwegsetzt. Auf dieser Grundlage ist die von 
dem Verwaltungsgericht mit dem Wort “Neigung” des Klägers zu einem solchen Verhalten angesprochene 
Prognose, es lägen deshalb ausreichende Anhaltspunkte dafür vor, dass der Kläger ein derartiges Verhalten 
auch in der Zukunft zeigen könne, nicht fehlerhaft.” 

Die Sach- und Rechtslage hat sich seit den beiden oben zitierten vorausgegangenen gerichtlichen 
Entscheidungen nicht geändert, denn auch in dem hierzu entscheidenden Verfahren zeigen die vom 
Kläger im Verlaufe des Verwaltungsverfahrens und des Gerichtsverfahrens gemachten Äußerungen, dass 
er bis heute einzig und allein auf die von ihm begründete Lehre der sogenannten “Germanischen Neuen 
Medizin” fixiert ist und gegenüber den Diagnose- und Therapieformen der Schulmedizin nicht nur eine 
unversöhnliche Haltung einnimmt, sondern deren Vertreter als Massenmörder bezeichnet. 

Dass es sich bei dem Kläger nicht nur um einen Mediziner handelt, der nur mit Vehemenz eine von der 
Mehrheitsmeinung abweichenden Auffassung vertritt, wie der Bevollmächtigte zu 1) in der mündlichen 
Verhandlung am 29.19.2008 für den Kläger ausführte, ist widerlegt durch dessen eindeutige Aussagen 
in seinem persönlichen Schreiben sowie den Angaben seiner Bevollmächtigten zu 8) und 9), die die 
Schulmedizin als unrichtig und nicht wissenschaftlich bezeichnen. 


Es sei in diesem Zusammenhang beispielhaft und nicht abschließend hingewiesen auf folgende 
Äußerungen des Klägers, die entscheidende Kammer lasse das “Verbrechen des Massenmörders (Prof. 
Niemitz)” völlig unberücksichtigt (S. 69 d. Gerichtsakte), die Gerichte nähmen mit keinem Wort zur 
Kenntnis, “dass eine naturwissenschaftliche nachgewiesene Lehrmeinung angewandt werden muss, 
und die widerlegte Hilfsschul-medizynische nicht mehr angewendet werden darf” (S. 70 d. Gerichtsakte). 

Die deutschen Medizinprofessoren und Onkologen, die deutschen oberen Behörden und die deutschen 
Richter,.... hätten es zugelassen, dass viele Millionen Patienten, die an Krebs erkrankt waren, auf 
grausame Weise “umgebracht” wurden, durch Verhindern, Totschweigen und Un-Rechtsprechung der 
Wahrheit im Verbund mit ihren Komplizen, den Medizinprofessoren (S. 85 d. Gerichtsakte). Jeden Tag 
würden ohne medizinischen Grund 1500 Patienten “auf dem Altar der Schulmedizin ihr Leben opfern” (S. 

86 d. Gerichtsakte). “Richtig ist, naturwissenschaftlich, was keine Hypothese hat: Die Germanische Neue 
Medizin. Falsch ist, was 5000 Hypothesen hat: die sogenannte Schul- oder Hilfsschul-Medizin” (Bl. 109 d. 
A.). 

Diktion und Inhalt der klägerischen Schreiben sind unverändert und lassen - abgesehen von dem eindeutig 
zu erkennenden Alleinvertretungsanspruch für die sogenannte “Germanische Neue Medizin” - deutlich 
propagandistische, antisemitische Argumentationsmuster erkennen. Dem weiter nachzugehen bedürfte es 
wegen der obigen Feststellung zur Unzuverlässigkeit aus anderen Gründen nicht. 

Ebenso wenig bedurfte es der Durchführung einer Beweisaufnahme zur Frage der Richtigkeit der sog. 
“Germanischen Neuen Medizin”, was der Hess. VGH bereits in seiner Entscheidung vom 13.12.2004 (s.o. 
Seite 9) bestätigt hat. 

Nach alledem erfüllt der Kläger nicht die Voraussetzung für die Erteilung einer ärztlichen Approbation, 
so dass ihm zwingend die begehrte Approbation zu versagen ist. Im Hinblick auf den Erhalt einer 
ordnungsgemäßen ärztlichen Versorgung und den Schutz der Patienten ist die Versagung der Approbation 
mit dem in ihr liegenden Eingriff in die Berufsfreiheit nach Art. 12 Abs. 1 GG sachlich gerechtfertigt und 
verhältnismäßig, ohne dass es einer zusätzlichen Auseinandersetzung mit individuellen Umständen, wie 
Alter des Betroffenen und Möglichkeiten anderweitiger beruflicher Tätigkeiten bedarf (vgl. BVerwG, NJW 
1999, S. 3425, 3425, stellvertretend für weitere Entscheidungen). 

Als unterlegener Beteiligter hat der Kläger die Kosten des Verfahrens zu tragen (§ 154 Abs. 1 VwGO). 

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit des Urteils beruht auf § 167 VwGO i.V.m. §§ 708 Nr. 

11, 711 S. 1 ZPO. 


RECHTSMITTELBELEHRUNG 

Gegen dieses Urteil steht den Beteiligten die Berufung nurzu, wenn die vom Hessischen 
Verwaltungsgerichtshof zugelassen wird. Die Zulassung der Berufung ist innerhalb eines Monats nach 
Zustellung des Urteils schriftlich zu beantragen. Der Antrag muss das angefochtene Urteil bezeichnen; 
er kann nach Maßgabe der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei hessischen Gerichten 
und Staatsanwaltschaften vom 26. Oktober 2007 (abrufbar in der aktualisierten Fassung über www. 
hessenrecht.hessen.de, Gliederungsnummer 20-31) auch mittels eines elektronischen Dokuments über 
den elektronischen Briefkasten, der auf den Server des Rechenzentrums der Justiz, Hessische Zentrale für 
Datenverarbeitung (HZD), geführt wird, gestellt werden. 

Der Antrag ist bei dem 

Verwaltungsgericht Frankfurt am Main 
Adalbertstraße 18 
60486 Frankfurt am Main 


zu stellen. 


Innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des Urteils sind die Gründe darzulegen, aus denen die 
Berufung zuzulassen ist. 

Die Berufung ist nurzuzulassen, 

1. wenn ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils bestehen, 

2. wenn die Rechtssache besondere tatsächliche oder rechtliche Schwierigkeiten aufweist, 

3. wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat, 

4. wenn das Urteil von einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, des Bundesverwaltungsgerichts, 
des gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts 
abweicht und auf dieser Abweichung beruht, oder 

5. wenn ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel geltend gemacht 
wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann. 

Die Begründung ist bei dem 

Hessischen Verwaltungsgerichtshof 
Brüder-Grimm-Platz 1-3 
34117 Kassel 

einzureichen, soweit es nicht bereits mit dem Antrag vorgelegt worden ist. 

Der Antrag auf Zulassung der Berufung kann nur durch einen Rechtsanwalt oder Rechtslehrer an einer 
deutschen Hochschule im Sinne des Hochschulrahmengesetzes mit Befähigung zum Richteramt eingelegt 
werden. 

Juristische Personen des öffentlichen Rechts und Behörden können sich auch durch Beamte oder 
Angestellte mit Befähigung zum Richteramt sowie Diplomjuristen im höheren Dienst, Gebietskörperschaften 
auch durch Beamte oder Angestellte mit Befähigung zum Richteramt der zuständigen Aufsichtsbehörde 
oder des jeweiligen kommunalen Spitzenverbandes des Landes, dem sie als Mitglied zugehören, vertreten 
lassen. 

In Angelegenheiten der Kriegsopferfürsorge und des Schwerbehindertenrechts sowie der damit in 
Zusammenhang stehenden Angelegenheiten des Sozialhilferechts kann er auch von - kraft Satzungen 
oder Vollmacht zur Prozessvertretung befugten - mitgliedern und Angestellten von Vereinigungen, deren 
satzungsgemäße Aufgabe die gemeinschaftliche Interessenvertretung, die Beratung und Vertretung 
der Leistungsempfänger nach dem sozialen Entschädigungsrecht oder der behinderten Menschen 
wesentlich umfassen und die unter Berücksichtigung von Art und Umfang ihrer bisherigen Tätigkeiten 
sowie ihres Mitgliederkreises die Gewähr für eine sachkundige Erfüllung dieser Aufgaben bietet, und 
von Gewerkschaften erhoben werden. Weiterhin ist auch eine Antragstellung durch Angestellte einer 
juristischen Person, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Eigentum einer solchen Vereinigung 
stehen, zulässig, wenn die juristische Person ausschließlich die Rechtsberatung und Prozessvertretung der 
Mitglieder der Vereinigung entsprechend deren Satzung durchführt und die Vereinigung für die Tätigkeit des 
Bevollmächtigten haftet. In Angabenangelegenheiten kann der Antrag auch durch einen Steuerberater oder 
Wirtschaftsprüfer erfolgen. 

In Angabenangelegenheiten sind vor dem Hessischen Verwaltungsgerichtshof als Prozessbevollmächtigte 
auch Steuerberater und Wirtschaftsprüfer zugelassen. 

In den Angelegenheiten, die ein Beamten-, Wehrpflicht-, Wehrdienst- oderZivildienstverhältnis oder 
dessen Entstehung betreffen, in Personalvertretungsangelegenheiten und in Angelegenheiten, die in einem 
Zusammenhang mit einem gegenwärtigen oder früheren Arbeitsverhältnis von Arbeitnehmern i. S. d. § 

5 des Arbeitsgerichtsgesetzes (Arbeiter, Angestellte, zur Berufsausbildung Beschäftigte, in Heimarbeit 
Beschäftigte und die ihnen Gleichgestellten, sonstige Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen 
Unselbstständigkeit als arbeitsnehmerähnliche Personen anzusehen sind) stehen einschließlich 
Prüfungsangelegenheiten, kann der Antrag von Mitgliedern und Angestellten von Gewerkschaften 
eingelegt werden, die kraft Satzung oder Vollmacht zur Prozessvertretung befugt sind; weiterhin 
ist auch eine Antragstellung durch Angestellte einer juristischen Person, deren Anteile sämtlich im 
wirtschaftlichen Eigentum einer Gewerkschaft stehen, zulässig, wenn die juristische Person ausschließlich 
die Rechtsberatung und Prozessvertretung der Mitglieder der Gewerkschaft entsprechend deren Satzung 


durchführt und die Gewerkschaft für die Tätigkeit des Bevollmächtigten haftet. 
Oehm-Neidlein 


BESCHLUSS 


Der Streitwert wird auf 30.000,- € festgesetzt. 


GRÜNDE 

Die Streitwertfestsetzung beruht auf § 52 Abs. 1 GKG i.V.m. Nr. 16.1 des Streitwertkatalogs für die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit i.d.F. 07/2004 (NVWZ 2004, S. 1327). 


RECHTSMITTELBELEHRUNG 

Gegen die Streitwertfestsetzung steht den Beteiligten die Beschwerde zu, wenn derWert des 
Beschwerdegegenstandes 200 € übersteigt oder wenn sie das Gericht, das die angefochtene Entscheidung 
erlassen hat, in dem Beschluss zugelassen hat. 

Die Beschwerde ist bei dem 

Verwaltungsgericht Frankfurt am Main 

Adalbertstraße 18 
60486 Frankfurt am Main 

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einzulegen; sie kann 
nach Maßgabe der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei hessischen Gerichten 
und Staatsanwaltschaften vom 26. Oktober 2007 (abrufbar in der aktualisierten Fassung über www. 
hessenrecht.hessen.de, Gliederungsnummer 20-31) auch mittels eines elektronischen Dokuments über 
den elektronischen Briefkasten, der auf den Servern des Rechenzentrums der Justiz, Flessische Zentrale für 
Datenverarbeitung (FHDZ), geführt wird, gestellt werden. 

Sie ist nur innerhalb von sechs Monaten, nachdem die Entscheidung in der Flauptsache Rechtskraft erlangt 
oder das Verfahren sich anderweitig erledigt hat, zulässig. 

Soweit der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt wird, kann die Beschwerde 
noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mitteilung des Festsetzungsbeschlusses 
eingelegt werden. 


Oehm-Neidlein 


TRNAVSKA UNIVERZITA 

Homopotoinä 23, 918 43 Trnava 


BESTÄHTIGUNG 

Am 8.9. u. 9.9.1998 wurde am Onkologischem Institut Hl. 
Elisabeth in Bratislava und Onkologischen Abteilung des 
Krankenhauses in Trnava sieben Patientenfälle mit ingesamt 
mehr als 20 einzelnen Erkrankungen in Gegenwart des 
Prorektors der Universität Trnava, des Dekans der Fakultät 
für Pflegewesen und Sozialwesen der Universität Trnava und 
ingesamt 10 Dozenten und Professoren untersucht (ärztliche 
Protokolle von diesen Fällen, die durch Dr. Hamer gemacht 
wurden, sind in der Beilage). Es sollte festgestellt werden, 
ob nach naturwissenschaftlichen Regeln der 

Reproduzierbarkeitsprüfung die Verifikation seines Systems 
festgestellt werden konnte. 

Dies war der Fall. 

Von den jeweils etwa 100 Fakten, die man bei jeder 
Einzelerkrankung nach den Regeln der "Heuen Medizin" abfragen 
kann, konnten zwar in Ermangelung vollständiger 
Untersuchungsbefunde nicht alle Fakten abgefragt werden, aber 
die abgefragten Fakten ? jten, dass alle Naturgesetze der 
"Heue Medizin" erfüllt war^u. 

Die untergezeichneten nehmen deshalb mit hoher 
Wahrscheinlichkeit als gesichert an, dass seine Präsentation 
in zwei Überprüfungskonferenzen bewies sein System mit 
gröster Warscheinlichkeit. Wir schätzen sehr hoch das 
menschliche, ethische und geduldige Engagement Dr. Hamers und 
seinen neuen ganzheitlichen Zutritt zum Patienten. Nach 
Berücksichtigung aller dieser Faktoren, haben wir den 
Eindruck gewonnen, dass die Frage der möglichts baldigen 
Anwendung der "Neuen Medizin" dringend weiterverfolgt werden 
sollte. 

Trnava 11.9.1998 

prof.MUDr.J.Pogädy,DrSc, Prof.f.Psychiatrie, 

Vors.der Kommission 

prof.MUDr.V.Krcmery,DrSc, Dekan der Fakultät .. 
doc.RNDr.J. Miklosko ,DrSc, Prorektor f.Forschung 




Telefon: 080$ / 277 38 


Fix 0805/214 83 




Dr. med. Rykc Gecrd Hamcr 


Tmava, II. September 1998 


Erklärung 

zur Bestätigung der Universität Tmava 
über die erfolgte Verifikation der Neuen Medizin vom 11.09.98 


Seit dem 11. September 1998 ist die am 8. und 9. September erfolgte Verifikation der Neuen 
Medizin amtlich von der Universität Tmava (Tymau) bestätigt. 

Unterschrieben haben dieses Dokument der Prorektor (Mathematiker), der Dekan (Onkologe) 
und der Vorsitzende der wisscnschaftl. Kommission, Professor für Psychiatrie. 

Deshalb ist auch an der Kompetenz der Unterzeichneten wohl kein Zweifel möglich. 

Die Universitäten in Westeuropa - vor allem die Universität Tübingen - haben sich seit 
17 Jahren strikt geweigert, eine solche angebotene naturwissenschaftliche Überprüfung durch¬ 
zuführen. 

Obwohl in den vergangenen Jahren schon viele Ärzte die Verifikation dieser Naturgesetze der 
Neuen Medizin in 26 öffentlichen Überprüfungskonferenzen durchgeführt haben, bei denen 
auch stets alle Fälle exakt gestimmt haben, wurden diese Dokumente (sogar notariell beglaubigte) 
nicht anerkannt. Immer und überall wurde „argumentiert“, solange diese Überprüfung nicht 
durch eine Universität amtlich durchgeführt sei, zähle sie nicht - und solange dies nicht ge¬ 
schehen sei, sei die Schulmedizin „anerkannt". 

Die Neue Medizin, die aus 5 Biologischen Naturgesetzen - ohne zusätzliche Hypothesen - 
besteht und für Mensch, Tier und Pflanze gleichermaßen gilt, ist so klar und logisch kohärent, 
daß man sie leicht, wie man sieht, redlich und gewissenhaft schon immer am nächstbesten Fall 
hätte überprüfen können und natürlich überprüfen müssen, wenn man nur gew ollt hätte. 

Rufmord, Medienkampagnen und Medienhetze oder Berufsverbot sowie div. Attentatsversuche 
und angedrohte Zwangspsychiatriesicrungen (wegen Realitätsverlusts), bis hin zur Inhaftierung 
(wegen drei mal unentgeltlichen Informierens über die Neue Medizin [ dafür habe ich über 
I Jahr im Geföngnis gesessen f) ersetzen nicht wissenschaftliche Argumente, um einen wissen¬ 
schaftlichen Gegner zu widerlegen. War nicht die Erkenntnisunterdrückung - wie man jetzt er¬ 
kennen kann - nur Ausdruck blanker Gewalt, um Macht und Besitzstände der alten Medizin 
aufrecht zu erhalten? 

Die Neue Medizin ist die Medizin der Zukunft. 

Ihre weitere Verhinderung macht das Verbrechen an der Menschheit täglich noch größer! 

In offiziellen Statistiken wie der des Deutschen Krebsforschungszentrums Heidelberg, ist 
immer wieder nachzulescn, daß von den schulmedizinisch mit Chemo behandelten Patienten 
nach 5 Jahren nur noch ganz wenige am Leben sind. 

Die Staatsanwaltschaft Wiener Neustadt mußte demgegenüber zugeben, daß von den bei der 
Hausdurchsuchung des „Zentrums für Neue Medizin, in Burgau“ beschlagnahmten 6.500 
Patientenadressen (davon die meisten Patienten an fortgeschrittenem Krebs erkrankt) auch 
nach 4 bis 5 Jahren noch über 6000 am Leben waren (über 90 %). 

Nun ist die Forderung (Überprüfung durch eine Universität) erfüllt. Jetzt haben die Patienten 
ein Recht darauf, daß das grausigste und schlimmste Verbrechen der Menschheitsgeschichte 
endlich beendet wird, und daß alle gleichermaßen die Chance erhalten, offiziell nach den 
5 Biologischen Naturgesetzen der Neuen Medizin gesund zu werden. 

Dazu rufe ich alle redlichen Menschen auf und bitte sie um Ihre Mithilfe. 




© 

L)r. med. Ryke Geerd HAMER Sülzburgslr. 29. 5000 Köln 41 lelelon (02 21) 41304G 


Herrn 

Professor Dr. chem. Dr. med Jörg Birkmayer 
Schwarzspanier STRAßE 15 
A 1090 Wien 


Köln, den 8.3.89 


Sehr geehrter Herr Professor Birkmayer 


Das Verwaltungsgericht Sigmaringen hat mich nochmals daran 

ERINNERT, DAß ICH ZUGESAGT HATTE, EINE KURZE AUSFÜHRUNG 

von Ihnen beizubringen betreffend die Überprüfung der Reproduzier¬ 
barkeit EINER NATURWISSENSCHAFTLICH-BIOLOGISCHEN GESETZMÄßIGKEIT. 

Wir hatten ja bereits darüber gesprochen und Sie hatten es zuge¬ 
sagt. Das Gericht ist besonders an Ihrem Urteil interessiert, 

SCHEINT MIR, WEIlSiE ALS CHEMIKER UND ARZT, DAZU 0. PROFESSOR 

für Med. Chemie und Onkochemie der Uni Graz dazu eine besondere 
Kompetenz haben könnten. Damit Ihnen die _$ache erleichtert wird. 

SCHLAGE ICH IHNEN VOR, DAS GäNZE IN FORM E 1 N!$t*FR AGEN UND ANTWORTEN 
ABZUHANDELN. 

1. Frage: 

Im Gegensatz zu den spekulativen sog. Geisteswissenschaftlichen 
Fächern wie Philosophie, Psychologie und Theologie etwa, ist die 
Naturwissenschaft und mit ihr auch die Biologie und Medizin eine 
nach kausal-logischen Denkkategorien begründete sog. empirische 
Wissenschaft, deren entscheidendes Unterscheidungsmerkmal zu den 

SPEKULATIVEN GEISTESWISSENSCHAFTEN DARIN BESTEHT, DAß DIE IN IHR 
GEWONNENEN ERGEBNISSE JEDERZEIT MIT DER GLEICHEN METHODE R E - 
PRODUZIERBAR SEIN MÜSSEN UND AUCH REAL REPRODUZIERT 
WERDEN KÖNNEN. WÜRDEN SlE DIESE DEFINITION UNTERSCHREIBEN KÖNNEN \ 

Antwort: 

ja 

?. Frage: 

Wenn jemand im naturwissenschaftlich-biologisch-medizinis-chen 
Bereich behauptet, er habe eine biologische Ge¬ 
setzmäßigkeit GEFUNDEN, DANN MUß ER DEN BEWEIS DAFÜR 
DADURCH ERBRINGEN, DAß ER ZEIGT, DAß EBEN DIE GESETZMÄßIGKEIT 
"Methode" hat, d.h. dab die beschriebenen biologischen (oder physika¬ 
lischen ODER CHEMISCHEN) VORGÄNGE EINE GESETZMÄßIGKEIT HABEN, 

DIE IN JEDEM EINZELNEN FALL REPRODUZIERBAR IST, 

SODAß DIE JEWEILIGEN ERGEBNISSE IM PRINZIP VORAUSSEHBAR UND DURCH¬ 
SICHTIG sind. Handelt es sich hierbei, wie bei der EISERNEN REGEL 
DES KREBS, UM EINE VÖLLIG NEUE GESETZMÄßIGKEIT, DIE BISHER NICHT 
NUR UNBEKANNT WAR, SONDERN DIE BISHERIGEN VERMEINTLICHEN REGELN 



UMSTÖßT, DANN IST ES AUCH NICHT MÖGLICH, DIE ERGEBNISSE "DURCHZUSPIE 
LEN , BZW. DURCHZURECHNEN, SONDERN MAN MUß ÜBERPRÜFEN, OB EINE 
REPRÄSENTATIVE ANZAHL VON FÄLLEN REPRODUZIERBAR 

ist. Nur die faktische Reproduzierbarkeit der empirisch 

GEWONNENEN ERGEBNISSE, DIE ZU EINER GESETZMÄßIGKEIT ZUSAMMENGEFAßT 
WERDEN KONNTEN, UNTERSCHEIDET DIE NATURWISSENSCHAFT VON DER SPEKULA¬ 
TION.WÜRDEN Sie auch damit einverstanden sein ? 

Antwort- 

JA 


3. Frage; 

Wenn ein Gutachter im universitären naturwissenschaftlich-medizini¬ 
schen Bereich eine gewissenhafte Öberprüfung der Reproduzierbarkeit 

EINER NATURWISSENSCHAFTLICH-BIOLOGISCHEN GESETZMÄßIGKEIT VORGENOMMEN 
HAT, DANN BLEIBT NATÜRLICH IMMER NOCH EIN GERINGER REST VON UNSICHER-' 
HEIT DURCH DIE SUBJEKTIVE WERTUNG DES ÜBERPRÜFERS. Er IST SCHLIES" 

LI CH AUCH NUR EIN MENSCH UND KÖNNTE SICH TROTZ GRÖßTER SORGFALT 
BEI DER ÜBERPRÜFUNG DER NATURWISSENSCHAFTLICH-BIOLOGISCHEN GESETZMÄS- 
SIGKEITfGEIRRT HABEN. Je ERFAHRENER UND QUALIFIZIERTER DER GUTACHTER 

als Naturwissenschaftler ist, desto geringer wird normalerweise 
die Fehlerquote dieser subjektiven Wertung der Reproduzierbarkeits¬ 
prüfung sein. 

Sie selbst kennen die Regeln der Naturwissenschaft, wie ich sie 

NACH EINEM 12"SEMESTR I GEN PHYSIKSTUDIUM EBENFALLS KENNE. SlE 
kennen auch die EISERNE REGEL DES KREBS. sie waren zeuge als sine 

REPRODUZISr-BARKEITSllDERPP.UFUNG ANHAND VON 7 FÄLLEN DURCKG2FÜHRT WURDE. 
wiE MAN SIE ALS NATURWISSENSCHAFTLER KORREKT DURCHl-UHRT. GLAUBEN 

Sie. DAß es einem Begutachter der EISERNEN REGEL DES KREBS erlaubt 

SEIN KONNTE. EINE NlCHTREPRODUZIERBARKEIT IN DER METHODIK ZU BEHAUP¬ 
TEN, OHNE AUCH NUR EINEN EINZIGEN FALL AUF REPRODUZIERBARKEIT 
DIESER BIOLOGISCHEN GESETZMÄßIGKEIT ÜBERPRÜFT ZU HABEN ? 


Antwort: 


nein 


*1. Frage: 


Jm Jahre 198.1/82 warfn nur 2 Param e te r bekannt,die m Korrelation.. 
Ständen lind TUE EISERNE REGEL DES KREBS ausmachien, nämlich die 
psychische Seite und die organische. Die cerebrale Seite war als 
Postulat/vorausgesetzt. Zum damaligen Zeitpunkt war die ö&erprUfung 
der Reproduzierbarkeit der Korrelation zweier Parameter noch 

EINFACHER ALS HEUTE. WO DIE ÜBERPRÜFUNG DER RePRODUZIERBA/U fci T 

ttw£» "ein-eindeutigen" Korrelationsgeschehens dreier parallel 
verlaufender Parameter für Unerfahrene zunächst schwieriger erschei¬ 
nen könnte. Die Überprüfung der Reproduzierbarkeit der alten 
Fassung der EISERNEN REGEL DES KREBS wäre selbst'Universitäts- 

Medizinern LEICHT MÖGLICH GEWESEN. 

Würden Sie die Dinge auch so sehen ? 


Antwort: 


ja 



STATEMENT VON PROF. DDR. JÖR& BIRKMAYER 


ES IST ZWEIFELLOS AUFGABE EINER UNIVERSITÄT THEORIEN ÜBER KRANK¬ 
HEITSENTSTEHUNGEN UND THERAPIEN ZU ÜBERPRÜFEN, UNGEACHTET PER¬ 
SÖNLICHER VOREINGENOMMENHEITEN. 


DATUM, ORT 




Folgende 5 Ärzte haben am 9.12.1988 eine gemeinsame Überprüfung 
der Reproduzierbarkeit der EISER EN REGE. DES KREBS in Wien 
durchgef Uhrt. 

ELISABETH M. ROZKYDAL 




Es wurden i-sgesamt 7Patienten untersucht. Die Untersuchung hatte 
den ausdrücklichen Zweck, festzustellen, ob alle Krankheitsbilder 
und Krankheitsverlaufe dieser Patienten, die an Krebs, Multipler 
Sklerose und Krebsäquivalenten (Morbus Crohn u.a.) erkrankt waren, 
eindeutig nach der EISERNEN REGEL DES KREBS verlaufen waren. 

Dies war eindeutig der Fall, und zwar auf allen 3 Ebenen, 
der psychischen, die durch die anwesenden Patienten abgekl rt 
werden konnte (Konfliktanamnese), der cerebralen Ebene, die 
äHFSfc die vorliegenden Hirn-CT-Bilder demonstriert werden konnten, 
und der organischen Ebene, die durch vorliegende Röntgenbilder 
Kliniksbefunde gesichert waren. 

Die meisten Patienten hatte Herr Dr. Hamer vorher nicht gekannt. 
Die Zusammenhänge waren überzeugend. 


Wien, den 9. Dezember 1988 




ABTEILUNG FCH ANG1CL0GIE 

LeÄef: r.c!. Df. E. IWCCHDVEH 
DER KAT!D!CLOG!3GH:iM LX7. KLINIK 

VcetünJ. Prof. Or. r. KA1NDL 
A-1090 V.'itn, G£m&ongassa 13 


Es wird bestätigt, daß von einer Konferenz, bestehend aus 


Frau Prof. Dr. Mannheimer, 
Herrn Prof. Dr. Pokieser, 
Herrn O.A. Dr. Fitscha, 
Herrn Prof. Or. Imhof. 
Horrn Or. Harner, 


Kardiolog. Univ. Klinik Wien 
Zentralröntgen Univ. Wien 
Poliklinik, II. Med., Kardiologie, Wien 
Zentralröntgen, ComoutBrtomographie 
Internist, Rom 


heute eine Studie vereinbart wurde, die überschlagsmäßig den 
möglichen Zusammenhang zwischen Herzinfarkt, Revierkonflikt und 
Veränderungen im Gehirn, und zwar rechtstemooral in Form eines 
sogenannten HAMER'schen HEROES, klären soll. 


Folgende 0 Patienten sind in dieser Studie einbezogen: 

Von der Kardiologischen Univ. Klinik WienfProf. Or. Kaindl) 

1. ’ete r, 59 Jahre, frischer Vordorwandinfarkt 

2. iRobert, 57 Jahre, akuter Hinterwandinfarkt 

3. Prof. Leopold, 45 Jahre, akuter Vorderwandinfarkt 

4. Dr.B |Karl, Hofrat, 61 Jahre, subakuter Vorderwandinfarkt 


Von der Poliklinik (Kardiologie) der II. Med. Klinik der Stadt 
Wien (Prof. Or. Tiso): 

Franz, 58 Jahre, 4 Monate alter Vorderwandinfarkt 
Josef, 6 Monate alter Hinterwandinfarkt 

rieh, 60 Jahre, frischer kleiner Hinterwandinfarkt 

| Franz, 53 Jahre, frischer, ausgedehnter Vorder¬ 
wandinfarkt 

Bis auf den letzten Patienten der Poliklinik, bei dem in den nächsten 
Tagen ein Hirn-CT vorgesehen ist, wurde bei allen Patienten ein Hirn- 
CT angefertigt - ohne Kontrastmittel-. 

Es ist vorgesehen, alle Patienten in 6-wBchigen Abständen zu unter¬ 
suchen . 

Oie heutige Konferenz hat zur Kenntnis genommen, daß, wiB durch Unter¬ 
schrift der Patienten und ärzte dokumentiert, der klinische Verlauf, 
insbesondere der des Vegetativums, dem Konfliktverlauf in jedem Fall 
entsprochen hat, sodaß - entsprechend der EISERNEN REGEL OES KREBS - 
der Herzinfarkt immer erst nach Lösung des "Revierkonfliktes’ eintrat. 

Zu diesem Zeitpunkt befanden sich alle Patienten subjektiv bereits 
wieder bei bester Gesundheit (Vagotonie). 

Oie CT-Bilder des Gehirns schienen nicht in allen Fällen eindeutig, 
sie schienen aber in der Mehrzahl so auffällig, daß die Konferenz diese 
Studie für wünschenswert hielt, um definitiv Klarheit über die Zusammen¬ 
hänge zu erhalten. 

In späteren Studien sollen eventuell die verschiedenen cerebralen Lo¬ 
kalisationen vom Vorderwandinfarkt (weiter frontal) und Hinterwandin¬ 
farkt (weiter dorsal) untersucht werden, wenn über die Zusammenhänge 
erst grundsätzlich Klärung erzielt ist. / 



Wien, 1904 September 06. 


Prof 


Or. E. Mannheimer 


Bad Godesberg, den 6.11.92 


Eidesstattliche Erklärung 


Die beiden Unterzeichneten 

Professor Dr. phil. Kanno Beck 

em, Professor für Geschichte der Naturwisrenachaften 
der Universität Bonn, und Teilnehmer an der Konferenz 
am 29. Sept. 1992 im hess. Landesprüfungsamt für Heilberufe 
in Frankfurt/Main 

und 

Dr. med. Ryke Geerd H a m e r 

ehemals Facharzt für Innere Medizin, Dipl, theol., 

seit April 1986 vom Reg. Präsidenten in Koblenz bestraft 

mit Berufsverbot und Existenzvernichtung mit "sofortiger 

Vollziehung" 

wegen 

- "Nichtabschwörens der EISERNEN REGEL DES KREBS" und 

- "Sich nicht Bekehrens zur Schulmedizin" und 

- "mangelnder Einsichtsfähigkeit in die "notwendige Krebs¬ 
behandlung" " und 

- (OVG Koblenz) "mangelnder Stpuerungsfähigkeit, zurück 
zur Schulmedizin steuern zu können" und 

- (OVG Koblenz) "mangelnder Bereitschaft, sich psychiatri- 
sieren zu lassen(von seinen Gegnern}" 

erklären an Eide3 statt: 

"In der Konferenz am 29.Sept. 1992 im Hessischen Landes- 
prüfungsamt für Heilberufe in FrankfurtA'.ain, Adickesallee 36, 
an der unter Vorsitz von Herrn Oberamtsrat Ganse, dem Leiter 
des Amtes, folgende Personen teilgenommen hpben: 

Herr Oberamtsrat Ganse, Vorsitzender 
Herr Dr. Högenauer, FA f. Neurologie und FsycP.iatrie, 
Obermedizinoldirektor und oberster Gesundheitsbeamter des 
Landes Hessem, 

Frau Dr. Elke Mühlpfordt, FÄ f. Pädiatrie u. Schulärztin 
in Nürnberg, 

Frau Roswitha Eggert, RA und Notarin, Frankfurt, 

Herr Professor Dr. E.A. Stemmann, FA f. Pädiatrie, Direktor 
der Kinderklinik Gelsenkirchen, 

Herr Professor Dr. Beck, em. l'rof. f. Gesch. der Naturwiss. 
Herr Dr. Ryke Geerd Hamer, ehern. FÄ f. Innere Medizin, Köln 



hat folgender Vorgang stattgefunden: 

Herr Dr- Hamer konfrontierte Herrn Dr. Högenauer, 
den obersten Medizinalbeanten des Landes Hessen, mit der 
Tatsache, daß nunmehr js wohl die HEUE MEDIZIN nactjder ein¬ 
deutigen Aussage des anwesenden Herrn Professor Dr. Stemmann 
als reproduzierbar richtig angesehen 
werden müsse, was auch von Herrn Dr. Högenauer nicht mehr be¬ 
stritten wurde. 

Außerdem hatte Herr Professor Dr. Stemmann ausdrücklich be¬ 
stätigt, daß man die NEUE MEDIZIN selbstverständlich auch schon 
vor 11 Jahren in der gleichen Weise hätte überprüfen können. 

Herr Dr. Högenauer wurde weiters damit konfrontiert, daß sich im 
Besitz von Dr. Hamer ca 100 mit dem Vermerk "Vertraulich" ge¬ 
stempelte "Hintergrundsbriefe" von höchsten Behörden, Richtern, 
Staatsanwälten, Rektoren, Dekanen, Professoren, Ärztekammerpräsi¬ 
denten, Zeitungs- und Fernsehfürsten befinden, in denen unmißver¬ 
ständlich klar geschrieben stehe, man müsse um jeden Preis eine 
öffentliche Überprüfung der NEUEN MEDIZIN verhindern wegen der 
sonst zu erwartenden wissenschaftlich-medizinischen Folgen. 
Einige dieser Br‘efe legte Herr Dr. Hamer in der Konferenz vor. 

Herr Dr.. Hamer fragte nun Herrn Dr. Högenauer sehr eindringlich, 
ob bei dieser Sachlage der offensichtliche und vorsätzlich ge¬ 
zielte Boykott der Erkenntnisse der NEUEN MEDIZIN Uber 11 Jahre 
rechtens gewesen sei oder vorsätzliches 
Unrecht . 

Herr Dr. Högenauer wollte dieser Frage immer wieder ausweichen. 
Herr Dr. Hamer beharrte aber darauf, daß Herr Dr. Högenauer 
diese Frage als oberster Medizinalbeamter Hessens beantworten 
müsse. 

Etwa 15 mal im Verlauf einer Stunde stellte Herr Dr. Har-.er 
immer wieder die gleiche Frage und behorrte auf einer Antwort. 

Herr Dr. Högenauer begann immer mehr zu schwitzen, war schließlich 
"wie aus dem Wasser gezogen", sodaß schon ein psycho-physischer 
Kollaps befürchtet werden mußte. 

Endlich konnte er nicht länger standhalten und antwortete wörtlich: 
"Ja,es war Unrecht !" 

Fast unmittelbar danach brach Herr OAmtsrat Ganse die Konferenz 

ab. 



Dieser Vorgang wird von denllnterzeichnfcer. nf.ch bestem is 
an Eides statt bezeugt. 

Bad Godesberg, den 6. Kovember 1992 


Professor Dr. phil. Hanno Beck 

Dr. med. Ryke Geerd H a m e r 




Dr. med. Mag. theol. Ryke Geerd HAMER 
Apartado de Correos 209 
E-29120 Alhaurin el Grande 

8. April 2007 


An das 

Hessische Landesprüfungs- und Untersuchungsamt im Gesundheitswesen 

Adickesallee 36 

60322 Frankfurt am Main 

Betreff: Widerspruch gegen den Bescheid vom 15.03.2007 - samt Kostenbescheid - eingegangen am 
17.03.2007 

Bezug: 21 Jahre Berufsverbot als Internist; zuerst wegen wörtl. „Nicht Abschwörens der Eisernen Regel 

des Krebs“ und „Mich nicht Bekehrens zur Schulmedizin“ 

Gegen obigen Bescheid erhebe ich Widerspruch. 

Begründung: 

Problemstellung 

Am 8. April wurde mir von Herrn stellv. Regierungspräsidenten Robbi Schon die Approbation entzogen, 
wegen (wörtl.) „Nicht-Abschwörens der Eisernen Regel des Krebs“ und „mich Nicht-Bekehrens zur 
Schulmedizin“. 

Die 21jährige Rufmordkampagne an der sich der Staat, zumal auch das Landesprüfungsamt Frankfurt 
(Ganse) eifrig beteiligt hat, durfte immer davon ausgehen, daß durch die Erkenntnisunterdrückung die 
Richtigkeit der Germanischen Neuen Medizin nicht erweisen sei. Das war falsch. 

Es ist schon ein Megaskandal, daß, wenn der oberste Medizinalbeamte Hessens, Herr Dr. med. Högenauer, 
schon vor 15 Jahren amtlich festgestellt hat, daß man mir Unrecht getan hat, sich blutige Laien-Funktionäre 
darüber skrupellos hinwegsetzen. 

Seit Rabbi Prof. Joav Merrick aus Israel 2005 veröffentlicht hat, daß die beiden ersten Biologischen 
Naturgesetze allgemeine Akzeptanz hätten, hat er damit auch automatisch die richtige Therapie der 
Germanischen Neuen Medizin bestätigt! 

Denn die Germanische Neue Medizin ist von Anfang an - DHS (= Konfliktschock) bis zum Ende des 
Sinnvollen Biologischen Sonderprogramms - sogar die einzige ursächliche Therapie bei allen unseren 
sog. Krankheiten - nicht nur Krebs. Doch parallel mit diesen optimal funktionierenden Sonderprogrammen 
schulmedizinisch mit Chemo vergiften bzw. „therapieren“ zu wollen, ist eine unverzeihliche Dummheit der 
Schulmedizin. 

Professor Niemitz aus Leipzig, Professor für Technik- und Geschichte der Naturwissenschaften, schreibt in 
seinem Gutachten am 18.08.2003 (beigefügt): 

Ergebnis zum Kommentar 

Der Anspruch der Schulmedizin aus ihrer „Zunft“ heraus - also unwissenschaftlich - einen Therapie- 
Entscheidungs-Alleinanspruch durchsetzen zu wollen bzw. bei derTherapie von Kindern schon durchgesetzt 
zu haben, ist verfassungswidrig. 


Fazit 


Nach naturwissenschaftlichen Kriterien muß die Neue Medizin nach derzeitigem Wissenschaftsstand und 
nach derzeit bestem Wissen für richtig erklärt werden. Die Schulmedizin ist dagegen, naturwissenschaftlich 
gesehen, ein amorpher Brei, der wegen grundlegend falsch verstandener (angeblicher) Fakten nicht einmal 
falsifizierbar ist, von verifizierbar ganz zu schweigen. Sie muß deshalb nach naturwissenschaftlichen 
Kriterien als Flypothesensammelsurium und damit als unwissenschaftlich und nach bestem menschlichem 
Ermessen als falsch bezeichnet werden. 

Im gleichen Gutachten, bei der Beantwortung der 3 ihm gestellten Fragen, antwortet er auf die 1. Frage: 

1. Kann und darf es sein, daß eine Medizin (Schulmedizin), die nur auf Flypothesen basiert, sich 
hochtrabend „wissenschaftlich“ nennt, obwohl noch niemals eine einzige Verifikation stattgefunden hat? 

Ergebnis zu Frage 1 

Die Schulmedizin darf sich nicht naturwissenschaftlich nennen, weil sie entweder nur Aussagen anzubieten 
hat, die nicht die Möglichkeit bieten, sie zu falsifizieren, oder sie verwickelt sich schon vorher in unlösbare 
Widersprüche. 

Die Neue Medizin ist naturwissenschaftlich, weil sie ein psycho-biologisches Modell bietet, aus dem heraus 
Aussagen abzuleiten sind, die die Möglichkeit bieten, sie zu falsifizieren. Da bisher keine Aussage der 
Neuen Medizin falsifiziert werden konnte, muß die Neue Medizin zumindest für wissenschaftlicher erklärt 
werden als die Schulmedizin, die eben höchstens statistisch arbeiten kann (d.h. keine wissenschaftlichen 
Aussagen für den Einzelfall machen kann!), und es muß festgestellt werden: Die Schulmedizin ist keine 
Naturwissenschaft - weder inhaltlich noch methodisch. 

Im gleichen Gutachten schreibt er als Ergebnis zu Frage 2: 

2. Kann und muß man dagegen nicht die Germanische Neue Medizin, die keine einzige Flypothese hat, 
allein auf Grund der vorgelegten 30 Verifikationsurkunden als wissenschaftlich und nach bestem Wissen 
richtig bezeichnen? 

Antwort zu Frage 2: 

Die Antwort lautet: Ja, die Neue Medizin ist richtig. Wichtig ist zu bemerken - und das wird in der 
Beantwortung der Frage 3 weiter ausgeführt -, sie „nach bestem Wissen“ als richtig zu bezeichnen (was eine 
ethische Frage ist). 

Also: Die Aussagen der Neuen Medizin stehen in einem Begründungszusammenhang, der intersubjektiv 
kommunizierbar und am Einzelfall nachprüfbar ist, d.h. naturwissenschaftlichen Kriterien genügt (z.B. 
Allgemeingültigkeit, Systematisierbarkeit, Vorhersagemöglichkeit, begründend erklärende Beschreibung 
vergangenen Geschehens, Falsifizierbarkeit). 

Ergebnis zu Frage 2: 

Ja, die Neue Medizin ist richtig. 

Frage 3: 

3. Ist es nicht in den Naturwissenschaften üblich und ausreichend, schon eine einzige Verifikation zu 
bestehen, um die Richtigkeit (hier: der Neuen Medizin) zu beweisen? 


Ergebnis zu Frage 3: 

Die Schulmedizin unterstellt, daß ihre Hypothesen „Fakten“ sind. Es ist aber zu zeigen, daß das 
„Faktensystem“ der Schulmedizin widersprüchlich ist bzw. in weiten Teilen so aufgebaut, daß es nicht 
einmal potentiell falsifizierbar (und damit unwissenschaftlich) ist. Das System der Neuen Medizin dagegen 
ist stimmig und potentiell falsifizierbar. Daher ist es unwissenschaftlich, unethisch und damit letztlich 
verfassungswidrig, der Neuen Medizin keinen Raum zu geben. 

Im abschließenden Kommentar zu Frage 3 steht: 

Die „Schulmedizin“ befindet sich in einer besonderen Situation. Sie erhebt den Anspruch, wissenschaftlich 
zu sein und müßte damit - so weit wie möglich - unpolitischen und nur wissenschaftlichen Prinzipien 
verpflichtet sein. Sie erhebt aberzugleich den Anspruch, den politisch-herrschaftlichen und damit 
„unwissenschaftlichen“ Schutz einer (dienst-leistenden) Zunft genießen zu dürfen. Das Zunftprivileg 
ermöglicht den Vertretern der Schulmedizin, wissenschaftliche Auseinandersetzungen ungestraft mit 
nichtwissenschaftlichen, nämlich politischen bzw. machtpolitischen Mitteln zu entscheiden. 

Die Schulmedizin kann sich bis heute in dieser eigentlich „unmöglichen“ Situation halten, weil die 
Nichtmediziner (als Patienten oder Politiker) die ihnen verfassungsrechtlich zugestandene Therapiefreiheit 
nicht nutzen wollen bzw. können, weil sie voller Angst sind vor dem Tod und dem Verlust der Gesundheit, 
die ihnen bzw. der ganzen Gesellschaft angedroht werden, falls die schulmedizinische Therapie abgelehnt 
wird. Und Angst ist ein schlechter Ratgeber. Der Widerspruch zwischen „Wissenschaft“ und „Zunft“ wird 
im Fall derTherapienotwendigkeit von Kindern und Unmündigen heute so gelöst, daß diese - der Ansicht 
der Zunft und damit nicht wissenschaftlichen Kriterien entsprechend - schulmedizinisch zwangstherapiert 
werden müssen. Eltern oder Vormünder, die wissenschaftlich begründet diese Therapie für die ihnen 
Anvertrauten ablehnen und versuchen, diese dem zu entziehen, werden strafrechtlich verfolgt. Dies ist 
ethisch gesehen eine „unmögliche Situation“, d.h. unethisch, d.h. in diesem Fall verfassungswidrig. 

In dem Gutachten vom 18.03.2004 an die Universität Tübingen schreibt der gleiche Prof. Niemitz (Gutachten 
liegt bei) unter Fazit: 

.... Wären wir in einem Fußballspiel mit aufrechten Schiedsrichtern - und hier müssten das die aufrechten 
Wissenschaftler und Richter sein -, würde die Universität Tübingen die rote Karte gezeigt bekommen. 

Wir sind aber in keinem Fußballspiel. Wir sind im richtigen Leben. Und hier geht es um Leben und Tod. 

Seit Über zwanzig Jahren, dabei alle Regeln von Wissenschaft, Moral und Ethik verletzend, hält die 
Universität Tübingen den wissenschaftlichen und insbesondere den medizinischen Fortschritt auf. Und die 
Konsequenzen sind erschreckend: Jahr für Jahr sind Hunderttausenden von Kranken die Möglichkeiten, sich 
gemäß der Neuen Medizin therapieren zu lassen, durch das illegale de facto und de jure Verbot der Neuen 
Medizin vorenthalten worden. Und das führte Jahr für Jahr zu hunderttausendfachem Tod - und es hört 
auch nicht auf. Man kann es eigentlich nur in der Dimension “Massenmord” oder “Massentötung” richtig 
beschreiben. 

Man darf es formaljuristisch so nicht benennen, denn - formaljuristisch - muß man es als etwas anderes 
und schlimmeres bezeichnen: formal - und so den strafrechtlichen Kategorien von Mord oderTötung 
feinsinnig entzogen - ein permanenter Verfassungsbruch mit Todesfolge in hunderttausenden von Fällen. 

Letztlich wird sich über die Universität Tübingen hinaus unsere ganze Gesellschaft und damit jeder Richter, 
jeder Staatsanwalt, jeder Politiker, jede Behörde, jeder Professor, jeder Standesvertreter oder Lobbyist und 
jeder einzelne fragen lassen müssen, warum und wie er so etwas zulassen konnte. 

Leipzig, 18.03.2004 


Prof. Dr. Hans-Ulrich Niemitz 


In einer Konferenz am 29.09.1992 (siehe eidesstattliche Erklärung von Prof. Hanno Beck, Bonn) im 
Hessischen Landesprüfungsamt für Heilberufe in Frankfurt/Main, unterVorsitz Herrn Oberamtsrat 
Ganse, dem Leiter des Amtes habe ich Herrn Obermedizinaldirektor Dr. med. Högenauer, Psychiater 
und Neurologe, oberster Medizinalbeamter des Landes Hessen, mit derTatsache konfrontiert, daß 
sich in meinem Besitz zahlreicher Briefe mit vertraulichem Hintergrund von höchsten Behörden, 

Richtern, Staatsanwälte, Rektoren, Dekanen, Professoren, Ärztekammerpräsidenten, Zeitungs- und 
Fernsehjournalisten befinden, mit dem Inhalt: „man müsse um jeden Preis eine öffentliche Überprüfung 
der Neuen Medizin verhindern, wegen der sonst zu erwartenden wissenschaftlich-medizinischen Folgen.“ 
Vielleicht sollte man noch „politischen Folgen“ ergänzen. 

Auf meine eindringliche Frage, ob der offensichtliche und vorsätzlich gezielte Boykott der Erkenntnisse 
der Neuen Medizin (damals schon 11 Jahre) rechtens gewesen sei oder vorsätzliches Unrecht - antwortete 
schließlich Dr. Högenauer: „Ja, es war Unrecht!“ 

In dieser Konferenz waren außer Prof. Dr. phil Hanno Beck auch Prof. Dr. Stemmann (damals Städt. 
Kinderklinik Gelsenkirchen, der bereits 1992 im Auftrag der Univ. Düsseldorf eine Überprüfung durchgeführt 
hat) anwesend, der ausdrücklich bestätigt hat, daß man die Neue Medizin selbstverständlich schon 11 
Jahre vorher hätte überprüfen können. 

Ebenfalls 1992 prüfte Dr. Willibald Stangl, Amtsarzt und Obmann der wissenschaftlichen Gesellschaft der 
Amtsärzte Niederösterreichs, in deren Auftrag 130 Fälle nach, und untersuchte später auch persönlich noch 
120 Fälle. Auch er mußte feststellen, daß die Neue Medizin in jedem Fall gestimmt hat. 

Er schrieb am 08.02.1993 einen Brief an den Dekan der Univ. Tübingen (beigefügt): 

“...Bei all meiner kritischen Einstellung gegenüber dieser Neuen Medizin erstaunte mich die exakte 
Regelmäßigkeit in jedem der Fälle. Noch bemerkenswerter war für mich, daß die Patienten, die mit infauster 
Prognose dorthin gekommen waren, gesundeten... 

Als Vorsitzender unserer wissenschaftlichen Gesellschaft ersuche ich Sie, sehr geehrter Herr Dekan, der 
Sache von der Universität aus nachzugehen und die „Eiserne Regel des Krebs“ überprüfen zu lassen.” 

Am 11.09.1998 fand eine Verifikation der Neuen Medizin an der Universität Trnava (Tyrnau) in Anwesenheit 
von 10 Dozenten und Professoren statt, deren Richtigkeit geprüft und in einem Dokument von 3 
Professoren mit Unterschrift bestätigt wurden (beigefügt). 

Auszug:... Es sollte festgestellt werden, ob nach naturwissenschaftlichen Regeln der 
Reproduzierbarkeitsprüfung die Verifikation seines Systems festgestellt werden konnte. Dies war der Fall... 

Nach Berücksichtigung aller Faktoren, haben wir den Eindruck gewonnen, daß die Frage der möglichst 
baldigen Anwendung der „Neuen Medizin“ dringend weiterverfolgt werden sollte. 

Bei der Lektüre des Schreibens der Herren Diefenbach und Schäfer, beide med. Laien, habe ich gedacht, ich 
sei in einen falschen Film geraten. 

Jetzt brauchte ich also nicht mehr den 5 Biologischen Naturgesetzen der Germanischen Neuen Medizin 
abschwören, seit Rabbi Prof. Joav Merrick sie für allgemein akzeptiert erklärt hat. 

Jetzt soll ich aber der Konsequenz aus diesen 5 Biologischen Naturgesetzen folgernden Therapie 
abschwören und der Schulmedizin zuschwören, die Prof. Niemitz für verbrecherisch erklärt und als 
Massenmord bezeichnet hat, darüber hinaus als permanenten Verfassungsbruch. 

Was bilden sich eigentlich die Herren med. Laien-Funktionäre in Frankfurt ein? 


Was soll ich eigentlich noch alles beweisen? 


Wenn Prof. Niemitz gutachtet, daß die Schulmedizin nur ein amorpher Brei und ein Sammelsurium 
von Hypothesen und völlig unwissenschaftlich und nicht naturwissenschaftlich ist - welche von den 
schwachsinnigen Hypothesen aus diesem amorphen Brei soll ich denn zurTherapie heranziehen? 

Und wenn Prof. Mathe - der mit Hilfe der „Germanischen“ durch mich von seinem sog. Bronchial-Ca (in 
Wirklichkeit Atelektase) geheilt wurde (in der Schulmedizin looig mortal) und dann nach seiner Heilung, 
nachdem er wieder gesund war, mit seinen beiden jüd. Kollegen Prof. Israel und Prof. Schwarzenberg 
im nationalen franz. Krebszentrum weiterhin die sog. Krebspatienten mit Chemo „therapiert“ und 
„umgebracht“ hat - nach seiner Pensionierung sagt, ...er selbst würde niemals, wenn er Krebs habe, in 
eine solche Klinik gehen..., ja welche Sorte Schulmedizin-Therapie bei Krebs meinen denn die Herren 
Funktionäre? 

Die Herren Funktionäre aus Frankfurt schreiben: 

... „Anders ist es jedenfalls nicht zu werten, wenn Sie in Ihrem Fax vom 5.2.07 Herrn Prof. Charles Mathe, 
einen französischen Onkologen, vorwerfen, daß er nach seiner Genesung wieder „Millionen (nichtjüdische) 
Patienten umbrachte, weil er schulmedizinische Therapieformen anwendet. Dadurch wird erneut deutlich, 
daß Sie für die von Ihnen propagierte „Germanische Neue Medizin“ einen Alleinvertretungsanspruch 
geltend machen.“ 

Die Funktionäre meinen also offenbar mit der schulmedizinischen Therapie, die ich anwenden soll - 
obwohl sie Prof. Charles Mathe und seine beiden jüd. Kollegen an Glaubensfreunden und gerade bei sich 
selbst nicht anwenden. 

Sie schreiben weiter: 

“Auch der Vortrag, daß Rabbi Prof. Dr. Joav Merrick zumindest Teile dervon Ihnen vertretenen Lehre von der 
Germanischen Neuen Medizin für allgemein akzeptabel bewertet, führt zu keinem anderen Ergebnis. Denn 
es kommt nicht darauf an, wie einzelne Mediziner die von Ihnen begründete Medizin einstufen, vielmehr ist 
entscheidend, dass Sie nach den Regeln der ärztlichen Kunst den Beruf des Arztes ausüben. Hierzu gehört 
auch, dass Sie bereit sind, Ihre Patienten nach den schulmedizinischen Erkenntnissen zu behandeln und 
diese Therapieformen nicht von vorneherein völlig auszuschließen. 

Nach den neuerlichen Einlassungen Ihrerseits ist hiervon jedoch nicht auszugehen.“ 

Sie schreiben von „Teilen dervon Ihnen vertretenen Lehre von der Germanischen Neuen Medizin.“ 

Darf ich daraufhinweisen, daß 

1. zum Zeitpunkt meines Approbationsentzuges nur diese beiden ersten Biologischen Naturgesetze 
bekannt waren, die Rabbi Prof. Joav Merrick inzwischen als allgemein akzeptiert bezeichnet (und die 
seit 1984 im Talmud stehen und seither von jedem gläubigen Juden praktiziert werden müssen). Die 
drei weiteren biologischen Naturgesetze folgern ohnehin zwingend aus den beiden ersten Biologischen 
Naturgesetzen. 

2. daß ja schon 1984, also 2 Jahre vor dem Entzug meiner Approbation die Richtigkeit der beiden ersten 
Biologischen Naturgesetze bei allen jüd. Ärzten und Professoren bestens bekannt war, denn alle jüd. 
Professoren kennen und kannten diese bezüglich des Talmud. Der Entzug der Approbation war ein 
300%iger Behördenbetrug. Vermutlich hat Herr Dr. Högenauer das gewußt. 

3. daß seit 1984 die Erkenntnisunterdrückung der Germanischen Neuen Medizin für alle Nichtjuden 
- vielleicht sogar ein vorsätzliches, religiös-motiviertes Verbrechen war - denn ein Großteil (wenn 
nicht sogar die Mehrheit der Medizin-Univ. Professoren) hat ja die Richtigkeit der beiden ersten 
Biologischen Naturgesetze (laut Talmud) gewusst und bei ihren Glaubensbrüdern mit bestem Erfolg (98% 


Überlebensrate) praktiziert. Es ist davon auszugehen, daß man es auch im Hessischen Landesprüfungsamt 
in Frankfurt gewusst und dieses Verbrechen an den Patienten mitgetragen hat. 

Das gleiche gilt für Robbi Schon und sämtliche jüd. Richter und Medienvertreter, die an diesem 
Massenmord (Niemitz) in irgendeiner Art und Weise beteiligt waren. 

Können die Herren Funktionäre sich wirklich nicht vorstellen, daß es im Rahmen der Naturwissenschaft 
nicht nur erlaubt, sondern sogar Pflicht ist, eine “durch Reproduzierung am nächstbesten Fall” nach den 
naturwissenschaftlichen Regeln bewiesene Methode als richtig und das Gegenteil nicht weiter als auch 
noch möglich oder richtig anzusehen? 

Da gibt es keine „versöhnliche Haltung.“ 

Muß ich denn mit den Herren Funktionären in Frankfurt, was Naturwissenschaft betrifft, auf dem „Niveau 1. 
Volksschulklasse“ diskutieren? 

Wenn Prof. Niemitz amtlich geurteilt hat, daß die Germanische Neue Medizin naturwissenschaftlich 
eindeutig richtig und die Schulmedizin eindeutig falsch ist, 

wenn Prof. Beck von der krassesten Erkenntnisunterdrückung spricht, die ihm in 25 Jahren Lehrtätigkeit 
begegnet ist, 

wenn ein integrer Amtsarzt a.D. - Dr. Willibald Stangl - so eindringlich aufgrund eigener Erfahrung die 
Richtigkeit der „Germanischen“ bestätigt, 

und noch 29 Verifikationen, u.a. an der Univ. Düsseldorf, der Univ. Tyrnau (Trnava) eine eindeutig die 
Richtigkeit der Germanischen Neuen Medizin beweisenden Verifikation bestätigt, 


ja, was soll ich denn den nicht-zur-Kenntnis-nehmen-wollenden oder-könnenden oder-dürfenden Herren 
Funktionären in Frankfurt noch beweisen?? 

Und mir als erfahrenem Internisten mit Jahrzehntelanger Universitäts- und Praxiserfahrung hypothetisch 
unterstellen zu wollen, ich würde keine schulmedizinischen Behandlungsmethoden berücksichtigen, 
wenn ich die Approbation wieder hätte, ist einfach nur eine willkürlich konstruierte, aus der Luft gegriffene 
hypothetische Lüge. 

Dieser „amorpher Brei“ (Niemitz) namens Schulmedizin ist gar nicht definiert. 

Offiziell gibt es die Definition „Schulmedizin“ gar nicht. Es gibt diesen Begriff in keiner 
Ärztekammerverordnung und nicht in der Approbationsverordnung. 

Und „Stand der Wissenschaft“ kann man ja nun mit dem besten Willen einen „amorphen Brei“ und ein 
Hypothesensammelsurium - namens Schulmedizin - wirklich nicht nennen. 

Ich habe als Arzt schon immer - zugegeben in den ersten 20 Jahren im Schulmedizinsystem befangen - 
meine Patienten nach bestem Wissen betreut, so, als wären sie Mitglieder meiner Familie. 

Jeder vernünftige Arzt macht notwendige und vernünftige Dinge, wie z.B. gelegentliche Bluttransfusionen 
bei Anämie, Pleurapunktionen bei Pleuraerguß oder wirklich notwendige Operationen. Darüber braucht 
man doch gar nicht diskutieren. Das hat doch auch gar nichts mit Germanischer Neuer Medizin zu tun. 

Aberdaß ich genötigt werde, meinen Patienten krimineller weise Chemo und Morphium zu geben, 
um meine Approbation wiederzuerlangen - die Prof. Charles Mathe und Rabbi Prof. Joav Merrick ihren 
Glaubensbrüder-Patienten und sich selbst nicht geben - das ist permanenter Verfassungsbruch, wie Prof. 
Niemitz feststellt. 


Für solches Verbrechen, (Massenmord [Niemitz]) und Beihilfe zum Massenmord, ist mir die Approbation 
auch noch heute nach 21 Jahren nicht feil. 

Für mich ist das, was die Funktionäre in Frankfurt machen - der längste Approbationsentzug der deutschen 
Medizingeschichte - ein einziges Verbrechen. 

Dabei wissen die Funktionäre aus den Akten genau: 

1. daß ich mir noch nie als Arzt medizinisch etwas zuschulden kommen lassen habe, auch später nicht, 
als alle ehemaligen Kollegen mich stets mit Argusaugen beobachtet haben, 

2. daß Herr Obermedizinaldirektor Dr. Flögenauer, oberster Medizinalbeamter Flessens, am 29.09.1992, 
also vor knapp 15 Jahren schon amtlich erklärt hat, es sei Unrecht gewesen, was man mit mir gemacht habe 
(gemeint war: die Approbation vorzuenthalten). 

Das hat aber die Frankfurter Funktionäre trotzdem nicht daran gehindert, mir weitere 15 Jahre Unrecht 
anzutun. 

Dr. Ryke Geerd Flamer 
Anlagen: 

- Gutachten - Prof. Ulrich Niemitz vom 18.03.2004 

- Eidesstattliche Erklärung - Prof. Flanno Beck vom 29.09.1992 

- Brief- Dr. Stangl an die Univ. Tübingen vom 08.02.1993 

- Dokument - Univ. Trnava vom 11.09.1998 

- Urteilsschelte eines verfassungswidrigen Urteils, (Geschäftsnummer 12 E 591/03 (2) des 
Verwaltungsgerichtes Frankfurt am Main) von Prof. Ulrich Niemitz vom 31.01.2004 


Dazu erübrigt sich jeglicher Kommentar. 


Hochschule fürTechnik, Wirtschaft und Kultur (FH) 

Postfach 301166 

04251 Leipzig 

Studium generale / AT 

Prof. Dr. Hans-Ulrich Niemitz 


31.01.2004 


Dr. med. Mag. theol. Ryke Geerd Hamer 
Camino Unique 69 / Apdo. 209 
E - 29120 Alhaurin el Grande 

Lieber Herr Hamer, 

anschließend an diese meine ersten Worte bringe ich Ihnen meine “Urteilsschelte” zur Kenntnis. Dort ist 
alles gesagt. Sie können diese Urteilsschelte im Internet auf den entsprechenden Seiten veröffentlichen. 
Ich denke, den Richtern hätte es wohl angestanden, mein Gutachten zu beachten und insbesondere Ihre 
medizinischen Erkenntnisse zur Kenntnis zu nehmen. Das Kernproblem mit fast allen Juristen ist ja, daß 
diese nicht gelernt haben, daß sie die Pflicht haben, über die Anwendung der als Texte vorliegenden 
Gesetze diese auch auf ihre Rechtmäßigkeit zu prüfen. Und bei Erkenntnis, daß ein Gesetz unrechtmäßig 
ist, müssen sie politisch tätig werden. Stattdessen wenden sie unrechtmäßige Gesetze an, beschädigen 
damit die Rechtssicherheit und damit die ganze Gesellschaft und infolge auch jeden einzelnen. Und so 
agieren sie auch politisch. Und das zum Schaden der Gesellschaft. 

Mit freundlichen Grüßen 

Hans-Ulrich Niemitz 


Urteilsschelte eines verfassungswidrigen Urteils, 

Geschäftsnummer 12 E 591/03 (2) 

des Verwaltungsgerichtes Frankfurt am Main 

Am 22.10.2003 erging ein Urteil (Geschäftsnummer 12 E 591/03 (2)) des Verwaltungsgerichtes Frankfurt am 
Main in der Verwaltungsgerichtsache des Dr. med. Ryke Geerd Hamer als Kläger gegen das Land Hessen 
als Beklagten. Dabei war Hessen vertreten durch das Landesprüfungsamt für Heilberufe. Die Klage wurde 
abgewiesen. Hamer hatte darauf geklagt, seine Approbation wiederzubekommen. Diese war ihm am 8. 
April 1986 entzogen worden (war widerrufen worden). Generell wurde der Entzug der Approbation damals 
- wie auch heute - damit begründet, daß er - Hamer - “nicht... in der Lage sei, sein praktisches ärztliches 
Handeln an der Einsicht in die ärztlichen Gegebenheiten auszurichten. Der Kläger [Hamer] sei durch eine 
wahnähnliche Gewißheit, seine wissenschaftlichen Erkenntnisse seien unantastbar, geprägt.” 

(Siehe “Tatbestand”, zitiert nach 

http://www.med-con.de/html/hamvg.html 

vom 18.12.03, Tat Abs 2.) Diese seine wissenschaftlichen Erkenntnisse sind - so Hamers und auch meine 
Ansicht - das Verstehen dessen, was bisher, letztlich fälschlicherweise, als Krankheit interpretiert wurde. 
Hamer versteht das Krebsgeschehen als ein im archaisch-biologischen Sinne sinnvolles Geschehen. Es ist 
einer existentiellen Notlage geschuldet und vom Organismus gewollt und eine Organfunktionsverstärkung 


bzw. im Falle der Problemlösung dann meist auch der Rückbau der Organfunktionsverstärker. Dieses 
Geschehen ist zielorientiert (wie z.B. auch das Geschehen einer Wundheilung) und damit vorübergehend 
und niemals “bösartig”. Allerdings ist es manchmal durchaus gefährlich, weil eben einer existentiellen 
Notlage geschuldet - und diese bedeutet die eigentliche Gefahr. Das Krebsgeschehen wurde von Hamer 
vollständig erfaßt, wie die von Flamer entwickelte “Wissenschaftliche Tabelle der Neuen Medizin” zeigt. 
Diese Tabelle ermöglicht ähnlich, wie es das Periodensystem der chemischen Elemente für die chemischen 
Elemente tut, alle “Krebs-Krankheiten” (korrekt: Sinnvollen biologischen Sonderprogramme) zu ordnen. 
Über diese Ordnung bzw. Klassifizierung hinaus gestattet es im “Krankheitsfall” (also beim Ablaufen eines 
sinnvollen biologischen Sonderprogramms) vorherzusagen, was im bzw. dem Organismus zwangsläufig 
geschehen wird. Die weiteren Erkenntnisse seien hier nicht erwähnt. Der geneigte Leser möge sich mit Hilfe 
der Literatur informieren. 

Im folgenden wird das Urteil bzw. dessen Begründung in einem bestimmten Licht dargestellt, um deutlich 
zu machen, wie absurd und unwissenschaftlich, dabei aber auch wie politisch und befangen und sehr oft 
gar bösartig argumentiert wird. In der nun folgenden Darstellung wird die kopernikanische Wende zu Hilfe 
genommen. Leider ist diese argumentativ schon häufig verwendet worden auch für illegitime Zwecke. Aber 
die Argumente werden für sich sprechen. Kopernikanische Wende ist ein Begriff, “der eine grundlegende 
Veränderung in Weitsicht, menschlichem Selbstverständnis und wissenschaftlichem Erklären in der 
Neuzeit versinnbildlichen soll. Dabei wird die kopernikanische Erkenntnis als Sinnbild für den Primat 
der konstruktiven Vernunft über die Abhängigkeit menschlichen Denkens von der sinnlichen Erfahrung 
angesehen” (nach Brockhaus Enzyklopädie 2001). Die “kopernikanischen Erkenntnisse” Hamers sind, 
Krankheit - insbesondere Krebs, psychische Krankheiten bis hin zu spontanen Straftaten - anders als 
bisher zu verstehen, nämlich “konstruktiv vernünftig”. Sein Verstehen hält allen Überprüfungen gemäß 
wissenschaftlichen Standards stand. Der hier entscheidende Unterschied zwischen den Entdeckungen von 
Kopernikus, Kepler, Galilei und zuletzt Newton und denen von Hamer ist, daß die ersten eine physikalisch¬ 
kosmologische Entdeckung machten. Ihr System war entweder astronomisch zu überprüfen durch 
Vorhersage zukünftigen Geschehens aus den Daten der Vergangenheit heraus oder durch Experimente. 

Ihre zuerst allen Augenschein widersprechenden Theorien berührten nicht unmittelbar d.h. “biologisch” 
menschliches Leben und lösten damit nicht unmittelbar existentielle Ängste aus. Sie berührten nur- 
sozusagen aus Versehen und das aus ihrem rein naturwissenschaftlichen Selbstverständnis heraus 
- die kirchlich-dogmatischen Theorien zum Universum und zu Gott. Um Leben (z.B. eines Patienten) 
unmittelbar oder um biologische Probleme ging es hier nicht. Das will und kann im übrigen die bis 
heute letztlich physikalistisch ausgerichtete Naturwissenschaft auch nicht. Ihre Experimente sind ja 
Maschinen, also unbelebte Zusammenhänge. Das Leben (das “Geheimnisvolle” und wohl nie ganz zu 
verstehende) entspringt einer “Lebenskraft”, die zum einen dem Organismus als Entität, als Ganzheit, 
das Leben ermöglicht und zum anderen etwas, das auch oft Lebenskraft genannt wird, nämlich etwas 
in der Welt, das das zuläßt oder gar will. Forscher, die diese Lebenskraft wissenschaftlich verstehen 
wollten, also Vertreter des Vitalismus, wurden und werden verlacht. Ihr Problem war, daß auch sie - wie 
ihre antivitalistischen Gegner - bisher keine wissenschaftlichen Ergebnisse liefern konnten, um Leben zu 
verstehen. Im vitalistischen Sinne nun hat Hamer durch seine (durchaus auch meßbaren) Entdeckungen, 
wie der Organismus als Entität bei “Krankheit” - also nach dem Starten des sinnvollen biologischen 
Sonderprogramms - agiert, ein bedeutendes Stück wissenschaftlicher Erklärung für den Vitalismus 
geleistet. Ich erinnere an den Zusammenhang zwischen dem Geschehen im Gehirn (visuell zu verfolgen 
in Gehirn-CTs) und dem organischen Geschehen (zu erkennen mit Hilfe aller üblichen medizinischen 
Beobachtungsverfahren) und dem Organismus (der- wenn Mensch - seine Lebenssituation beschreiben 
kann; selbst wenn er das nicht kann, ist diese von den anderen zu erkennen!). Und diese Entität spielt 
niemals verrückt, wie es angeblich das “komische Immunsystem” der Mediziner tun kann. Man denke an 
die Absurdität einer “Autoimmunkrankheit”. Die Anti-Vitalisten “riechen” all das und meinen, Vitalismus 
sei doch schon längst und endgültig erledigt; deshalb schauen sie gar nicht mehr hin, sondern “lachen” 
sofort - bzw. sie tun leider mehr, als nur zu lachen, sie sabotieren. Diese Sabotage ist also u.a. an ihrem 
Verhalten gegenüber dem Vitalismus zu erkennen. Die Medizin und auch die Biologie - und damit sind wir 
wieder bei Hamer und dem oben benannten Unterschied - müssen diese Lebenskraft (die eben die fünf 
biologischen Naturgesetze der Neuen Medizin beinhaltet) verstehen, wenn sie wirklich Organismen und 
damit Menschen bzw. kranke Menschen verstehen und damit heilen wollen. Aller sinnlicher Erfahrung nach 
scheinen Krankheiten etwas störendes, ja bösartiges zu sein. Daß sie höchster Ausdruck und Ergebnis 


der Lebenskraft eines Organismus sein könnten, der ein in seiner existentiellen Notlage entsprechendes 
und gewollt gestartetes Sonderprogramm fährt, um seine Überlebenschance zu erhöhen, erscheint dem 
schulmedizinisch Geschulten absurd. Denn das medizinische Dogma lautet bis heute: Alles, was unnormal 
ist, ist krank. Daß unnormales Geschehen in bestimmten unnormalen Situationen normal ist, dies zu 
erkennen, heißt eine kopernikanische Wende zu vollziehen oder schon vollzogen zu haben. Was dem einen 
Heliozentrismus und damit folgend Kosmologie und derTod des naiven Gottesverständnisses ist, ist hier - 
bei “Hamer” - in gewissem Sinne Verständnis der Lebenskraft und damit folgend ein völlig neues Verstehen 
von “Krankheit” und das Ende des naiven, “normativen” Gesundheitsverständnisses. Bei der Abwehr 
des Medizinverständnisses von Hamer und der Germanischen Neuen Medizin® geht es genauso um 
wissenschaftliches (Nicht)Verstehen und herrschaftliches bzw. politisch-ideologisch begründetes Abwehren 
neuer Erkenntnisse wie damals beim Abwehren des kopernikanisch-newtonianischen Systems. 

Dies soll nun demonstriert werden durch Umformulierungen von Textpassagen aus dem Urteil gegen Hamer, 
so daß diese für Kopernikus & Co zu gelten scheinen. Der “Aha-Effekt” ist garantiert. Diesen Texten folgen 
meist Kommentare. (Dabei gilt: “Kopernikus & Co” meint alle vier: Kopernikus, Kepler, Galilei und Newton.) 


Hamer: 

“... gelangte der Kläger [Hamer] zu der Ansicht, die Ursache einer jeden Krebserkrankung gefunden zu 
haben sowie imstande zu sein, diese in jedwedem Stadium heilen zu können” (Tat Abs 1). 

Kommentar: 

Teil eins stimmt (Ursache einer jeden Krebserkrankung gefunden zu haben), Teil zwei ist falsch (imstande zu 
sein, diese in jedwedem Stadium heilen zu können) und von Hamer niemals so gesagt worden. 

Kopernikus & Co: 

... gelangte der Angeklagte [Kopernikus & Co] zu der Ansicht, die Ursache einer jeden Bewegung gefunden 
zu haben sowie imstande zu sein, diese praktisch beliebig beeinflussen zu können” (Tat Abs 1). 

Kommentar: 

Teil eins stimmt (Ursache einer jeden Bewegung gefunden zu haben), Teil zwei ist falsch (imstande zu sein, 
diese praktisch beliebig beeinflussen zu können) und von Kopernikus & Co niemals so gesagt worden. 

BEMERKUNG: 

Das Urteil (Geschäftsnummer 12 E 591/03 (2)) des Verwaltungsgerichtes Frankfurt am Main enthält einen 
logischen Fehler, nämlich zwei Aussagen, die sich widersprechen. Einerseits steht geschrieben und wird 
damit Hamer unterstellt, dies geäußert oder geschrieben zu haben: “ ... gelangte der Kläger [Hamer] zu der 
Ansicht,... jede Krebserkrankung ... in jedwedem Stadium heilen zu können” (Tat Abs 1). Andererseits wird 
Hamer zugebilligt, sinngemäß sich wie folgt geäußert zu haben: “Ca. 5% der Patienten würden sterben, weil 
sie nicht in der Lage gewesen seien, ihre eigenen Konflikte zu lösen” (Tat Abs 7). Hier argumentieren die 
Richter also widersprüchlich und unterstellen Aussagen und argumentieren damit unlogisch und pflegen 
den Mythos bzw. die Unterstellung Hamers als “selbsternannter Wunderheiler”. Schon von daher müßte 
das Gericht als befangen abgelehnt werden. 

Zusatzbemerkung: 

Es kann sein, daß es im Ablauf des Sonderprogramms zu spät ist. D.h. eine Konfliktlösung würde den 
sicheren Tod - dann bei der epileptoiden Krise - bedeuten. Also: Selbst die Konfliktlösung bringt nicht mit 
Sicherheit Rettung und Heilung. Dies ist selbstverständlich in dervon Hamer veröffentlichten Literatur 
nachzulesen. 


Hamer: 

“... der Widerruf der Approbation sei gemäß ... der Bundesärzteordnung ... zu Recht erfolgt. Es bestehe 




eine hohe Wahrscheinlichkeit dafür, daß der Kläger [Hamer] aufgrund seiner geistig-seelischen 
Konstitution nicht mehr in der Lage sei, sein praktisches ärztliches Handeln an der Einsicht in die 
ärztlichen Gegebenheiten auszurichten. Der Kläger [Hamer] sei durch eine wahnähnliche Gewißheit, seine 
wissenschaftlichen Erkenntnisse seien unantastbar, geprägt (Tat Abs 2). 

Kommentar: 

Die Bundesärzteordnung ist ein Gesetz (hat Gesetzescharakter) und hat mit Wissenschaft nichts zu 
tun, sondern mit Zunft- und damit Herrschaftsdenken (damit ist es eigentlich ein nicht rechtmäßiges 
Gesetz). Und was sind ärztliche Gegebenheiten? Diese sind von der Zunft bestimmt und nicht durch 
Wissenschaftlichkeit. Und wo ist die wahnähnliche Gewißheit, seine wissenschaftlichen Erkenntnisse seien 
unantastbar? Sie sind nicht widerlegbar bzw. wenn doch, dann in einem Sinne (gemäß “nach vorwärts 
Veränderungen offen”), der Hamer gefallen würde (man denke an die mühsam errungenen Erkenntnisse zu 
Syndromen und Konstellationen). Jeder Wissenschaftler agiert wahnähnlich, weil er wie selbstverständlich 
(“wahnhaft”) davon ausgeht, daß es Regeln gibt, die es zu finden gilt und die er als Naturgesetze 
bezeichnet. 

Kopernikus & Co: 

... der Widerruf der Erlaubnis Galileis, Wissenschaft treiben zu dürfen, sei gemäß ... des Kirchenrechts ... zu 
Recht erzwungen worden. Es bestehe eine hohe Wahrscheinlichkeit dafür, daß der Angeklagte [Kopernikus 
& Co] aufgrund seiner geistig-seelischen Konstitution nicht mehr in der Lage sei, sein praktisches 
wissenschaftliches = kirchliches Handeln an der Einsicht in die kirchlichen Gegebenheiten auszurichten. 

Der Angeklagte [Kopernikus & Co] sei durch eine wahnähnliche Gewißheit, seine wissenschaftlichen 
Erkenntnisse seien unantastbar, geprägt (Tat Abs 2). 

Kommentar: 

Das “Kirchenrecht” ist eine willkürliche Gesetzessammlung und hat mit Wissenschaft nichts zu tun, sondern 
mit Herrschaftsdenken. Und was sind kirchliche Gegebenheiten? Diese sind von der Kirche bestimmt, 
nicht durch Wissenschaftlichkeit. Und wo ist die wahnähnliche Gewißheit, seine wissenschaftlichen 
Erkenntnisse seien unantastbar? Sie sind nicht widerlegbar bzw. wenn doch, dann in einem Sinne (gemäß 
“nach vorwärts Veränderungen offen”), der Kopernikus & Co gefallen würde (man denke an die mühsam 
errungenen Erkenntnisse zu Fallgesetzen und Planetenkonstellationen). Jeder Wissenschaftler agiert 
wahnähnlich, weil er wie selbstverständlich (“wahnhaft”) davon ausgeht, daß es Regeln gibt, die es zu 
finden gilt und die er als Naturgesetze bezeichnet. 


Hamer: 

Der Kläger [Hamer]... meint, es “habe sich erwiesen, dass die 'Neue Medizin' der bisherigen [Medizin] auf 
den meisten Gebieten weit überlegen sei und daher in derTherapie nicht mehr blockiert werden dürfe” (Tat 
Abs 3). 

Kopernikus & Co: 

Der Angeklagte [Kopernikus & Co] ... meint, es habe sich erwiesen, dass das heliozentrische System 
dem bisherigen [geozentrischen System] auf den meisten Gebieten weit überlegen sei und daher in der 
Anwendung auf Probleme nicht mehr blockiert werden dürfe (Tat Abs 3). 


Hamer: 

“... der Kläger [Hamer] erfülle nicht die Voraussetzungen nach § ... der Bundesärzteordnung ... Im 
Bewußtsein dieser Verpflichtung [der Gesundheit des Einzelnen und des Volkes zu dienen] sei er gehalten, 
den ärztlichen Beruf nach den Regeln der ärztlichen Kunst auszuüben und dabei die Grenzen des eigenen 
Wissens und Könnens zu erkennen und danach zu handeln (...). Dies setze voraus, dass der Arzt... neben 
anderen auch die Grundlagen der medizinischen Wissenschaft insgesamt zu berücksichtigen habe. Dabei 
habe er sein praktisch ärztliches Handeln an der Einsicht in alle ärztlichen Gegebenheiten auszurichten (Tat 




Abs 3). 


Kopernikus & Co: 

der Angeklagte [Kopernikus & Co] erfülle nicht die Voraussetzungen nach § ... des Kirchenrechts... 

Im Bewußtsein dieser Verpflichtung [der kirchlich-geistigen Gesundheit des Einzelnen und des Volkes zu 
dienen] sei er gehalten, den wissenschaftlichen = kirchlichen Beruf nach den Regeln der kirchlich diktierten 
Kunst auszuüben und dabei die Grenzen des erlaubten Wissens und Könnens anzuerkennen und danach 
zu handeln (...). Dies setze voraus, dass der Wissenschaftler... neben anderen auch die Grundlagen 
der kirchlich diktierten Wissenschaft insgesamt zu berücksichtigen habe. Dabei habe er sein praktisch 
wissenschaftliches = kirchliches Handeln an der Einsicht in alle kirchlichen Gegebenheiten auszurichten 
(Tat Abs 3). 

Kommentar: 

Hier ist nicht “1:1” umformuliert worden. Das Perverse in der heutigen Medizin ist ja, daß ärztlich im 
Sinne von Zunft oder Bundesärztekammer gleichgesetzt wird mit ärztlich im Sinne von wissenschaftlich. 
Kopernikus & Co war schon früh klar, daß kirchlich bzw. kirchlich diktiert etwas anderes ist als (natur) 
wissenschaftlich. Deshalb das neue Wort “Naturwissenschaft”. Die Mediziner haben es mit ihrer bewußt 
inszenierten und diktierten Begriffsverwirrung so weit gebracht, daß gar nicht mehr sauber gedacht und 
unterschieden werden kann. Für sie gilt ärztlich = wissenschaftlich, wobei aber meist für sie gilt: ärztlich = 
zunftgemäß = herrschaftlich. Analog muß in der hiervorgenommenen Übertragung dann stehen - und so ist 
er hier im Sinne medizinischen Denkens durchgeführt worden: wissenschaftlich = kirchlich. 


Hamer: 

“Nach dem rechtskräftigen Beschluß des OVG Koblenz ... sei davon auszugehen, daß der Kläger [Hamer] 
in der Diagnostik und Therapie insbesondere krebskranker Patienten einervon ihm begründeten Lehre, 
der sog. 'Neuen Medizin' den absoluten Vorrang einräumen und dabei zugleich Möglichkeiten, die sich 
mit ihren Methoden nicht vereinbaren ließen, von der Anwendung ausschließe. Er sei folglich nicht bereit, 
Patienten in Kenntnis der ärztlichen Gegebenheiten der nach dem derzeit anerkannten Wissenstand 
gebotenen Behandlung zuzuführen” (Tat Abs 3). 

Kopernikus & Co: 

Nach dem rechtskräftigen Beschluß der Inquisition ... sei davon auszugehen, daß der Angeklagte 
[Kopernikus & Co] in der Analyse und in der Anwendung auf insbesondere astronomischer Probleme 
einervon ihm begründeten Lehre, der sog. 'Naturwissenschaft' bzw. dem Heliozentrismus den 
absoluten Vorrang einräumen und dabei zugleich Möglichkeiten, die sich mit ihren Methoden nicht 
vereinbaren ließen, von der Anwendung ausschließe. Er sei folglich nicht bereit, Probleme in Kenntnis der 
kirchlich diktierten Gegebenheiten der nach dem derzeit kirchlich geduldeten Wissenstand gebotenen 
Problemlösungsstrategie zuzuführen (Tat Abs 3). 


Hamer: 

Die Klage ist nicht begründet... 

Der Kläger [Hamer] erfüllt nicht sämtliche für die Erteilung der Approbation erforderlichen Voraussetzungen. 
Nach § ... BÄO ... ist die Approbation als Arzt nurzu erteilen, wenn der Antragsteller sich nicht eines 
Verhaltens schuldig gemacht hat, aus dem sich seine Unwürdigkeit oder Unzuverlässigkeit zur Ausübung 
des ärztlichen Berufes ergibt. Dies trifft auf den Kläger [Hamer] jedoch nicht zu, denn bei ihm liegt eine 
Unzuverlässigkeit zur Ausübung des ärztlichen Berufs vor. Unzuverlässig ist derjenige, der nach seiner 
Gesamtpersönlichkeit keine ausreichende Gewähr für eine ordnungsgemäße Berufsausübung bietet (... 
BÄO,... Bundesrecht)” (Ent Abs 2). 


Kopernikus & Co: 




Die Anklage ist begründet. 

Der Angeklagte [Kopernikus & Co] erfüllt nicht sämtliche für die Erteilung der Erlaubnis, als Wissenschaftler 
arbeiten zu dürfen, erforderlichen Voraussetzungen. Nach § ... Kirchenrecht... ist diese Erlaubnis nur 
zu erteilen, wenn der Überprüfte sich nicht eines Verhaltens schuldig gemacht hat, aus dem sich seine 
Unwürdigkeit oder Unzuverlässigkeit zur Ausübung des wissenschaftlichen = kirchlichen Berufes ergibt. 
Dies trifft auf den Angeklagten [Kopernikus & Co] jedoch nicht zu, denn bei ihm liegt eine Unzuverlässigkeit 
zur Ausübung des wissenschaftlichen = kirchlichen Berufs vor. Unzuverlässig ist derjenige, der nach seiner 
Gesamtpersönlichkeit keine ausreichende Gewähr für eine ordnungsgemäße Berufsausübung bietet (... 
Kirchen recht)” (Ent Abs 2). 


Hamer: 

Nach § 1 BÄO dient der Arzt in der Ausübung seines Berufes der Gesundheit des Einzelnen und des 
gesamten Volkes. Im Bewußtsein dieser Verpflichtung ist er gehalten, den ärztlichen Beruf nach den 
Regeln der ärztlichen Kunst auszuüben und dabei die Grenzen des eigenen Wissens und Könnens zu 
erkennen und danach zu handeln (vgl. § 4 Abs. 2 S. 2 BÄO). Dies setzt voraus, daß der Arzt regelmäßig 
im wohlverstandenen Interesse eines Patienten neben anderem auch die Grundlagen und Entwicklungen 
der medizinischen Wissenschaft insgesamt zu berücksichtigen hat. Es gehört somit zur Berufspflicht, 
daß der Arzt sein praktisches Handeln an der Einsicht in alle ärztlichen Gegebenheiten auszurichten hat. 

Der Kläger [Hamer] bietet nicht die Gewähr, dieser ärztlichen Verpflichtung nachzukommen. Vielmehr ist 
aufgrund seiner bisherigen Einlassungen davon auszugehen, daß er nicht Willens oder in der Lage ist, sein 
praktisches ärztliches Handeln an der Einsicht in alle ärztlichen Gegebenheiten auszurichten. Die vom 
Kläger [Hamer] während des Laufes des Verwaltungsverfahrens gemachten Äußerungen zeigen, daß er in 
Diagnostik und Therapie krebskranker Menschen der von ihm begründeten Lehre der sogenannten 'Neuen 
Medizin' den absoluten Vorrang einräumt und andere Ansätze und Methoden bei der Behandlung von 
vornherein ausschließt. Da der Kläger [Hamer] für die von ihm vertretene Lehre einen Absolutheitsanspruch 
geltend macht, steht ernsthaft zu befürchten, daß Patienten einer umfassenden Behandlung nicht zugeführt 
werden” (Ent Abs 4). 

Kopernikus & Co: 

Nach Kirchenrecht dient der Wissenschaftler in der Ausübung seines Berufes der kirchlich-geistigen 
Gesundheit des Einzelnen und des gesamten Volkes. Im Bewußtsein dieser Verpflichtung ist er gehalten, 
den wissenschaftlichen = kirchlichen Beruf nach den kirchlich diktierten Regeln auszuüben und dabei 
die von der Kirche diktierten Grenzen des (eigenen) Wissens und Könnens anzuerkennen und danach zu 
handeln (vgl. Kirchenrecht). Dies setzt voraus, daß der Wissenschaftler regelmäßig im wohlverstandenen 
Interesse eines ihn und seine Probleme Wahrnehmenden neben anderem auch die Grundlagen und 
Entwicklungen der kirchlich genehmigten Wissenschaft insgesamt zu berücksichtigen hat. Es gehört somit 
zur Berufspflicht, daß der Wissenschaftler sein praktisches Handeln an der Einsicht in alle kirchlichen 
Gegebenheiten auszurichten. Der Angeklagte [Kopernikus & Co] bietet nicht die Gewähr, dieser kirchlichen 
Verpflichtung nachzukommen. Vielmehr ist aufgrund seiner bisherigen Einlassungen davon auszugehen, 
daß er nicht Willens oder in der Lage ist, sein praktisches wissenschaftliches = kirchliches Handeln an der 
Einsicht in alle kirchlichen Gegebenheiten auszurichten. Die vom Angeklagten [Kopernikus & Co] während 
der verschiedenen Inquisitionsverfahren gemachten Äußerungen zeigen, daß er in Analyse und Anwendung 
auf astronomische Probleme der von ihm begründeten Lehre der sogenannten 'Naturwissenschaft' und 
insbesondere dem heliozentrischen System den absoluten Vorrang einräumt und andere Ansätze und 
Methoden von vornherein ausschließt. Da der Angeklagte [Kopernikus & Co] für die von ihm vertretene 
Lehre einen Absolutheitsanspruch geltend macht, steht ernsthaft zu befürchten, daß Problemlösungen 
nicht umfassend sein werden” (Ent Abs 4). 

Kommentar: 

Bei Kopernikus & Co scheint es klar: Das kirchlich diktierte, alte geozentrische System und das neue 
heliozentrisches System schließen einander aus. Deshalb ergibt es keinen Sinn, zu fordern, bei jeder 
astronomischen Problemlösung beide Systeme anzuwenden. Das wäre doppelte Arbeit und ergäbe 




im Fall “Geozentrismus” - außer in der Schlußbetrachtung - keine physikalisch bzw. per Augenschein 
interpretierbaren Ergebnisse. Im Falle der Medizin ist es nun so, daß es für den Patienten nur eine Therapie 
gibt: “Entweder - oder!” Wie der Volksmund sagt: In der allerhöchsten Not führt der Mittelweg zum Tod. Was 
bei der Astronomie einleuchtend ist, daß nämlich beide Systeme nicht gemischt angewendet werden dürfen 
und können (dann käme nur Unsinn oder gar gar nichts heraus), scheint den Medizinern nicht einsichtig, 
daß nämlich beide Systeme (Schulmedizin und Germanische Neue Medizin®) nicht gemischt angewendet 
werden dürfen oder können (dann käme nur Unsinn heraus, d.h. hier - wie schon oft beobachtet und dann 
der Germanischen Neuen Medizin® schuldhaft unterschoben - derTod des Patienten). Im übrigen müßte 
sowohl den Patienten als auch den Wissenschaftlern freigestellt sein, welche Therapie oder welches 
System bzw. Verfahren sie anwenden wollen. Wer hier Verbote erläßt, hat sich schon als Wissenschaftsfeind 
erwiesen. 


Flamen 

Angesichts dieser klaren und über Jahre hinweg gemachten Aussagen des Klägers [Flamers] bestehen 
für das Gericht keine vernünftigen Zweifel daran, daß der Kläger [Flamer] einzig und allein die von ihm 
vertretene 'Neue Medizin' als Behandlungsmöglichkeit krebskranker Patienten anwenden und andere 
Therapieformen von vornherein von der Behandlung ausschließen würde, zumal der Kläger [Flamer] 
vorgebracht hat, unter Anwendung der 'Neuen Medizin' würden 95% alles Patienten ohne Spät- und 
Nachfolgen überleben, jedenfalls dann, wenn sie nicht zuvor schulmedizinisch behandelt seien” (Ent Abs 
6 ). 

Kopernikus & Co: 

Angesichts dieser klaren und über Jahre hinweg gemachten Aussagen des Angeklagten [Kopernikus & 

Co] bestehen für die Inquisition keine vernünftigen Zweifel daran, daß der Angeklagte [Kopernikus & Co] 
einzig und allein die von ihm vertretene 'Naturwissenschaft' als Behandlungsmöglichkeit astronomischer 
Probleme anwenden und andere Problembehandlungsstrategien von vornherein ausschließen würde, 
zumal der Angeklagte [Kopernikus & Co] vorgebracht hat, unter Anwendung der 'Naturwissenschaft' bzw. 
des heliozentrischen Systems würden alle Probleme eine auch physikalisch verständliche und damit 
technisch nutzbare Lösung ((man denke an die Raumfahrt bzw. Satellitentechnik)) finden” (Ent Abs 6). 


Hamer: 

Denn der Kläger [Hamer] hat... ein Fehlverhalten gezeigt, das gerade in Bezug auf die Ausübung des 
ärztlichen Berufes von Bedeutung ist, nämlich die Ausübung der Heilkunde ohne erforderliche Erlaubnis. 
Dies läßt auf eine Neigung bei dem Kläger [Hamer] schließen, sich über bestehende Rechtsvorschriften 
hinwegzusetzen, wenn sie mit seinen Vorstellungen und Zielen nicht zu vereinbaren sind. Das Vorliegen 
einer solchen Einstellung steht jedoch der Annahme entgegen, der Kläger [Hamer] biete die Gewähr, 
zukünftig den ärztlichen Beruf ordnungsgemäß auszuüben” (Ent Abs 7). 

Kopernikus & Co: 

Denn der Angeklagte [Kopernikus & Co] hat... ein Fehlverhalten gezeigt, das gerade in Bezug auf die 
Ausübung des wissenschaftlichen = kirchlichen Berufes von Bedeutung ist, nämlich die Ausübung der 
Wissenschaft ohne erforderliche Erlaubnis. Dies läßt auf eine Neigung bei dem Angeklagten [Kopernikus & 
Co] schließen, sich über bestehende Rechtsvorschriften hinwegzusetzen, wenn sie mit seinen Vorstellungen 
und Zielen nicht zu vereinbaren sind. Das Vorliegen einer solchen Einstellung steht jedoch der Annahme 
entgegen, der Angeklagte [Kopernikus & Co] biete die Gewähr, zukünftig den wissenschaftlichen = 
kirchlichen Beruf ordnungsgemäß auszuüben” (Ent Abs 7). 

Kommentar: 

Hier verschlägt es einen dem Atem. Was “ordnungsgemäß” ist, bestimme ich - so der totalitäre Ton. Bei 
der Wissenschaft geht so etwas nicht. Das Ergebnis, die Methode, die Nachvollziehbarkeit, die “Ethik” 
zählen (also die Verpflichtung zur “Wahrheitssuche” unabhängig von einer Verpflichtung gegenüber 




einer Zunft oder einer bestimmten Wissenschaftsdisziplin). Die Vorhersagbarkeit (damit im Prinzip die 
Reproduzierbarkeit) und die Experimente zählen, nicht eine “Ordnung” oder ein “ordnungsgemäß”. Und bei 
der Medizin? Das heutige Medizinsystem bestimmt selber, was “ordnungsgemäß” ist. Wer aus Gründen der 
Wissenschaft(lichkeit) gegen diese Ordnung opponieren muß, wird (mund)tot gemacht. Die Verpflichtung, 
wirklich Methoden zur Heilung zu finden, ist verlorengegangen zugunsten der Verpflichtung, der Zunft der 
Ärzte und den sie stützenden aber auch sie ausbeutenden Institutionen und Firmen zu dienen - denn das 
ist “ordnungsgemäß”. Sicherwird hierein Vertreter der Schulmedizin einwenden, daß Wissenschaft nicht 
dasselbe sei wie der Beruf des Arztes. Einen geschützten Beruf bzw. Titel “Wissenschaftler” gibt es nicht, 
sehr wohl aber den des Arztes, weil der Arzt eben unmittelbar in bzw. mit seinen Handlungen auf seine 
Patienten einwirkt. Und die Patienten seien zu schützen vor Kurpfuschern, die sich selbst zu Ärzten ernannt 
hätten. Wenn aber die Ärzte selber zu Kurpfuschern werden (u.a. weil sie wissenschaftliches Vorgehen 
ablehnen), was dann? — Im übrigen wird hier über das Medizinische hinaus auch rechtlich-gesellschaftlich 
von den Ärzten bzw. hier dem Gericht “gekurpfuscht”: Wie alle Richter auch in totalitären Systemen es tun, 
wird nicht in Betracht gezogen, daß es unrechtmäßige Gesetze geben kann, d.h. daß nicht jedes Gesetz 
automatisch Recht ist. Selbst eine Mehrheit kann unrechtmäßige Gesetze erlassen - und es ist Aufgabe 
eines jeden echten Juristen, solche Gesetze zu verhindern und sie abschaffen zu lassen, wenn erweiche 
erkennt. 


Die das Urteil abschließende Rechtsmittelbelehrung sagt, daß eine Berufung nurzugelassen werden 
kann, wenn “ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils bestehen.” Müßte es nicht “Rechtmäßigkeit” 
heißen? Denn was “ordnungsgemäß” ist, ist immer richtig - das haben uns mindestens zwei Diktaturen in 
Deutschland gelehrt. Aber ist richtig immer rechtmäßig? So - wie in der Rechtsmittelbelehrung formuliert 
- ist also jede Berufung ohne Chance. Aber wenn es um Rechtmäßigkeit ginge, müßte das Urteil als 
verfassungswidrig angesehen werden - selbstverständlich mit allen Folgerungen, u.a. eben, die Berufung 
zuzulassen. 

Eine Berufung ist auch zuzulassen, wenn “die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat.” Hat sie das? 
Einerseits - im Sinne der hier Richtenden - nicht, denn sonst hätte doch ein anderes Gericht als das “kleine” 
Verwaltungsgericht geurteilt. Andererseits hat “die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung”, weil das 
zugehörige Urteil offensichtlich verfassungswidrig ist. 

Eine Berufung ist auch zuzulassen, “wenn das Urteil von einer Entscheidung ... des 
Bundesverfassungsgerichtes abweicht und auf dieser Abweichung beruht”. Wie war das mit der 
Wissenschaftsfreiheit und derTherapiefreiheit und diversen anderen verfassungsmäßig garantierten 
Freiheiten? Es muß geprüft werden, wie man zu einem Grundsatzurteil beim Bundesverfassungsgericht 
kommt (kommen kann) - und zugleich muß die Gesetzgebung bzw. müssen generell die Gesetzbücher 
(zumindest bezüglich aller von den Richtern benutzten Paragraphen) auf ihre Rechtmäßigkeit überprüft 
werden. 

Es bleibt zu sagen, daß dieses Urteil gescholten werden mußte. Es ist meiner Ansicht nach 
verfassungswidrig und dokumentiert die Servilität einer Justiz, der es nicht um Recht (und damit Ethik) 
geht sondern um Richtigkeit und “Ordnungs(ge)mäßigkeit” gemäß Gesetzen, die nicht gesellschaftlichen 
Standards, also der Rechtmäßigkeit entsprechen, sondern “Standards” einer Willkürgesetzgebung. 
Deutlicher Ausdruck dieser Willkürgesetzgebung sind die (selbstverständlich wissenschaftsfeindlichen) 
Zunftgesetze der Mediziner. Die Logik zeigt, daß nur eines geht: entweder Zunft und damit Zwang und 
gesellschaftsschädigende und wissenschaftsfeindliche Willkür oder aber Wissenschaft und damit 
Rechtssicherheit und gesellschaftliche Denk- und Handlungsfreiheit. 


ENDE der Schelte 



Ein betroffener Ehemann einer an Brustkrebs erkrankten Frau 
(Abschrift liegt vor) 

30.07.2006 

Ivan lllich in “Die Nemesis der Medizin”: “Der medizinische Klerus lässt sich nicht kontrollieren, solange 
nicht dessen monopolistische Vollmacht, zu entscheiden, was Krankheit ist, wer krank ist und was für ihn 
geschehen soll, gesetzlich eingeschränkt und abgebaut wird.” 


Sehr geehrter Herr Dr. Roeck, 

gestatten Sie, dass ich mich nach unserem gestrigen Gespräch erneut an Sie wende. Ich hatte den Eindruck 
gewonnen, dass Sie sich der Komplexität und Bedeutung der Auseinandersetzung Hamer./. Uni Tübingen 
bewusst sind. Es handelt sich hierbei offensichtlich nicht um einen marginalen Streit eines frustrierten 
Wissenschaftlers mit einer Universität, also eher um eine private Angelegenheit, sondern um eine Frage 
von grösster gesellschaftlicher, ich meine sogar epochaler Bedeutung. Denn wenn Hamer mit seinen 
Forschungen, die zur Entdeckung von 5 biologischen, für alle Lebewesen gültigen Naturgesetze geführt 
haben, Recht hat, dann stehen wir vor einer kopernikanischen Wende nicht nur der Medizin, sondern 
auch aller anderen Humanwissenschaften, ja unseres Weltbildes insgesamt. Es geht ja nicht darum, dass 
da einer ein Mittel oder eine Diät gefunden hat, die im Zusammenhang von Krebsheilungen gebracht 
werden kann - das meint generell alle alternative Krebstherapie zu bieten - sondern dass der Begriff von 
Krankheit gänzlich neu definiert wird, nämlich nicht als Fehlabweichung eines Normzustandes , sondern 
als Sinnvolles Biologisches Sonderprogramm, als etwas von der Natur selbst vorgesehenes, dass zu ihrer 
eigenen Arterhaltung dient. 

Wie, werden Sie da einwenden, Krebs und alle Krankheiten sind also etwas Gutes? Das ist doch absurd! 

Nein, würde da Hamer antworten, das ist es ja eben, wenn man versucht mit Begriffen wie Gut und Böse 
Naturgeschehnisse zu verstehen, versteht man gar nichts. Bösartiger oder gutartiger Krebs sind keine 
naturwissenschaftlichen Begriffe. Die Natur ist weder gut noch böse, sie ist, und dies auch eigenen, in sich 
sinnvollen Gesetzen. Niemand wird in der Physik von guten oder bösen Energien sprechen, oder in der 
Astronomie von guten oder bösen Sternen. Der Naturwissenschaftler wertet nicht, er beobachtet, um die 
Gesetzmässigkeit zu verstehen. 

Wenn ich also Krankheit als Böses betrachte, muss ich sie folglich bekämpfen. Krankheit bekämpfen heisst 
aber in erster Linie ihre Symptome bekämpfen. Heilung bedeutet demnach, das zum Verschwinden der 
Symptome. Und so wird alles unternommen, um Symptome zu unterdrücken, auch wenn es das Gesamt¬ 
system Mensch schädigt oder sogar vernichtet. Es ist dabei einer der Grundfehler der Schulmedizin, 
dieses System aus Psyche, Gehirn und Organ nicht als Einheit zu begreifen, sondern immer nur auf der 
Organebene einzugreifen. Hierfür benötigt sie eine Fülle von Hypothesen. 

Das Textmaterial zur Germanischen Neuen Medizin® ist überwältigend. Es gibt keine sogenannte 
alternative Medizin die derartig umfangreich dokumentiert ist. Allein die sorgfältige Dokumentation auf 
www.pilhar.com umfasst mehrere tausend Seiten. Um sich relativ schnell einen Überblick zu verschaffen 
empfehle ich Ihnen deshalb dringend die folgenden Links zu lesen. 

Kurzeinführung: http://www.pilhar.com/Hamer/NeuMed/Kurzeinf/kurzeinf.htm 
Unterdrückung: http://www.pilhar.com/Hamer/NeuMed/Kurzeinf/04Unterd.htm 
Überprüfungen: Erfolgte Überprüfungen der Neuen Medizin des Dr. med. Ryke Geerd Hamer 

Auf welch hohem Niveau Hamer mit anerkannten Schulmedizinern diskutiert, wenn diese sich ernsthaft 
auf eine Diskussion einlassen, demonstriert das Interview mit Prof. Pfitzer: http://www.pilhar.com/Hamer/ 
Korrespo/1989/19890713 Jnterview_Hamer_Pfister.htm 

Weitere Texte im Internet: http://www.buck.gmxhome.de/Neue-Medizin-im-lnternet.html 


Ich befürchte, dass man auch diesmal versuchen wird einen Verifizierung zu verhindern, indem man wegen 
der erfolgten Aberkennung der Approbation und der im Zusammenhang damit stehenden strafrechtlichen 
Verurteilungen Hamer für unwürdig erklärt, an einem solchen Verfahren teilzunehmen. 

Andererseits ist zu bedenken: Wenn damals eine Verifikation erfolgt wäre und sie die 5 biologischen 
Gesetze bestätigt hätte, wie das bei allen anderen Verifikationen der Fall gewesen ist, dann hätte man Dr. 
Hamer nicht die Approbation entziehen können (wegen einer nachträglich eingetretenen Schwäche der 
geistigen Kräfte zur Ausübung des ärztlichen Berufes unfähig ist...” Und: “Anhaltspunkte dafür, dass Herr 
Dr. Hamer bereit wäre, der “Eisernen Regel des Krebses” abzuschwören, sind nicht erkennbar.”) Das letzte 
diesbezügliche Urteil des Verwaltungsgerichtes Frankfurt am Main vom 22.10.2003 (Geschäftsnummer 12 E 
591/03 (2) ist von Prof. Niemitz sehr aufschlussreiche kommentiert worden (http://www.pilhar.com/Hamer/ 
Korrespo/2004/20040i3i_Niemitz_Urteilsschelte.htm) Hätte die Uni Tübingen schon 1981 die Verifikation 
vorgenommenem, wäre Dr. Hamer auch nicht strafrechtlich verfolgt worden. 

Es ist schon erschütternd zu sehen, wie einerseits fast täglich durch auch nach Kriterien der Schulmedizin 
falsche Behandlungen und Ärzte-Pfusch Patienten geschädigt oder sogar getötet werden (Über die 
Statistiken zurTodesrate bei Chemotherapie ganz zu schweigen), ohne dass die verantwortlichen Ärzte 
dazu zur Verantwortung gezogen werden, und andererseits Dr. Hamer strafrechtlich verurteilt wurde, ohne 
dass ihm nachgewiesen werden konnte, jemals einem Patienten geschadet zu haben. 

Im Gegenteil, der Ruf von Dr. Hamer basiert vor allem darauf, Tausende von schulmedizinisch 
austherapierten Patienten geheilt zu haben. (Übrigens verlangt Dr. Hamer keinerlei Honorare für seine 
Beratungen). 

Alle Verurteilungen, Ablehnung der Wiedererteilung der Approbation usw. haben immer davon abgesehen, 
zu überprüfen, ob Dr. Hamer mit seinen Erkenntnissen Recht hat oder nicht. Sie gingen alle erklärtermassen 
davon aus, dass er Unrecht hat, ohne das zu überprüfen oder die erfolgten Überprüfungen zur Kenntnis zu 
nehmen. 

Die Verifikation der Uni Tübingen hat eine Schlüsselposition für die Anerkennung der Germanischen Neuen 
Medizin® und damit für die Hoffnung aller Krebspatienten auf eine lebensbejahende Alternative zur 
herrschenden Onkologie. 

Trotz aller bisher erfolgten Überprüfungen, die die Hamerschen Erkenntnisse ausnahmslos bestätigt 
haben, könnten diese ja rein theoretisch bei einer erneuten Überprüfung widerlegt werden. Es verlangt ja 
keiner, die Uni Tübingen solle blindlings die 5 biologischen Gesetze und die darauf aufbauende Medizin 
anerkennen. Nach so vielen, auch anderweitigen universitären Überprüfungen, kann aber verlangt 
werden, dass man diese Erkenntnisse nicht mehr als einer naturwissenschaftlichen Überprüfung unwürdig 
abqualifiziert, indem die, letztlich sich selbst verteidigenden, persönlichen Meinungen irgendwelche 
Gutachter als alleiniges Kriterium gelten. 

Insofern liegt auf Ihrer richterlichen Entscheidung eine ungeheure historische Verantwortung. Es geht 
letztlich nicht um die Privatperson Hamer, es geht darum, ob in einem demokratischen Rechtsstaat 
lebenswichtige Erkenntnisse unterdrückt werden. Es geht um die Glaubwürdigkeit von Wissenschaft und 
Recht und schliesslich es geht um das Leben unzähliger Kranker. 

Mit freundlichen Grüssen 

PS: 

II est grand temps que les travaux du Dr. Hamer soient enfin connus et reconnus car il y va de la sante et 
de la vie de centaines de milliers de malades. II est grand temps aussi que les medecins de haut niveau 
sortent de leurs pantoufles et, au lieu d’occulter des travaux qui meritent le prix Nobel - soit par paresse 
intellectuelle, soit par manque de courage, soit par betise ou jalousie - les examninent serieusement et en 
toute honetete. 


Dr. Druault-Toufesco (Tours) andien interne des Höpitaux de Paris, ancien chef de ctinique des Quinze- 
Vingt, ancien chef de clinique de la Faculte de medecine de Paris 

Dieses Zitat stammt aus der Zeitschrift “Nouvelle Medecine” (Januar 1992) aus Frankreich, die zufällig den 
gleichen Namen trägt wie die von Dr. Flamer entwickelte NEUE MEDIZIN. Hier die Übersetzung: 

“Es wird höchste Zeit, daß die Arbeiten Dr. Flamers endlich bekannt und anerkannt werden, denn es geht 
um das Leben hunderttausender Kranker. Es wird ebenfalls höchste Zeit, daß die Ärzte höheren Niveaus 
aus ihren Pantoffeln steigen und - statt Arbeiten, die den Nobelpreis verdienen, zu verunglimpfen, sei 
es aus intellektueller Faulheit, sei es aus Mangel an Mut, sei es Dummheit oder Neid, - diese Arbeiten 
gewissenhaft und ehrlich untersuchen.” 

Dr. Druault-Toufesco (Tours) 

ehemaliger Internist des Höpitaux de Paris, ehemaliger Klinikchef des Krankenhauses Quinze-Vingt, 
ehemaliger Klinikchef der medizinischen Fakultät von Paris 

Es folgt ein Artikel, in dem der Arzt erklärt, selbst von einem Krebsleiden geheilt worden zu sein, dank der 
Neuen Medizin von Dr. Hamer. 


An das 

Verwaltungsgericht Frankfurt am Main 
Adalbertstraße 44-48 
60487 Frankfurt am Main 
Z.h. Vors. Richterin am Vg. 

Oehm-Neidlein 

Sehr geehrte Vors. Richterin Oehm-Neidlein 

Ich beginne dieses Schreiben mit einem kleinen Abschnitt meiner Lebensgeschichte: 

Vor ca. 3 Jahren ließ ich mir von meinem Flausarzt einige Geschwülste entfernen. Nach Beendigung der OP 
teilte mir dieser „Arzt“ mit, dass ich mich ca. eine Woche später bei ihm melden solle, um mir das Ergebnis 
der „Histologischen Untersuchung“ mitteilen zu können. 

Als ich diesen nun eine Woche später kontaktierte, bekam ich die bis zum damaligen Zeitpunkt schlimmste 
Diagnose, die ich mir nur vorstellen konnte. Krebs, krebsartige Tumore! Konkret: B-Zelt-Lymphom, bzw. 
Keimzentrumslymphom. 

Es folgte nun der typische Weg ins Krankenhaus, welches unzählige, teilweise äußerst schmerzhafte und 
unangenehme Untersuchung zur Folge hatte. Unter anderem bestand der Verdacht auf Leukämie (laut 
„Schulmedizin“). 

Zur damaligen Zeit waren meine Frau, mein 18 Monate alter Sohn und ich erst kurz zuvor in unser neu 
entstandenes Flaus eingezogen. Wirwaren voller Zukunftspläne, welche nun alle zu platzen drohten. 

Aus mir bis heute unerklärlichen Gründen blieb ich trotz aller Angst relativ ruhig und gelassen. Was jedoch 
eine große Belastung für mich darstellte, war, dass sich die Ärzte ständig selbst widersprachen und oftmals 
der Eindruck entstand, dass sich keiner tatsächlich irgendetwas erklären konnte. Die Art und Weise wie ich 
von den Ärzten behandelt wurde, verunsicherte mich mehr als die Angst davor, ich könnte tatsächlich an 
Leukämie „erkrankt“ sein. 

Ich gewann den Eindruck, dass die sogenannten „medizinischen Kapazitäten“ mit möglichst viel 
umständlichen Worten und „Mediziner-Latein“ zu erklären versuchten, was diese sich gar nicht 
erklären konnten. So beende ich aus eigenem Entschluss jede weitere Behandlung und begann nach 
überzeugenden Alternativen zu suchen. Auf meiner Suche fand ich in einer Zeitung ein Interview von einer 
in Österreich allerseits sehr bekannte Ärztin (Dr. Therese Schwarzenberg). Diese sagte in diesem Interview 
folgendes: Dr. Hamer gehört der Nobelpreis. Dr. Hamer ist ein Genie, nur vergleichbar mit Dr. Semmelweis 
oderThomas Edison! 

Dieses Interview bezeichne ich heute als einen Wendepunkt in meinem Leben. Dieses Interview hat mich 
zu Dr. Hamers Neuer Medizin geführt, welcher ich es mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit verdanke, dass ich 
heute noch hier sitzen kann um diesen Brief an Sie zu schreiben. 

Mir selbst war Dr. Hamer bis zu diesem Zeitpunkt ausschließlich durch, wie ich heute weiß, mediale 
Hetzkampangnen bekannt. Da mich das erwähnte Interview von Dr. Schwarzenberg jedoch überzeugte, 
begann ich in Dr. Hamers Bücher äußerst konzentriert zu lesen. Ich fand sofort einen sogenannten roten 
Faden und versuchte daraufhin mit Menschen in Kontakt zu treten, welche nach eigenen Aussagen durch 
die Neue Medizin gerettet wurden. Die Eindrücke die ich dabei gewann, waren so überzeugend, dass ich 
mich entschloss, es selbst mit dieser Neuen Medizin zu probieren. 

Diese Neue Medizin führte mich aus meiner Panik und Angst heraus und ich bin heute wieder ein 
vollständig glücklicher und gesunder Mensch, der jede Menge Zukunftspläne fassen kann, weil er 


ausschließlich durch Dr. Hamers Neue Medizin den Weg aus der sogenannten „anerkannten Schulmedizin“ 
fand, welche für mich nichts anderes war als eine völlig unmenschliche, gefühllose und verunsichernde 
Medizin-Diktatur, vollstreckt von Ärzten, denen großteils das Mitgefühl für ihre Patienten abhanden 
gekommen ist. Tatsachen ist, dass ich es ausschließlich Dr. Hamer verdanke, dass mein Sohn nicht zum 
Waisen und meine Gattin zur Witwe wurde. 

Jedenfalls würden mein Bruder, welcher voriges Jahr, sechs Wochen nach der Geburt seines Sohnes verstarb 
und mein Vater, welcher sechs Monate später unter Morphium von der allseits „anerkannten Schulmedizin“ 
elendiglich zu Tode gebracht wurde (genauso wie Dr. Hamer es in seinen Büchern beschreibt!), heute noch 
leben, wenn die „Gesetze“ nicht verhindern würden, dass Dr. Hamers Entdeckung allen Menschen zugängig 
gemacht werden. 

Nun bin ich eigentlich schon beim Kern meines Schreibens, nämlich dem Urteil „Im Namen des Volkes“, 
vom 22.10.03, mit welchem Herrn Dr. Hamer weiterhin die Approbation entzogen bleibt. Ich habe mirdieses 
durch das Internet heruntergeladen. 

Ich beobachte nun ja schon seit einigerZeit die überhebliche Arroganz und Dummheit mit welcher man 
versucht Dr. Hamers wissenschaftlich jederzeit nachprüfbare Erkenntnisse zu unterdrücken. 

Die völlig lächerlichen, sich hinter irgendwelchen Paragraphen versteckenden Argumente, warum man Dr. 
Hamer die Approbation nicht zurückgeben kann, hat mein Vertrauen in die Justiz nun endgültig erschüttert. 

Ich würde an dieserStelle gerne auf das Urteil vom 22.10.03 eingehen. 

Punkt 1 

Erstens wurde Dr. Hamers Sohn, wie es im Urteil steht, nicht getötet, sondern von einem „Adeligen“ 
ermordet, was einen erheblichen Unterschied macht. 

Punkt 2 

Es bestehe eine hohe Wahrscheinlichkeit dafür, dass der Kläger aufgrund seiner geistigen-seelischen 
Konstitution nicht mehr in der Lage sei, sein praktisches ärztliches Handeln an der Einsicht in die ärztlichen 
Gegebenheiten auszurichten. Der Kläger sei durch eine wahnähnliche Gewissheit, seine wissenschaftlichen 
Erkenntnisse seien unantastbar, geprägt. 

Zu diesem Punkt kann ich nur sagen, dass Dr. Hamer großes Glück hat nicht mehr im 16. Jahrhundert zu 
leben, weil er sonst am Scheiterhaufen gelandet wäre, denn er hätte vermutlich, wie es in Ih rem Urteil 
steht, mit wahnähnlicher Gewissheit und aufgrund seiner Erkenntnisse, die Existenz des Teufels bestritten, 
die jedoch genau wie die sogenannten „Schulmedizin“, anerkannt war. 

Punkt 3 

Im Urteil ist mehrfach die Rede von schulmedizinischen Erfolg versprechenden Behandlungen auf 
anerkannter wissenschaftlicher Grundlage. 

Es würde mich freuen, wenn Sie mir mitteilen könnten, zu welchem Zeitpunkt und von wem die 
Schulmedizin jemals als wissenschaftlich anerkannt wurde! 

Punkt 4 

Das Mädchen Olivia Pilhar wird im Zusammenhang mit Punkt 3 erwähnt und es wird behauptet, 

Dr. Hamer hätte diese längere Zeit nach seinen medizinischen Vorstellungen behandelt und eine 
Erfolgsversprechende Behandlung nach anerkannten (von wem) Regeln der Medizin verhindert. 


Da mir der Vater von Olivia Pilhar von mehreren Vorträgen bekannt ist und ich die tatsächliche 
Leidensgeschichte seinerTochter kenne, werde ich Ihnen nun mitteilen, wie eine Therapie in der 
Schulmedizin, bei Krebspatienten, nach anerkannten Regeln der Medizin aussieht. 

Herr Dr. Hamer hatte damals dringend von der Chemotherapie für die kleine Olivia abgeraten. Wie man 
heute weiß, stürzten sich die Presse und Ärzte jedoch auf Dr. Hamer, wie die Wölfe auf die Beute, und kein 
einziger der „Schulmediziner“ war bereit auf Dr. Hamer zuhören. Tatsache ist dass die kleine Olivia nach 
der ersten Chemo einen Herzstillstand erlitt. Die nun in Panik geratenen Ärzte, versuchten das Mädchen 
nun zu intubieren, wobei sie dieserzwei Zähne ausschlugen. Anschließend wurde das Mädchen so brutal 
reanimiert, dass man ihr mehrere Rippen brach, woraus ein Pneumthorax resultierte (Zusammenklappen 
der Lunge). Entgegen dem Vorschlag von Dr. Hamer, entnahm man Olivia Pilhar anstatt des Tumors, die 
gesamte Niere und die restliche Behandlung führte dazu, dass Olivia niemals Kinder bekommen kann und 
ihre Leberzirrhotisch ist. Dass das Mädchen natürlich auch einen geschwächten Herzmuskel hat (durch 
Chemotherapie), kann man nur noch fassungslos zur Kenntnis nehmen. 

Das alles konnte nur passieren, weil Olivia P. nach den anerkannten Regeln der Medizin „behandelt“ wurde. 

Auch ich wäre bei Tumorerkrankung meines Kindes, vor solchen medizinischen Dummköpfen geflüchtet. 
Nicht auszudenken, was man mit Dr. Hamer gemacht hätte, wenn dieser ein Kind so zu Grunde richten 
würde und das anschließend auch noch als Erfolg verkaufen möchte. 

Punkt 5 

Es wird auch auf eine Verurteilung vom 12.02.1993 wegen Verstoßes gegen das Heilpraktikergesetz 
hingewiesen. 

Der Grund für diese Verurteilung ist dermaßen lächerlich, dass er wahrscheinlich eines Tages als 
Abschreckungsbeispiel für eine völlig aus den Fugen geratene Justiz dienen wird. 

Punkt 6 

Dass Dr. Hamer keine ausreichende Gewähr dafür bietet den Arztberuf ordnungsgemäß auszuüben, 
entspricht der Wahrheit im selben Ausmaß, als würde man behaupten, Jesus Christus hat nicht an Gott 
geglaubt. 

Dr. Hamer ist meines Erachtens die größte und charaktervollste Lichtgestalt die der Berufsstand der 
Mediziner jemals hervorgebracht hat. Ein Meilenstein derMedizin. 

Ein Arzt der in den 70-er Jahren nach Italien ging, um vielen Menschen, die sich keinen Arzt leisten konnten, 
zu helfen. Ein Vater, dessen Sohn von einem wildgewordenen „adeligen Prinzen“ ermordet wurde. Ein 
Mensch der selbst an Krebs erkrankte. Dessen Frau (ebenfalls Ärztin) mehrere Krebserkrankungen überlebte 
und tragischerweise einige Jahre später an einem akuten Herzinfarkt in Dr. Hamers Armen verstarb. 

Ein Mensch der unabhängig von der Neuen Medizin auch noch diverse medizinische Geräte erfand, welche 
in der Medizin nicht mehr wegzudenken sind (Hamerskalpell, Chirurgische Knochensäge usw.). Jemand der 
auf so viel Geld und eine große Karriere als Mediziner verzichtet hat, weil Geld niemals sein Auftrieb war, da 
es ihm immer als oberste Priorität galt, erkrankten Menschen zu helfen. 

Ein Mensch dertrotz aller Ungerechtigkeiten die man ihm angetan hat, niemals aufgab und mit seiner 
Neuen Medizin nachweislich unzähligen Menschen das Leben gerettet hat. 

Über diesen Menschen trauen Sie sich doch tatsächlich behaupten, dass es keine Gewähr dafür gibt, dass 
er den Beruf des Mediziners ordnungsgemäß ausübt. 

Wer, Frau Oehm-Neidlein, zwingt Sie so zu handeln? 


Ich bin mir sicher, Sie wissen ebenso wie die Gegner Dr. Hamers, dass die Neue Medizin vollkommen 
richtig ist und frage mich daher, ob es möglich ist, dass Sie sich Dr. Hamer die Approbation nicht 
zurück geben trauen, weil Sie befürchten, anschließend den selben mächtigen Gegnern wie Dr. Hamer 
gegenüberzustehen. 

Angst wäre wenigstens ein Entschuldigungsgrund, aberwegsehen wider besseren Wissens ist niemals zu 
rechtfertigen. 

Vielleicht sollten Sie sich folgende Verifikationen der Neuen Medizin doch lieber noch einmal ansehen. Alle 
im 2. Band „Vermächtnis der Neuen Medizin“ einzusehen. 

Verifikation, Wien, 6. September 1984 

Verifikation, Wien, 12. September 1988 (Unterzeichnet von 4 Ärzten) 

Verifikation, Gelsenkirchen, 24.Juli 1992 (Diese Verifikation endete folgendermaßen: Die 
Wahrscheinlichkeit, dass nach der strengen wissenschaftlichen Überprüfung auf Reproduzierbarkeit die 
Gesetzmäßigkeiten der,, Neuen Medizin“ (1-3) richtig sind muss nunmehr als sehr hoch angesetzt 
werden. Unterzeichnet von Prof. Dr. E.A. Stemmann, Leitender Arzt und Dr. Elke Mühlpfort, Kinderärztin.) 

Verifikation, Burgau, 27.Jänner 1993 

Schreiben von Dr. Willibald Stangl, Amtsarzt, Tulln, 8.Feber 1993 

Orginalzitat: Ich selbst untersuche nun im Rahmen meiner privat sowie schul- und amtsärztlichen 
Tätigkeiten etwa 120 Personen, verlangte dazu ein cerebrales Computertomogramm und muss nun 
zugeben, dass die Sache auch in jedem Fall seine Richtigkeit hatte. 

Bestätigung der Universität Trnava, vom 8.9 und 9.9.1998 

Abschließendes Zitat: Nach Berücksichtigung aller dieser Faktoren, haben wir den Eindruck gewonnen, dass 
die „ Neue Medizin“ dringend weiterverfolgt werden sollte. 

Unterzeichnet von drei 3 Ärzten der Universität Trnava am 11.9.1998 (Dekan der Fakultät, Prorektor und 
Vorsitzendem der Kommission) 

Es überrascht mich, dass Sie und Ihre Kollegen offenbar mehr medizinischen Sachverstand besitzen als die 
Unterzeichner der angeführten Verifikationen bzw. Bestätigungen. Natürlich sind dies nur einige wenige 
Auszüge von vielen, welche die Neue Medizin als richtig bestätigen oder zumindest als auf alle Fälle 
weiterzuverfolgen empfehlen. 

Abschließend wünsche ich Ihnen Frau Vors. Richterin Oehm-Neidlein, dass Sie niemals die Diagnose Krebs 
gestellt bekommen, denn glauben Sie mir eines: Spätestens nach derzweiten oder dritten Chemo, wenn 
Ihre Zunge wie Papier an Ihrem Gaumen kleben bleibt, Ihnen die Haare vollständig ausgehen, Sie das 
Gefühl haben Ihr Blut beginnt zu kochen, Sie bis auf die Knochen abgemagert sind und Ihr Herzmuskel 
vielleicht noch maximal eine Funktion von 30 Prozent aufweißt, dass werden Sie sich fragen, ob das was 
hier mit Ihnen geschieht, nur weil es „wissenschaftlich anerkannt“ ist, auch wirklich richtig ist. 

Spätestens dann werden Sie sich, wie es schon so mancher Arzt getan hat, auf den Weg zu Dr. Hamer 
machen und ihn bitten, Ihr Leben zu retten und Sie werden sich nichts sehnlicher wünschen, als dass er 
gegen das sogenannte „Gesetz“ verstößt um Ihnen zu helfen. 

Ich sage Ihnen, dieser von Charakter, Anstand, Intelligenz und Ehrlichkeit geleitete Arzt, wird keine Sekunde 
zögern dies zu tun. 

Suchen Sie nach dem jungen Mädchen in Ihnen, dass sich einst entschlossen hat Jura zu studieren, um 
Recht zu sprechen. Sprechen Sie Recht. 


Geben Sie Dr. Ryke Geerd Hamer die Approbation zurück. Das Schicksal bietet Ihnen eine einzigartige 
historische Chance. Ergreifen Sie diese und helfen Sie so Millionen verzweifelten Kranken weiterzuleben. 

Mit freundlichen Grüßen 

K.S. 

Dr. med. Mag. Theol. Ryke Geerd Hamer hat alles verloren, aber nicht seine Ehre. 


Inzwischen wissen wir aber daß schon seit Okt./Nov. 1981 alle jüdischen Ärzte der Welt nach der 
Germanischen Heilkunde praktizieren (siehe Dokument des Anwalts Koch in Schwerin vom 8.7.2010). 
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Dr. Hamer./. Universität Tübingen 

VG Sigmaringcn wg. verschiedener Anträge (ursprünglich Widerklage) 

Sehr geehrter Herr Dr. Hamer. 

der Ihrerseits vorgetragene Sachverhalt, 

duß offenbar schon im Oktober 1981 hei der Universität Tübingen die Richtigkeit der 
(Germanischen) Neuen Medizin bekannt war, 

ist unstreitiger Sachverhalt im Prozeß gewesen. 

Weder hat die Universität Tübingen dieses bestritten, noch ist das Gericht in seinem Urteil v. 
25.6.2010 (Geschäftszeichen 8 K 399/08) davon ausgegangen, daß hierüber Zweifel 
bestünden. 



Schon im Oktober/November 1981 haben fünf jüdische Medizinprofessoren der Universität Tübingen, wie 
uns der Justitiar der Universität verraten hat, an mehr als hundert Patienten hinter verschlossenen Türen 
geprüft und festgesteüt, daß der Dr. Hamer wirklich „den Stein derWeisen in der Medizin“ entdeckt hatte. 
Das wird heute nicht mehr bestritten. 

Aber sofort haben sich der Weit-Oberrabbiner Menachem Schneerson in New York und sein 
Rabbinerkoliege, der jüdische Papst der kathol. Kirche in Rom, eingeschaltet und die Germanische 
Heilkunde mit ihrer 99% igen Überiebensrate bei Krebs für alle Nichtjuden verboten. 

30 Jahre lief der Prozeß im Verwaltungsgericht Sigmaringen. Schließlich kam der Betrugs-prozeß vor den 
Verwaltungsgerichtshof in Mannheim: In einem Telefonat im Sept. 2011 sagte der Richter Klein zu mir: „Ja, 


Herr Dr. Hamer, es stimmt zwar, daß die Universität nicht mehr bestreitet, Betrug gemacht zu haben, aber 
sie gibt es ja auch nicht förmlich zu.“ 

„Aber Herr Richter Klein, einen Massenmörder, Räuber oder Kinderschänder zur Wahrheit zu zwingen, ist 
doch die Aufgabe des Gerichts.“ 

„Ja“, sagte Richter Klein, „das stimmt zwar, aber die Universität Tübingen kann man nicht zurWahrheit 
zwingen.“ 

Damit brach er das Gespräch ab und der Verwaltungsgerichtshof entschied für die betrügerische Universität 
und gegen Milliarden von Toten. 


Krebs: in Israel 
auffallend selten 

Der nationale Krebsregistrator 
von Israel, Dr. Micha Barchana, 
teilte neulich mit, daß die bereits 
schon sehr niedrigen Krebsraten 
in seinem Land erfreulicherweise 
weiter abnehmen. Dies trifft vor 
allem auf Dickdarm-, Brust- und 
Lungenkrebs zu. 

Bereits im Jahr 2004 starben 
von den 7,4 Millionen Einwoh¬ 
nern Israels nur gerade 152 Men¬ 
schen an Krebs. Dies ergibt rein 
rechnerisch die sensationelle 
Zahl von 0,4 Krebstoten pro Tag. 
Zum Vergleich: Im selben Jahr 
erlagen allein in Deutschland 
220"000 Menschen dem Krebs - 
also 601 ftrsonen jeden Tag. ln 
Österreich waren es 2008 täglich 
55 Krebstote und in der Schweiz 
»nur* 40. 

ln Israel jedoch liegt dieser 
Wert immer noch um den Faktor 
100 tiefer! Aus den israelischen 
Statistiken geht hervor, daß die 
meisten Krebsopfer der nichtjüdi¬ 
schen Bevölkerung entstammen. 
Somit ist die Todesrate unter den 
Juden nochmals geringer. 

Warum nur? Leben die Israelis 
gesünder? Nicht wirklich, denn 
auch dort raucht beispielsweise 
jeder vierte. Der Schlüssel liegt ist 
die Krebsbehandlung an sich: 
Weil man in Israel den Krebs aus 
einer ganzheitlichen Sicht be¬ 
trachtet und die totale Entgiftung 
von Körper, Seele und Geist als 
oberste Priorität setzt, im Verbund 
mit einer gesunden Ernährung. 

Ganz offensichtlich funktio¬ 
niert dieser natürliche Therapie - 
ansatz bestens. Nur schade, daß 
die Schulmedizin im Rest der 
Welt noch immer auf dem 
„Mordsgeschäft" von Chemo¬ 
therapie, Bestrahlung und Radi¬ 


kalschnitt besteht. Helfen tut das 
nämlich nicht. Weltweit steigen 
die Krebserkrankungen immer 
noch an. Allein in Europa starben 
2006 daran insgesamt 1,7 Millio¬ 
nen Menschen. Insider schätzen 
jedoch, daß es in Wahrheit weit 
mehr sind, weil viele Krebspa¬ 
tienten im nachhinein an den 
Folgen einer herkömmlichen Be¬ 
handlung sterben und dann in 
der Statistikspalte für „Herz- und 
Kreislauftote' landen. 

Zahlen können manches er¬ 
hellen. So auch, wenn man die 
jährlichen Krebstoten in einem 
Land, auf die jeweilige Bevöl¬ 
kerungszahl bezogen, auf eine 
Million Einwohner umrechnet 
und die so erhaltenen Werte der 
verschiedenen Länder miteinan¬ 
der vergleicht: Auf eine Million 
Deutsche kommen 2'683 Krebs¬ 
opfer pro Jahr. In der EU (25 Mit¬ 
gliedstaaten) Jiegt dieselbe Ver¬ 
gleichszahl bfei 2'522 Toten, in 
Israel bei 21. Somit ist das Risiko, 
an Krebs zu sterben, in Europa 
120 Mal größer als in Israel. 

Da gibt es nur eins: Entweder 
nach Israel auswandem oder sich 
nur naturheilkundlich behandeln 
lassen! ■ 
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Rückgang der Krebsfälle in Israel 

Die Verbreitung von Krebserkrankungen befindet sich in Israel im rückläufigen Trend. Dies teilte der nationale 
Krebsregistrator. Dr. Micha Barchana. heute mit. Grund dafür ist vor allem der Rückgang von Dickdarm-, Brust- und 
Lungenkrebs. 

Barchana wies darauf hin, dass wegen des Bewusstseins der Öffentlichkeit und damit zusammenhängenden 
Vorsorgeuntersuchungen Fälle von Brustkrebs zunehmend im frühen Stadium entdeckt würden. Aktuellen Angaben zufolge 
sind im Jahr 2006 3075 Fälle von Brustkrebs registriert worden (gegenüber 3144 im Jahr 2005). Nach wie vor hohe 
Brustkrebsraten verzeichnet der arabische Sektor 

Auch die Zahl der Krebstoten ist im Laufe der vergangenen Jahre zurückgegangen, So starben etwa im Jahr 2004 152 
Menschen in Israel an Krebs; 2003 waren es 160 Tote. 

(Haaretz. 22.10.08) 
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Epochaler Einschnitt in bundesdeutsche Justizgeschichte - Deutsche Bevölkerung jahrze¬ 
hntelang über wahre rechtliche Lage im Unklaren gelassen 

Veröffentlicht am n. Mai 2014 von staseve 

Leipzig (ADN). Das Verwaltungsgericht Leipzig entscheidet demnächst über die Legitimität und uständigkeit 
der gesamten bundesdeutschen Behördenarchitektur. Erstmals wurde am Freitag in Leipzig offiziell darüber 
verhandelt, welche generelle völkerrechtliche Position sämtliche admnistrativen Einrichtungen in der 
Bundesrepublik Deutschland einnehmen. Der Kläger Peter Frühwald, der im Jahr 2010 seine Staatliche 
Selbstverwaltung gemäß Artikel 9 UNO-Resolution Nr. 56/83 erklärt hatte, will ganz grundsätzlich von dem 
Gericht untersuchen und feststellen lassen, dass die Bundesrepublik nicht souverän ist und lediglich als 
Verwaltungseinheit der Alliierten fungiert. Er hat sich diese Rechtsauffassung im vergangenen Jahr bereits 
von Repräsentanten der russischen Militärverwaltung in der Berliner Botschaft Russlands und von 
US-amerikanischen Besatzungsbehörden in Stuttgart bestätigen lassen. Diese tatsächliche rechtliche 
Lage Deutschlands als Besatzungsgebiet von 1945 bis in die Gegenwart untermauerte er durch die Vorlage 
zahlreicher völkerrechtlich relevanter Dokumente aus den vergangenen sieben Jahrzehnten. Daraus 
geht hervor, dass Deutschland bislang weder einen Friedensvertrag mit den Siegermächten des Zweiten 
Weltkriegs hat noch über eine vom Volk nach 1945 verabschiedete Verfassung verfügt. 

Richterin Zarden protokollierte die umfänglichen Darlegungen des Klägers und stellte eine rasche 
Entscheidung in Aussicht. Die Beklagte - im vorliegenden Fall die Landesdirektion Sachsen (LDS) bzw. das 
Bundesland Sachsen - trug keinerlei Gegenargumente vor und beschränkte sich darauf, die Zurückweisung 
der Anträge des Klägers zu beantragen. 

Frühwald hatte darauf hingewiesen, dass die bundesdeutschen Verwaltungen aufgrund der 
besatzungsrechtlichen Vorgaben dazu verpflichtet waren und sind, die deutsche Bevölkerung über die 
wahre juristische Situation umfänglich und permanent zu informieren. Das wurde jedoch nicht getan. Im 
Gegenteil - über Jahrzehnte hinweg verschleierten Bundes- und Länderbehörden der BRD die wirkliche 
Lage nicht nur, sondern verschwiegen sie zudem. Viele kritisch nachfragende Bürger wurden und 
werden dafürvon BRD-Mitarbeitern aus Finanzämtern, Polizei odervon Gerichtsvollziehern schikaniert, 
wirtschaftlich ruiniert oder sogar inhaftiert. 

Inzwischen haben sich viele Deutsche dieses juristische, nicht einmal an Universitäten und in 
Verwatungssschulungen vermittelte Wissen vor allem aus dem Völkerrecht und dem internationalen Recht 
autodidaktisch angeeignet. Einer vor wenigen Tagen ausgestrahlten Fernsehdokumentation des TV- 
Senders ZDFinfo zufolge gibt es 93 Gruppierungen im gesamten Bundesgebiet, deren Mitglieder entweder 
ihre staatliche Selbstverwaltung erklärte haben oder damit sympathisieren. Es seien Tausende. Andere 
Schätzungen reichen in den Millionen-Bereich. 

Nicht nur für sie hat die bevorstehende Entscheidung eine kaum übersehbare weitreichende Bedeutung. 

In dervom Kläger beantragten Konstellation bricht ein sorgsam und skrupellos aufgebautes Lügengebäude 
mitsamt der sogenannten deutschen Wiedervereinigung und dem angeblich alle noch offen gebliebenen 
Fragen regelnden 2+4-Vertrag von 1990 völlig in sich zusammen. Ein tatsächlicher und ehrlicher Neubeginn 
mit Friedensvertrag und Verfassung Deutschlands in der Mitte Europas würde in die Nähe des Möglichen 
rücken. 

Den Mitarbeitern des Gerichts war die epochale Dimension des Streitgegenstands offensichtlich klar, 
denn unmittelbar vor dem Verhandlungstermin wurden Besucher und Pressevertreter gründlich gefilzt. Sie 
mussten sich umfangreichen Sicherheitsuntersuchungen und Leibesvisitationen unterziehen. Das ist für die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit ein ausgesprochen seltenes Phänomen.++ (vk/mgn/09.05.14 - 128) 
Nachrichtenagentur ADN (SMAD-Lizenz-Nr. 101 v. 10.10.46) vom 10.05.2014 


